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Vorwort

Christian Bradl

Deutsche Heilpddagogische
Gesellschaft

Das Versprechen des Koalitionsvertrags
von CDU/CSU/SPD Ende 2013, in der
neuen Legislaturperiode die Eingliede-
rungshilfe zu reformieren und ein mo-
dernes Teilhaberecht in Form eines Bun-
desleistungsgesetzes zu entwickeln, l6ste
auch in Fachverbanden rege Aktivitaten
mit Tagungen, Stellungnahmen und For-
derungen aus. Dabei wurden sehr schnell
die unterschiedlichen Interessen sicht-
bar: Einerseits die Férderung von Teilha-
bechancen im Einklang mit der Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskon-
vention, andererseits die Begrenzung auf
leistungsrechtliche Fragen im Zuge fiska-
lischer und anderer wirtschaftlicher
Zwange.

Mit der gemeinsamen Fachtagung woll-
ten sich die Deutsche Heilpddagogische
Gesellschaft (DHG) und die Deutsche
Gesellschaft fur Seelische Gesundheit bei
Menschen mit geistiger Behinderung
(DGSGB) gemeinsam an der notwendi-
gen Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe zu einem modernen Teilha-
berecht beteiligen und vor allem die
fachlichen und konzeptionellen Heraus-
forderungen diskutieren. Insbesondere
sollte es im Interesse beider Verbande

darum gehen, fir Menschen mit geistiger
Behinderungen mit komplexem Unter-
stlitzungsbedarf (z.B. infolge herausfor-
dernden Verhaltens, psychischer Stérun-
gen, Mehrfachbehinderung) die erforder-
lichen Leistungen im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe sicher zu stellen und
weiter zu entwickeln. Daruber hinaus
sollte mit Blick auf den genannten Per-
sonenkreis die gegenwartigen Unterstit-
zungssysteme weiter entwickelt werden,
unter besonderer Bericksichtigung der
Leistungen an Schnittstellen zu benach-
barten Systemen, z. B. zum Gesund-
heitssystem, zur Pflegeversicherung und
zur sozialrédumlichen Infrastruktur. Das
leitende Anliegen von DHG und DGSGB
war und ist es zu verhindern, dass Men-
schen mit komplexem Unterstitzungs-
bedarf auf die Verliererseite geraten und
in der Verwirklichung von Teilhabechan-
cen benachteiligt werden.

Inzwischen, ein halbes Jahr nach der
gemeinsamen Tagung, ist der Reform-
prozess zwar fortgeschritten, jedoch
scheint sich allenthalben unter Betroffe-
nen und Fachverbanden eine groBe Er-
nichterung breit zu machen.

Zur Vorbereitung des Gesetzesverfah-
rens sowie zur Beteiligung von Menschen
mit Behinderung und Verbanden war
vom zustandigen Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales (BMAS) die Arbeits-
gruppe Bundesteilhabegesetz! eingesetzt
worden, die von Juli 2014 bis April 2015
Grundlagen eines Bundesteilhabegeset-
zes beraten sollte; der Abschlussbericht
liegt noch nicht vor, richtungsweisende
Entscheidungen sind offenbar nicht zu
erwarten (Stand Ende Juni 2015).

Erwartet wird im Herbst 2015 der Refe-
rentenentwurf eines Bundesteilhabege-
setzes, aus dem sich dann klarer die
Konturen des Teilhaberechts ablesen
lassen. Geplant ist, das Gesetzesvorha-
ben ab Anfang 2016 in den Gremien zu

' Dokumentation der Arbeitsergebnisse der AG:
www.gemeinsam-einfach-machen.de
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beraten und im Sommer 2016 abzu-
schlieBen.?

Schon von Anfang an stand der politisch
formulierten Anforderung, es durfe ,kei-
ne neue Ausgabendynamik®™ entstehen,
das groBe Interesse von Betroffenen und
Fachverbanden gegenuber, mit Entwick-
lung eines modernen Teilhaberechts sub-
stantielle Verbesserungen flir Menschen
mit Behinderungen im Gefolge der Be-
hindertenrechtskonvention zu erreichen.
Im Marz 2015 erhielt der Reformprozess
einen heftigen Riickschlag, als die im
Koalitionsvertrag zugesagte Kopplung
einer jahrlichen Entlastung der Kommu-
nalhaushalte in Héhe von 5 Mrd. Euro
zugunsten einer Reform der Eingliede-
rungshilfe politisch gekippt wurde.
Wir werden mit groBer Aufmerksamkeit
verfolgen, welche Anteile vom beabsich-
tigen modernen Teilhaberecht in das
weiterhin angeklindigte Bundesteilhabe-
gesetz einflieBen werden. Wichtigste
,Mindestinhalte" fir ein Bundesteilhabe-
gesetz waren und sind dabei nach An-
sicht der der Fachverbande? insbesonde-
re:
» Behinderungsbegriff im Sinne BRK
und ICF weiterentwickeln
» Personenzentrierte Gestaltung von
Teilhabeleistungen, d.h. Trennung
von Fachleistungen der Eingliede-
rungshilfe von existenzsichernden
Leistungen, rechtssichere Zuordnung
von Bedarfen und Leistungen
*» Bundeseinheitliches Verfahren auf
ICF-Basis zur Bedarfsermittlung und
—feststellung

2 Jenny Axmann: Der Prozess um ein Bundesteilha-
begesetz geht weiter. In: Rechtsdienst der Le-
benshilfe. Nr.2/2015 (Juni 2015), S.55-57; Beitrag
auch zum Download:
www.lebenshilfe.de/de/buecher-
zeitschriften/rechtsdienst

3 Siehe auch: Vorschlage der Fachverbinde fir
Menschen mit Behinderung an die Arbeitsgruppe
Bundesteilhabegesetz im BMAS. Zum Download:
www.diefachverbaende.de/aktuelles

» Hilfen aus einer Hand in primarer
Koordinierungsverantwortung des
Tragers der Eingliederungshilfe

» Unabhédngige Beratung als Teil des
Bedarfsermittlungsverfahrens

»  Weiterentwicklung der Teilhabe am
Arbeitsleben, u.a. auch Zugang zu
entsprechenden  Teilhabeleistungen
fir Menschen mit hohen Unterstit-
zungsbedarfen

= Leistungen der Eingliederungshilfe als
Nachteilsausgleich, d.h. Verzicht auf
Bedirftigkeitsprifungen fir Men-
schen mit Behinderung und Angeho-
rige

= Integrierte Leistungen von Pflegever-
sicherung und Eingliederungshilfe -
nebeneinander und gleichrangig

= Sicherstellung hauslicher Kranken-
pflege auch in Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe.

Und vor allem werden wir zu beobachten
haben, welche Effekte der Reformpro-
zess fur Menschen mit Behinderung und
komplexen Unterstitzungsbedarfen ha-
ben wird. Schon jetzt ist festzustellen,
dass die Exklusionstendenzen und -
risiken flr diesen Personenkreis zuneh-
men und die Schere zwischen fachlichen
Ansprichen und der Realitat in den Ein-
richtungen immer weiter auseinander
geht. Diese Exklusionsrisiken sind im
Bundesteilhabegesetz explizit zu beruick-
sichtigen. Bei der Neuausrichtung des
Systems Behindertenhilfe sind personen-
zentrierte und individuelle Unterstut-
zungsarrangements auch fir Menschen
mit komplexen Bedarfslagen sicherzu-
stellen. Leistungsrechtliche Barrieren
dafir missen benannt und abgebaut
werden?,

| DR. CHRISTIAN BRADL
DEUTSCHE HEILPADAGOGISCHE
GESELLSCHAFT
JULICH

4 Vgl. Positionspapier der DHG zur Reform der
Eingliederungshilfe von Monika Seifert: www.dhg-
kontakt.de
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GruBworte

Verena Bentele
Bundesbehindertenbeauftragte

Sehr geehrte Frau Dr. Seifert,
sehr geehrter Herr Professor Seidel,

sehr geehrte Mitglieder der Deutschen
Heilpadagogischen Gesellschaft und sehr
geehrte Mitglieder der Deutschen Gesell-
schaft fir Seelische Gesundheit bei Men-
schen mit geistiger Behinderung,

sehr geehrte Damen und Herren,

leider kann ich heute nicht — wie geplant
— bei Ihnen sein und mit Ihnen Uber das
Thema "Mehr Teilhabechancen fir Men-
schen mit geistiger Behinderung und
komplexen Unterstitzungsbedarf. Anfor-
derungen an ein modernes Teilhaber-
echt" in den Dialog treten. Das bedauere
ich sehr und moéchte mich hierflir ent-
schuldigen.

Gerne habe ich fir Ihre Tagung die
Schirmherrschaft iGbernommen, weil es
mir als Beauftragte fir die Belange von
Menschen mit Behinderung ebenso wich-
tig ist wie Ihnen, die Teilhabechancen
gerade von Menschen mit komplexem
Unterstiltzungsbedarf zu férdern und zu
sichern.

Ihre Fachtagung beleuchtet aus unter-
schiedlichen Perspektiven die komplexen
Ansatze und Problemstellungen bei der
Reform der Eingliederungshilfe, und Ant-
je Welke von der Lebenshilfe, die eben-
falls in der groBen Partizipationsrunde
des Bundesministerium fur Arbeit & So-
ziales vertreten ist, wird Ihnen, wie ich
weil3, gleich im Anschluss einen Einblick
in den Stand der Reformdiskussion ge-
ben.

Einer meiner Eckpunkte im Zusammen-
hang mit der Bundesteilhabereform ist
auch ganz klar: Der bedingungslose
Wegfall der Einkommens- und Vermo-
gensgrenze fiur Menschen mit hohem
Assistenzbedarf. Es muss madglich sein,
dass auch wir das Recht haben, fir eine
Ausbildung unserer Kinder oder einen
Urlaub zu sparen. Menschen mit Behin-
derung missen selbst entscheiden koén-
nen, wie sie unterstiitzt und geférdert
werden moéchten und das auch hinsicht-
lich ihrer Finanzen. Das Wunsch- und
Wahlrecht muss gestarkt werden.

Die im Koalitionsvertrag festgeschriebe-
ne Abkehr vom Flrsorgesystem geht
Hand in Hand mit dem Wegfall der Ein-
kommens- und Vermdgensgrenze.

Es missen natiirlich gleichzeitig die er-
forderlichen Leistungen fur Menschen mit
Mehrfachbehinderungen sicher gestellt
sein. In dieser Reform wird es um alle
Menschen mit Behinderung gehen, und
es muss darum gehen, ihre Lebenssitua-
tion eindeutig zu verbessern und Prozes-
se zu vereinfachen. Hierbei werden na-
tarlich verschiedene Punkte nach und
nach erarbeitet werden mussen.

Ich werde mich daflir einsetzen, dass
Menschen mit Behinderung und das heiBt
eben auch Menschen mit komplexem
Unterstltzungsbedarf ihren Wohn-, Ar-
beitsraum und Lebensmittelpunkt selbst
aussuchen kénnen. Hier muss die indivi-
duelle Entscheidung im Vordergrund ste-
hen, welche zu keiner Benachteiligung
hinsichtlich der Hilfeleistungen flihren
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darf. Das betrifft auch den Bereich der
Arbeit. Werkstatten sollen fiir Menschen
mit Behinderung, auch fur Menschen mit
hohem Unterstiitzungsbedarf, weiterhin
eine reelle Option sein, aber eben nicht
die Einzige. Auch hier sollten personen-
zentrierte Lésungen im Vordergrund ste-
hen. Sie Uberreichen im Verlauf Ihrer
Tagung einen Preis flir die Teilhabe am
Arbeitsleben von Menschen mit spezifi-
schem Unterstitzungsbedarf. Hiermit
setzen Sie ein Zeichen und machen posi-
tive Beispiele publik. Das ist meines Er-
achtens der richtige Ansatz.

Der Artikel 8 der UN-BRK fordert unter
anderem, ,das Bewusstsein fiir die Fa-
higkeiten und den Beitrag von Menschen
mit Behinderung zu férdern“. Dafur ste-
hen wir alle heute hier, und dafir stehe
auch ich ganz persénlich ein. Das betrifft
auch den Arbeitsmarkt. Hier muss Uber
Konzepte wie das Budget fiir Arbeit und
die Arbeitsassistenz vertieft gesprochen
werden. Die Potenziale und Féhigkeiten
von Menschen mit Behinderungen mis-
sen in allen gesellschaftlichen Bereichen
ankommen.

Menschen mit komplexem Unterstit-
zungsbedarf dirfen nach der Teilhabere-
form nicht schlechter gestellt sein als
vorher - im Gegenteil, und das von An-
fang an, auch und gerade im Kinder- und
Jugendalter. Daher mdchte ich mich
auch hier noch mal fiir die GroBe Lésung
in der Kinder- und Jugendhilfe ausspre-
chen. Denn Kinder sind in erster Linie
Kinder, nicht mehr und vor allem nicht
weniger.

Zu guter Letzt mochte ich Ihnen allen fir
Ihr Engagement danken und wilnsche
Ihnen eine produktive und ergebnisrei-
che Tagung. Ich wirde mich freuen,
wenn Sie mich Uber das ein oder andere
Ergebnis aus Ihren Arbeitsgruppen in-
formieren.

| VERENA BENTELE
BUNDESBEHINDERTENBEAUFTRAGTE
BERLIN
WWW,.BEHINDERTENBEAUFTRAGTE.DE
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Monika Seifert
Deutsche Heilpadagogische
Gesellschaft

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

als Vorsitzende der Deutschen Heilpada-
gogischen Gesellschaft (DHG) begriBe
ich Sie im Namen des Vorstands zur
diesjahrigen Fachtagung, die wir erst-
mals gemeinsam mit unserem Koopera-
tionspartner DGSGB, der Deutschen Ge-
sellschaft fir seelische Gesundheit bei
Menschen mit geistiger Behinderung,
durchfiihren.

Wir freuen uns lber das groBe Interesse
an der Tagung. Fast 200 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer aus 13 Bundeslan-
dern und der Schweiz sind gekommen,
nur Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-
Vorpommern und das Saarland sind nicht
vertreten.

Ganz besonders mochte ich unsere Refe-
rentinnen und Referenten im Plenum und
die Moderatorinnen und Moderatoren der
Arbeitsgruppen sowie die Preistrager des
DHG-Preises zum Themenfeld ,Arbeit ist
Vielfalt" begriBen.

Schirmherrin der Tagung ist die Behin-
dertenbeauftragte der Bundesregierung,
Frau Verena Bentele, die ihre Teilnahme
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leider kurzfristig absagen musste, aber
ein GruBwort geschickt hat, das ich
nachher verlesen werde.

Das Thema der Tagung ,Mehr Teilha-
bechancen fiir Menschen mit sogenann-
ter geistiger Behinderung und komple-
xem Unterstitzungsbedarf - Anforde-
rungen an ein modernes Teilhaberecht"
ist héchst aktuell. Noch in dieser Legisla-
turperiode soll das Bundesteilhabegesetz
in Kraft treten — ein Gesetz, das den An-
spruch hat, die Lebenssituation von Men-
schen mit Behinderungen zu verbessern
und damit das deutsche Recht im Licht
der UN-Behindertenrechtskonvention
weiterzuentwickeln. Wesentliche Punkte
sind (BMAS, August 2014):

» Selbstbestimmung und individuelle
Lebensplanung sollen ,vollumfanglich
unterstutzt" werden.

= Die Leistungen sollen personen-
zentriert gestaltet werden, unabhéan-
gig von Wohnort und —form.

» Die Eingliederungshilfe soll sich auf
die Fachleistung konzentrieren.

» Die Bedarfsfeststellung soll im Rah-
men eines bundeseinheitlichen parti-
zipativen Verfahrens erfolgen.

= Die Moglichkeiten einer unabhangi-
gen Beratung sollen geprift werden.

Gerade zwei Wochen ist es her, dass sich
die Fachverbande flir Menschen mit Be-
hinderung auf einem Diskussionsforum
in Berlin GUber den aktuellen Stand der
Beratungen zum Bundesteilhabegesetz
ausgetauscht haben. Und nun schon
wieder eine Tagung zum Thema - dies-
mal aber mit einem besonderen Akzent:
Im Mittelpunkt steht die Frage, was das
neue Gesetz fir Menschen mit komple-
xem Unterstitzungsbedarf bringt!

Menschen mit komplexem Unterstit-
zungsbedarf- wer ist damit gemeint? Es
ist ein Personenkreis, der in unseren
Stadten und Gemeinden weitgehend un-
sichtbar ist, dessen spezifischer Unter-
stitzungsbedarf zur Realisierung von
Teilhabe in der Inklusionsdebatte nahezu
vollig ausgeblendet wird und der in unse-
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rer Gesellschaft keine Lobby hat. Konk-
ret: Es geht um Menschen,

die (schwere) kognitive Beeintrachtigun-

gen haben, haufig begleitet durch kor-

perliche oder sinnesbezogene Beein-

trachtigungen oder chronische Erkran-

kungen,

= die in allen oder vielen Lebensberei-
chen von umfanglicher personeller
Unterstlitzung abhéngig sind,

= die Uberwiegend nonverbal kommu-
nizieren und ihre Befindlichkeiten, ih-
re Bedurfnisse und Interessen durch
jeweils eigene Ausdrucksformen sig-
nalisieren,

» die durch herausforderndes Verhalten
,auffallen®,

» die von psychischen Stérungen oder
Erkrankungen betroffen sind.

Allen gemeinsam ist, dass sie nicht oder
nur bedingt fir sich selbst sprechen kén-
nen und bei der Wahrnehmung ihrer In-
teressen anwaltschaftlicher Unterstiit-
zung bedirfen - weil sie andernfalls Ge-
fahr laufen, in ihren Bedurfnissen und
Anspriichen missachtet und Interessen
von Dritten ausgeliefert zu sein.

Ein Rulckblick auf die vergangenen 20

Jahre zeigt, dass es flir Menschen mit

hohem Unterstiitzungsbedarf viele posi-

tive Entwicklungen gab, auf der Hand-
lungsebene und auch strukturell. Wir
haben die Veranderungen auf unseren

Tagungen, in Fachgesprachen und mit

dem DHG-Preis gewlrdigt und Impulse

zur Weiterentwicklung gegeben. Seit
einigen Jahren beobachten wir in der

Arbeit mit diesem Personenkreis mit

Sorge, dass die Schere zwischen fachli-

chen Anspriichen und der Realitat vor

Ort immer weiter auseinander geht:

»  Wohnen inmitten der Gesellschaft? -
Fir die meisten nicht realisiert. Nach
wie vor lebt der gréBte Teil der Men-
schen mit hohem Unterstitzungsbe-
darf in GroBeinrichtungen, ohne all-
tagliche Kontakte mit der Bevdlke-
rung. Trotz der angestoBenen Kon-
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versionsprozesse ist zu befilrchten,
dass Restgruppen in den Institutio-
nen verbleiben werden.

» Selbstbestimmung? - Unter den ge-
gebenen leistungsrechtlichen und
strukturellen Bedingungen kann den
Winschen und eigenen Qualitdtszie-
len von Menschen mit hohem Hilfe-
bedarf kaum Rechnung getragen
werden.

= Intensivpadagogische und psychothe-
rapeutische Ansatze fir Menschen in
besonders schwierigen Lebenslagen?
- Der Anspruch auf die notwendigen
Hilfen, z. B. bei gravierend heraus-
forderndem Verhalten, ist immer
schwieriger durchzusetzen und zu
gestalten.

= Medizinisch-psychiatrische Versor-
gung in der Region? - Das Gesund-
heitssystem ist auf die Erfordernisse
fur diesen Personenkreis nicht einge-
stellt.

= Teilhabe am allgemeinen Leben? -
Die Umsetzung stoBt auf viele Hin-
dernisse, die teils in Einstellungen
der Bevdlkerung, teils in kommuna-
len Strukturen, teils in unzureichen-
den Rahmenbedingungen zur Férde-
rung der Teilhabe begrindet sind.

In den genannten und weiteren Berei-
chen, die auf der Tagung thematisiert
werden, wollen wir gegensteuern, indem
wir auf die spezifischen Bedarfe dieser
Personengruppe aufmerksam machen
und ihre unbedingte Zugehdrigkeit zur
Gesellschaft einschlieBlich der notwendi-
gen Unterstutzungsleistungen fur ihre
Teilhabe einfordern. Wir kédnnen es nicht
zulassen, dass die Diskussion um die
Ausgestaltung des Bundesteilhabegeset-
zes auf fiskalische Aspekte verengt wird
und inhaltliche Fragen eher sekundar
sind. Wir mussen die fachlichen und kon-
zeptionellen Anforderungen an das neue
Gesetz zur Starkung der Teilhabe von
Menschen mit komplexem Unterstit-
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zungsbedarf konkret benennen. Genau
das wollen wir auf dieser Tagung tun.

Zentrale Leitfragen sind:

» Wie kénnen in den unterschiedlichen
Lebensbereichen und Lebenslagen
Teilhabechancen weiter entwickelt
werden?

= Welche teilhaberechtlichen Anforde-
rungen ergeben sich daraus fir die
Reform der Eingliederungshilfe, ein-
schlieBlich der Schnittstellen zu ande-
ren Bereichen des Leistungsrechts?

= Welche fachlichen und leistungsrecht-
lichen Anforderungen gelten beson-
ders fiir Menschen mit sogenannter
geistiger Behinderung und komple-
xem Unterstitzungsbedarf?

» Diese Leitfragen werden wie ein roter
Faden die Tagung durchziehen - in
den Vortragen im Plenum, in den Ar-
beitsgruppen und auf dem abschlie-
Benden Podium. Ich wiinsche uns al-
len fruchtbare Diskussionen.

Last but not least mdchte ich noch mei-
nen Dank aussprechen an Organisatio-
nen und Personen, die diese Tagung un-
terstiitzt haben, insbesondere der Berli-
ner Lebenshilfe gGmbH, dem Berliner
Landesverband des Paritatischen Wohl-
fahrtsverbands und allen ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfern rund um die
Tagung. Vielen Dank!

B DR. MONIKA SEIFERT

VORSITZENDE DER DEUTSCHEN
HEILPADAGOGISCHEN GESELLSCHAFT
(DHG)

BERLIN
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Michael Seidel

Deutsche Gesellschaft flur seeli-
sche Gesundheit bei Menschen
mit geistiger Behinderung

Liebe Frau Seifert, lieber Herr Bradl,
sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen!

in meiner Eigenschaft als Vorsitzender
der DGSGB, der Deutschen Gesellschaft
fir seelische Gesundheit bei Menschen
mit geistiger Behinderung, als Mitveran-
stalter der Fachtagung, obliegt auch mir,
Sie herzlich zu begriBen.

Zunachst kann ich mich voll und ganz
den freundlichen GriiBen und den guten
Winschen von Frau Seifert anschlieBen.
Auch ich bedanke mich jetzt schon nicht
nur bei allen Mitwirkenden fir die akti-
ven Beitrage zu unserer Veranstaltung,
sondern auch schon bei allen Referentin-
nen und Referenten fir die plnktliche
Einreichung ihrer Beitrage zur alsbaldi-
gen Drucklegung.

Die Deutsche Gesellschaft fur seelische
Gesundheit bei Menschen mit geistiger
Behinderung begeht im Dezember dieses
Jahres den 20. Jahrestag ihrer Grin-
dung. Wir freuen uns Uber die Mdglich-
keit, gemeinsam mit der Deutschen Heil-
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padagogischen Gesellschaft diese Fach-
tagung ausrichten zu koénnen. Die
DGSGB ist eine interdisziplinare, multi-
professionelle Fachgesellschaft. Dement-
sprechend kommen sowohl unsere Mit-
glieder als auch das Publikum unserer
regelmaBigen Arbeitstagungen aus allen
maoglichen Berufen und Tatigkeitsfeldern.
Die Durchflihrung von Veranstaltungen
in Kooperation mit anderen Fachgesell-
schaften hat eine lange Tradition. Als
Partner erwdhne ich neben der Deut-
schen Heilpadagogischen Gesellschaft
beispielhaft die Deutsche Gesellschaft flr
interdisziplindre Forschung bei Menschen
mit geistiger Behinderung (DIFGB) oder
das Netzwerk Intensivbetreuung.

Meine Damen und Herren! Die Bundes-
regierung beabsichtigt, im Rahmen eines
umfassenden Reformvorhabens die bis-
herige Gesetzgebung der Eingliede-
rungshilfe zu einem zeitgeméaBen Teilha-
berecht umzuwandeln. Im Hinblick auf
dieses hochst anspruchsvolle und kom-
plexe Reformvorhaben werden allerdings
sehr unterschiedliche Erwartungen deut-
lich: Auf der einen Seite, und hier finden
Sie DHG und DGSGB, wird erwartet,
dass dieser Reformprozess sich an den
MaBgaben und Zielvorgaben der UN Be-
hindertenrechtskonvention orientiert und
diese Intentionen in den Vordergrund
stellt. Auf der anderen Seite, verstandli-
cherweise finden sich dort Vertreter der
Leistungstrager, gibt es die Hoffhung,
die Reform der Eingliederungshilfe setze
ein betrachtliches Einsparpotenzial frei
oder fihre wenigstens nicht zu Mehrkos-
ten. Dass das ganze Vorhaben kosten-
neutral sein misse, hat jedenfalls die
Bundesregierung unterstrichen. Die
Kommunen, bekanntlich unter erhebli-
chem finanziellem Druck, winschen sich
natdrlich, dass eine spirbare finanzielle
Entlastung zustande kommt.

Die DHG und die DGSGB sind vereint in
der Sorge um die Menschen mit geistiger
Behinderung, die einen besonderen Un-
terstitzungsbedarf haben. Wir wissen,
schon heute wird dieser besondere Un-
terstitzungsbedarf oft gar nicht oder
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nicht im ausreichenden MaBe gedeckt.
Unsere Erwartung an das Reformvorha-
ben der Bundesregierung geht dahin,
dass in Zukunft ein weiterhin offener
Leistungskatalog, endlich eine bundes-
weit einheitliche und differenzierte Hil-
febedarfsermittlung und vor allem aus-
reichende finanzielle Mittel ermdéglichen,
dass gerade diese vulnerable Gruppe in
Zukunft die notwendigen Hilfen im Inte-
resse ihrer optimalen Teilhabe bekom-
men wird.

Meine Damen und Herren, die Veranstal-
tung heute und morgen soll beitragen,
den Diskurs um die Reform der Einglie-
derungshilfe mit fachlichen Aspekten und
Impulsen anzureichern und aus einer
gewissen leistungsrechtlichen und fi-
nanzpolitischen Verengung herauszufiih-
ren.

Gerade weil wir aus voller Uberzeugung
den dringend erforderlichen Struktur-
wandel der Behindertenhilfe in Richtung
auf Dezentralisierung, Institutionalisie-
rung, Sozialraumbezug usw. unterstit-
zen, machen wir nachdricklich geltend:
Menschen mit geistiger Behinderung
brauchen oft erheblich mehr als selbst-
bestimmte Wohnformen oder selbstbe-
stimmte Beschéaftigungsoptionen, nam-
lich differenzierte fachliche Unterstit-
zung in vielen Lebensbereichen.

Ich freue mich auf die Vielfalt der Beitra-
ge, auf eine lebendige und hoffentlich
auch kontroverse Diskussion. Wie gut
das gelingt, liegt an uns allen, auch an
Ihnen, liebe Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer. Ich winsche unserer gemein-
samen Veranstaltung viel Erfolg und
Ihnen im Namen des Vorstandes der
DGSGB eine gute, erfolgreiche Zeit in
Berlin.

| PROF. DR. MICHAEL SEIDEL

VORSITZENDER DER DEUTSCHEN GESELL-
SCHAFT FUR SEELISCHE GESUNDHEIT BEI
MENSCHEN GEISTIGER BEHINDERUNG
(DGSGB)

BIELEFELD
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WELKE: STAND DER REFORMDISKUSSION ZUM BUNDESTEILHABEGESETZ

Von der Eingliederungshilfe
zum modernen Teilhaberecht

Stand der Reformdiskussion
zum Bundesteilhabegesetz

Antje Welke
Bundesvereinigung Lebenshilfe, Berlin

e) Lebenshilfe

#) Lebenshilfe

1. bisheriger Reformprozess, Koalitionsvertrag und
Entwicklungen seit Beginn der 18. Legislaturperiode

Von der Eingliederungshilfe zum modernen und Zeitplan

Teilhaberecht — Stand der Reformdiskussion * jahrelanger ASMK-Prozess

zum Bundesteilhabegesetz » Grundlagenpapier der Bund-Lénder-AG (2012)
Gemeinsame Fachtagung der DHG und der DGSGB, + Bundesrats-Beschluss zum Bundesleistungsgesetz
am 29, und 30.1.2015 vom 22.03.2013

in Berli
Sl + Erganzung durch Bericht einer Lander-AG (2013)

Anitfe Welke

+ Koalitionsvertrag

Co) Lebenshilfe

Ubersicht + Wir werden ein Bundesleistungsgesetz fiir Menschen
mit Behinderung (Bundesteilhabegesetz) erarbeiten.”

+ Dabei werden wir die die Neuorganisation der

Entwicklungen seit Beginn der 18. Legislaturperiode Ausgestaltung der Teilhabe zugunsten der Menschen

und Zeitplan mit Behinderung so regeln, dass keine neue

Ausgabendynamik entsteht”.

Jdie Kommunen im Rahmen der Verabschiedung eines

Bundesteilhabegesetzes im Umfang von fiinf Milliarden

Euro jahrlich von der Eingliederungshiffe entlastet
werden.”

3568 Jalveszagung

1.bisheriger Reformprozess, Koalitionsvertrag und

2.Arbeit der AG Bundesteilhabegesetz .

3.Aktivitaten der Verbande
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Co) Lebenshilfe

« Wirwollen den Ubergang zwischen Werkstétten fiir Menschen mit
Behinderungen und dem ersten Arbeitsmarkt erleichtern,
Riickkehrrechte garantieren und die Erfahrungen mit dem ,Budget
fir Arbeit” einbeziehen.” (Seite 110)

« Wirwollen die Einfihrung eines Bundesteilhabegeldes prifen.”

+ Wirwollen die Menschen, die aufgrund einer wesentlichen
Behinderung nur eingeschrénkte Maglichkeiten der Teilhabe am
Leben in der Gemeinschaft haben, aus dem bisherigen
JFlirsorgesystem” herausfihren und die Eingliederungshilfe zu
einem modemen Teilhaberecht weiterentwickeln. (Seite 111)

« Die Lejstungen sollen sich am persénlichen Bedarf orfentieren und
entsprechend eines bundeseinheitlichen Verfahrens personen-
bezagen ermittelt werden. Lefstungen sollen nicht ldnger institut-
ionenzentriert, sondern personenzentriert bereitgestellt werden.

@) Lebenshilfe

2. Arbeit der AG Bundesteilhabegesetz

Zusammensetzung der ,Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz*

Deutscher Behindertenrat hat 10 Plitze:
+ Adolf Bauer, SoVD

+ Ulrike Mascher, VdK

+ Holger Borner, BAG SELBSTHILFE

+ Hans-Werner Lange, DBSV

+ Renate Welter, Deutsche Gesellschaft der Horgeschadigten
+ Norbert Miiller-Fehling, bvkm

+ Ulla Schmidt, BVLH

+ Ruth Fricke, BPE

+ Dr. Sigrid Amade, ISL

+ Peter Braun, ABID

Co) Lebenshilfe

* Wirwerden das Wunsch- und Wahlrecht von
Menschen mit Behinderungen im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention beriicksichtigen.

= Menschen mit Behinderung und ihre Verbénde
werden von Anfang an und kontinuierlich am
Gesetzgebungsprozess beteiligt.

@) Lebenshilfe

2014:
+ informelle Gesprache
+ parteiinterne Arbeitsgruppen

+ hochrangigen Beteiligungsprozess von Juli 2014 bis April 2015
(www.gemeinsam-einfach-machen.de)

2015

+ Erarbeitung des Gesetzes durch BMAS

+ Abstimmung mit den anderen Ressorts und den Landern
2016

+ Gesetzgebungsverfahren

+ Vlerabschiedung des Gesetzes vor der Sommerpause 2016
2017: angestrebtes Inkrafttreten (?7)
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@) Lebenshilfe

+ BAGFW,

+ Die Fachverbande, Michale Conty (BEB)
+ BAG WibM

+ BAG Werkstattrate

+ 5 Landervertreter

+ BAGUS

+ KSV

+ DGB

+ BDA

+ Sozialversicherungen

+ Andere Ministerien als Gaste

@) Lebenshilfe

17.09.2014 | 1. Leistungsberechtigter Personenkreis -
Behinderungsbegriff

2. Abgrenzung Fachleistungen zu existenzsichemnden
Leistungen

3. Bedarfsermittiung und -feststellung:
bundeseinheitliche Kriterien und
Koordinierungsverantwortung

4. Unabhangige Beratung

14.10.2014 | Teilhabe am Arbeitsleben

19.11.2014 | 1. Soziale Teilhabe, einschliefllich Assistenzleistungen
2. Bedlrftigkeits-un-fabhangigkeit der Fachleistungen
3. pauschalierte Geldleistung als magliche

Leistungsform der Fachleistung/Priifung Einflihrung

Bundesteilhabegeld, Blinden- und Gehdrlosengeld
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Co) Lebenshilfe

1. Mégliche Anderungen im SGB X

2. Aufgaben und Verantwortung der Lander und Trager
3. Leistungserbringungsrecht/ Vertragsrecht in SGB XII
und SGB IX

1. Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIIl) - Grofte Losung
SGB VIl

2. Kultusbereich: inklusive Bildung (einschlieBlich
Hochschule)

52 DELIG wnd DGSGE Jalesnagng

10.12.2014

20.01.2015

Co) Lebenshilfe

19.02.2015

1. Krankenversicherung (SGB V), insbesondere
hausliche Krankenpflege und Soziotherapie
2. Pflegeversicherung (SGB XI), insbesondere
Pflegebedirftigkeitsbegriff neu - §43a SGB XI - §55
SGB Xl
3. Hilfe zur Pflege

12.03.2015 | 1. Finanzielle Bewertung der vorgeschlagenen
Mafnahmen
2. Kommunale Entlastung (Bundesteilhabegeld,
Aufgabenverlagerung)
3. Gegenfinanzierung Leistungsverbesserungen
4. Finanzierungstableau

14,04.2015 | 1. Ubergangsregelungen - Inkrafttreten
2. Abschluss

R —— WAL NP OF w

Co) Lebenshilfe

52 DELIG wnd DGSGE Jalesnagng

Exkurs: finanzieller Rahmen der Reform

+ Koalitionsvertrag: Kopplung der 5 Mrd. Euro an Einfllhrung
eines Bundesteilhabegesetzes

+ vorab: 1 Mrd. Euro an Kommunen (2015 -2017)

+ unklar, wie 5 Mrd. des Bundes anschliefend an Kommunen
weitergeben werden sollen

+ Art. 104a GG zu beachten — Bund kann nur Geldleistung
finanzieren
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C.) Lebenshilfe

3. Aktivitaten der Verbande

BVLH und Fachverbande

+ EGH frei vom Einsatz von Einkommen und Vermégen

+ Erganzendes Teilhabegeld; anrechnungsfreie pauschale
Geldleistung zum Ausgleich behinderungsbedingter
Teilhabebeeintrachtigungen. Hohe in Anlehnung an § 31
BVG (100 - 200 €).

Reform im SGB IX

Individuelle Bedarfsdeckung, keine Altersgrenze
Partizipative Bedarfsfeststellung und Teilhabeplanung nach
einheitlichen Kriterien

unabhéngige Beratung durch anerkannte Beratungsstellen —
Folge der Personenzentrierung: Erhthter Bedarf an Beratung
und Begleitung.

Co) Lebenshilfe

52 DEIG wnd DGSGE Jakesmagung

+ Teilhabe am Arbeitsleben
- dauerhafter Lohnkostenzuschuss!
- Gleichberechtigter Zugang zur Arbeitswelt fir Menschen mit hohem
Unterstitzungshedarf
+  Zuordnung von Leistungen
- Fachleistungen der Eingliederungshilfe ( § 53 ff. SGB XII);
bedarfsdeckend, egalwo man wohnt; auch Unterstitzung bei der
Bewaltigung des Alltags
~ Hilfen zum Lebensunterhalt ( § 41 ff. und § 27 ff. SGB XII)
behinderungsbedingte Mehrbedarfe; Offinungsklausel bei
Pauschalierung; Kosten der Unterkunft bei gemeinschaftlichem
Wohnen mussen gesondert kalkuliert werden
+ Vertragsrecht(§ § 75ff. SGB XIl)
- Overhead-, Sach- und Investitionskosten sind als Bestandteile der
Fachleistung dieser zuzuordnen

C.)Lehenshilfe
DBR, BAGFW, KFV

+ Bundesteilhabegesetz im Rahmen des SGB IX

+ Leistungen der Eingliederungshilfe sind einkommens- und
vermégensunabhéngig zu leisten

+ Die Teilhabeleistungen missen auch bedarfsdeckend erbracht
werden

+ Das Wunsch und Wahlrecht muss uneingeschrankt gelten

+ Zugang zu den Teilhabeleistungen erfolgt iiber eine individuelle
und partizipative Bedarfsermittlung, es sind bundeseinheitliche
Verfahrensschritte zur Bedarfsfeststellung

Rechtsanspruch auf plurale, leistungstragerunabhangige Beratung

+ Zusatzlich zu den individuell erforderlichen Teilhabeleistungen ist
ein weiterer Nachteilsausgleich in Form einer erganzenden,
pauschalierten Geldleistung vorzusehen.

Stand: 29.01.2015

| ANTIE WELKE

BUNDESVEREINIGUNG LEBENSHILFE
BERLIN
WWW.LEBENSHILFE.DE
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Im Mittelpunkt der Tagung steht die Fra-
ge nach den Teilhabechancen, insbeson-
dere vor dem Hintergrund des Bundes-
teilhabegesetzes. Was lasst sich sagen
zum Stand der Realisierung der Teilha-
be? Daflir muss man fragen: um wen
geht es? Und woran bemessen wir Teil-
habe oder Exklusion? Was wissen wir
diesbezuglich tatsachlich, bezogen auf
die Lebenslagen der behinderten Men-
schen? Und von der strukturellen Seite
her gefragt: Welche Entwicklungen sind
in den Institutionen erkennbar? Denn die
strukturellen Rahmenbedingungen, die
Organisation und die Handlungsprozesse
des professionellen Systems stellen die
zentralen Kontextfaktoren der Lebens-
chancen dar. Es gilt deshalb auch nach
deren Nutzen, Angemessenheit und
Wirksamkeit und zwar mit Blick auf eine
Erhdhung der Handlungsspielraume zu
fragen.

1. Um wessen Teilhabe geht es?

In der Nomenklatur des neuen Teilhabe-
berichts der Bundesregierung entsteht
Behinderung — unter Bezug auf die UN-
Behindertenrechtskonvention - ,aus der
Wechselwirkung zwischen Menschen mit
Beeintrachtigungen und einstellungs-
und umweltbedingten Barrieren, die sie
an der vollen, wirksamen und gleichbe-
rechtigten Teilhabe an der Gesellschaft
hindern® (Bundesregierung 2013, S.
30f.).
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Exklusion als Realitat und Risiko
fir Menschen mit geistiger Behinderung
und komplexem Unterstltzungsbedarf

Iris Beck
Universitat Hamburg

Die Behinderung ist also eine Situation
zwischen Menschen und ihrem Umfeld;
die Bundesregierung hat die Entschei-
dung, in Bezug auf Menschen von ,Beein-
trachtigung' zu sprechen, bewusst ge-
troffen. Diese Entscheidung hatte auch
Folgen fir den Einbezug von Datenquel-
len und hier insbesondere fir die einzi-
gen Daten, aus denen sich vorsichtig
etwas Uuber Exklusionsrisiken ableiten
ldsst, deshalb sei dies vorausgeschickt.
So begrindet die Entscheidung ist, kann
doch nicht Ubersehen werden, dass der
Begriff der Beeintrachtigung noch unan-
schaulicher und weiter gefasst ist als
der Behinderungsbegriff. Die Gefahr be-
steht, dass hierunter nur ein physiologi-
scher Struktur- oder Funktionsschaden
verstanden wird. Beeintrachtigungen
sind aber ebenso wie Behinderungen
immer schon Folge eines Wechselspiels
zwischen biologischen, psychologischen
und sozialen Faktoren.

Die DHG spricht von Menschen mit geis-
tiger Behinderung; fir mich drickt sich
damit der Kern ihrer Lage, nédmlich die
Erschwerung ihrer Teilhabe, klar aus,
und gleichzeitig besteht nicht die Gefahr
der Superlative: der Rede von schwers-
ten oder mehrfachen Behinderungen, die
dem Grundgedanken des Behinderungs-
verstandnisses der UN-BRK zuwiderlau-
fen.

Mit dem Zusatz ,Unterstitzungsbedarf"
wird m.E. vielmehr eine dynamische und
nicht schadigungszentrierte Sichtweise
fortgesetzt. Denn ein Bedarf bezeichnet
die Konkretisierung eines als notwendig
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oder erstrebenswert empfundenen Inhal-
tes. Er ist zwar bezogen auf ein Indivi-
duum, aber immer sozial beeinflusst,
dynamisch und verdnderlich. Ein Bedarf
muss artikuliert werden, er entsteht in
der Auseinandersetzung mit Lebensbe-
dingungen und ist durch sie beeinflusst.
Man kann ihn weder zeitlich noch inhalt-
lich ein fur alle Mal festlegen, noch dies
tun, ohne die Lage des Betroffenen zu
kennen. Ein Bedarf realisiert sich zudem
immer im Spannungsfeld zwischen dem
individuell Erwlinschten oder Notwendi-
gen und dem gesellschaftlich Mdglichen.
Der Begriff zwingt also dazu, den Sach-
verhalt genau zu beleuchten, und ver-
weist m.E. zugleich eindeutig darauf,
dass es sich dabei nicht um ein rein indi-
viduelles Problem handelt, sondern so-
ziale und strukturelle Aspekte miteinbe-
zogen werden miuissen.

Der Zusatz ,Komplex" meint ein ge-
schlossenes Ganzes, dessen Teile vielfal-
tig verknlpft sind; fir Komplexeinrich-
tungen ist dies mit Sicherheit eine tref-
fende Beschreibung. Insofern kénnte der
Zusatz als institutionelle Kategorie miss-
verstanden werden (,Hilfebedarfsgruppe
4 oder 5%).

Man muss ihn aber gerade gegenteilig
betrachten: So geht es darum, wirksa-
me, der individuellen Lage angemesse-
ne, dem Wunsch- und Wahlrecht ent-
sprechende und diesem folgende Unter-
stitzungssettings zu schaffen. Dabei
auBert sich die Komplexitat des Bedarfs
und das gemeinsame Ganze dieser sehr
heterogenen Gruppe darin, dass die dem
Bedarf zugrundeliegende Bedurfnisver-
wirklichung und damit die Entwicklung
der Personlichkeit, der Identitat und
Selbstbestimmung durch eine Vielzahl
von Faktoren in besonderem MaB3 er-
schwert ist und eine sehr hohe soziale
Abhéangigkeit mit sich bringt.

Diese Faktoren kénnen je individuell un-
terschiedlich zusammenwirkende Ein-
schrankungen von Kognition und Kom-
munikation, Kognition und k&rperlichen
und motorischen Funktionen oder aber
Kognition und Verhalten sein, immer im
Wechselspiel mit sozialen, strukturellen
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und individuell-biographischen Bedin-
gungen. Gleichzeitig gehen mit dieser
Bedarfslage besonders hohe Beschran-
kungen der Zugangsmoéglichkeiten zur
vollen Breite der Angebote der Erzie-
hung, Bildung, Férderung und Therapie
einher und zwar sowohl in Bezug auf das
Regel- als auch auf das Sonder- bzw.
Rehabilitationssystem (Schadler 2011,
28).

2. Was bedeutet Teilhabe?

Wenn man Uber Teilhabe spricht, spricht
man Uber die Lebensfihrung. Damit geht
es um die grundsatzliche - fir uns alle
geltende - Frage, ob Handlungsspiel-
raume vorhanden und so gestaltet sind,
dass es neben den Zwangen und Abhan-
gigkeiten auch freie Wahlmadglichkeiten
gibt; dass Uber Zugehdrigkeit und Aner-
kennung identitatsstarkende Erfahrun-
gen gemacht werden kénnen und dass
man den Alltag ebenso wie Belastungen,
die sich stellen, bewaéltigen kann.

Wissenschaftlich umfasst wird dies im
Begriff der Lebenslage. Die Lebenslage
bezeichnet den duBeren, strukturell vor-
gegebenen Handlungsspielraum, den
,die gesellschaftlichen Umstande dem
einzelnen zur Entfaltung und Befriedi-
gung seiner wichtigen Interessen bieten.
Sie stellt damit den Gesamtinbegriff der
sozialen Chancen des einzelnen dar"
(Nahnsen 1975, 148). Die Handlungs-
spielraume werden auch als Dimensio-
nen der Lebenslage beschrieben. Im
Teilhabebericht der Bundesregierung
sind sie als Teilhabefelder aufgenommen
worden. Sie konstituieren sich auf der
einen Seite durch Ressourcen und Be-
dingungen des Umfelds, auf der anderen
durch die des Individuums. Der Hand-
lungsspielraum stellt somit eine Chan-
censtruktur zur Entfaltung und Befriedi-
gung wichtiger Bedlrfnisse der Lebens-
fuhrung dar und ist wesentlich von au-
Ben beeinflusst.

Das Lebenslagenkonzept, wie es der So-
zialpolitiktheoretiker Gerhard Weisser
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(1978) in den 1950er Jahren formulierte,
fand Eingang in politische Programme
und ins Sozialgesetzbuch (val.
Beck/Greving 2012) Teilhabe stammt
aus dem Bereich des Rechts und findet
sich als Zielbegriff vor allem in der Sozi-
alpolitik.

Die im SGB XII zu findenden ,besonde-
ren Lebenslagen™ beschreiben Risikola-
gen und zwar bezogen auf die Gefahr-
dung des Zugangs zu Lebensbereichen.
Im Kern geht es also nicht um die Her-

stellung eines ,idealen Einbezogenseins"
in alle denkbaren Lebensbereiche und
Felder der Lebensfiihrung, sondern um
die Regulierung von Verteilungskonflik-
ten mit Blick auf den sozial ungleichen,
ungerechten Zugang zu solchen Gitern
(wie Bildung oder Arbeit) und Ressour-
cen, die fiur die Ermdglichung einer moég-
lichst selbststandigen und selbst be-
stimmten Lebensfiihrung eine zentrale
Bedeutung haben.

Die Lebenslage ist der von aullen determinierte
Handlungsspielraum des Einzelnen zur Entfaltung und
Befriedigung seiner Interessen — der Inbegriff seiner
Lebenschancen.

Gasalschafiiche
Bedingungen und Dale

Externe Resscurcen

Handiengsspialraum

Rechte ¥ (Lebensiage)
Sorisisiatus

Indevichenlle Tallhabeargebns
Ressaurcenund Dale {Lebenscuaitat)

Teilhaberechte sind also strukturelle Be-
dingungen der Lebenschancen (vgl.
Beck/Greving 2012). Die Reform der
Eingliederungshilfe und das Teilhabegeld
sind von zentraler Bedeutung fir die
Herstellung gleichberechtigter Zugange.
Aber sie stellen nicht sicher, dass es
auch zur gleichberechtigten Teilnahme
kommt. Ob der Einzelne sein Recht
wahrnehmen kann und ob und wie er
dann tatsachlich aktiv an Feldern der
Lebensflihrung teilnimmt, ist damit nicht
gesagt. Denn zentrale Grundsatze der
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UN-BRK, z.B. Artikel 19 mit dem Recht
auf ein Leben in der Gemeinschaft, freie
Wahl des Wohnens und Zugang zu ge-
meindenahen Diensten, aber auch des
SGB IX wie das Wunsch- und Wahlrecht
werden derzeit durch den Nachrang des
SGB XII und den Mehrkostenvorbehalt
unzureichend bericksichtigt und dariber
hinaus in den Leistungsgesetzen teilwei-
se konterkariert.

Zudem ist es fraglich, ob mit der Reform

das Spannungsfeld zwischen Wirtschaft-
lichkeit der Leistungen und der Verwirkli-
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chung individueller Bedarfsgerechtigkeit
zugunsten der Lebenschancen geldst
wird. Doch auch wenn dies erreicht wird,
entfaltet das Recht seine Wirkung erst in
der Umsetzung. Daflr braucht es Kennt-
nis und Willen, Information, Kooperation
und Koordination bei allen Trégern, eine
entsprechende Infrastruktur und die
konzeptionellen, finanziellen, personellen
Rahmenbedingungen vor Ort.

Die in Demokratietheorien geldufige Un-
terscheidung von Teilhabe und Teilnah-
me, die beide im Partizipationsbegriff
umfasst sind, verweist auf eine wichtige
Differenz: Teilnahme ist aktiv und be-
zieht sich auf das Individuum; zur Reali-
sierung muss der Einzelne teilnehmen
wollen, aber auch koénnen: er braucht
dafir zugangliche Kontexte. Inklusion
wiederum bezieht sich in der Soziologie
ebenfalls auf die Kontexte - sie bezeich-
net die Art und Weise, wie in hoch aus-
differenzierten Gesellschaften Mitglied-
schaften zu den Teilsystemen und ihren
Organisationen hergestellt wird. Inklusi-
on lasst aber den aktiven Part des Indi-
viduums und seine Mitwirkung auBlen
vor. Inklusion und Partizipation vollzie-
hen sich genau auf dieser Ebene der
konkreten sozialraumlichen Bedingungen
vor Ort.

Inklusion hebt dabei vorrangig auf die
Ebene der Organisationen und ihre Ein-
und Ausschlusskriterien ab. im Duktus
von Niklas Luhmann (1995) ist hier ein
nldchterner Vorgang gemeint, der viele
Formen und Stufen kennt und sich auf
alle Organisationen bezieht, auf ihre Er-
wartungen an die Mitgliedschaftsrolle,
die Regeln und Ressourcen, die damit
verknlpft sind. Genau deshalb kann es
prekare Inklusionen geben, z.B. befriste-
te Arbeitsplatze, ebenso wie Exklusion
nicht per se negativ sein muss: ent-
scheidend ist die Frage, wie wichtig die
Mitgliedschaft flir die Lebensfiihrung ist
und wie sie sich mit Blick auf die Lage
des Einzelnen genau gestaltet!

Deshalb ist keine Inklusion per se gut
oder schlecht, sondern immer erst im
Hinblick auf einen zu bewertenden Zu-
stand. Die Gefdahrdungen oder Risiken
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kénnen sich deshalb genauso auf Inklu-
sionen beziehen. Da der Begriff politisch
und fachlich aber in der Regel nicht in
diesem Sinn verwandt wird, sondern, im
Sinne einer Forderung nach dem idealen
Einbezogensein in alles, von Anfang an
und bedingungslos, normativ aufgeladen
wird, wird er zum Zweck an sich: Inklu-
sion ist per se gut und Sonderorte per se
schlecht — oder aber: alles ist Inklusion.

Diese Gefahr der begrifflichen Leerhiilse
betrifft alle Leitziele. Inklusion, Partizipa-
tion und Teilhabe sind aber letztlich kei-
ne Zwecke an sich, sondern immer nur
Mittel — und zwar fur Lebenschancen. Sie
sind zentrale Bedingungen des Hand-
lungsspielraums. Damit geht es um die
Veranderung sozial ungleicher, unge-
rechter Zugangschancen, um die Umset-
zung der Standards und Qualitatsmerk-
male, wie sie die UN-BRK vorgibt. Diese
benennt Partizipation als Bedingung von
Inklusion, damit die Wahlmadglichkeiten
und die Wirksamkeit und Angemessen-
heit der Leistungen sichergestellt werden
- und zwar an allen Orten.

Deshalb sehe ich eine der groBten Ge-
fahren in den derzeitigen Auseinander-
setzungen in einem Inklusionsverstand-
nis, das in einem Schwarz-Wei3 von
Sonder- und Regeleinrichtungen, von
ambulant und stationar, von WfbM oder
erstem Arbeitsplatz denkt. Ein solches
Denken und Handeln entldsst die Son-
dereinrichtungen aus dem Zwang, ihre
eigene Inklusivitat, ihre Qualitat, ihre
Regeln und Erwartungen zu prifen, ihre
Rolle als Kontextfaktor fur die Inklusion
in andere Lebensbereiche wahrzuneh-
men, und dies gilt auch fiir Angebote,
die dem Namen nach inklusiv sind.

Viel gravierender aber ist, dass dieser
binare Code dazu fuhrt, dass nicht die
Inklusivitét der Organisation, sondern
der Person hinterfragt wird und eine
Grenzziehung weiter festgeschrieben
wird, die, wie das Johannes Schadler
sagt, den Akteuren auch als ,Legitimati-
onsmuster zur Fortfilhrung bestehender
stationarer Einrichtungsroutinen™ dienen
kann. (2011, S. 26).
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3. Exklusionsrisiken

Der Teilhabebericht hat auf erntichternde
Weise verdeutlicht, wie schlecht unsere
empirische Kenntnis der Lebenslagen
behinderter Menschen insgesamt ist.
Dabei gibt es aber noch Steigerungen,
was die toten Winkel betrifft, gerade in
Bezug auf den hier angesprochenen Per-
sonenkreis. Dieser wird in keiner der
Reprasentativbefragungen, wie z.B. dem
Mikrozensus, erfasst. Die letzte Untersu-
chung der Lage der Heimbewohner
stammt aus dem Jahr 1998. Oft fallen
sie aus den Nutzerbefragungen, die in
vielen Eirichtungen durchgefiihrt werden,
heraus. Will man so etwas wie die Inklu-
sivitat der Organisationen analysieren,

kann man sich deshalb fast nur auf insti-
tutionelle Fallzahlen und Angebotsdaten
beziehen. Die Lebenswirklichkeit der
Menschen erfasst man dadurch nicht.
Dies gilt auch und vor allem fiir die Le-
benswirklichkeit ihrer Familien, auf die
sich der Blick insbesondere dann fast gar
nicht richtet, wenn die erwachsenen Kin-
der nur teilweise oder gar nicht ins Hilfe-
system einbezogen sind. Finden sich
schlieB3lich einzelne Studien, dann bieten
diese in der Regel nur Einblicke in be-
stimmte Aspekte der Lebensfihrung und
arbeiten haufig mit begrenzten Fallzah-
len.

Familie und soziales Netz

Erfassung von Exklusionsrisiken im Teilhabebericht

Differenziertere Beschreibung von Stufen und Formen von In- oder Exklusionen
anhand bestimmter Faktoren durch Clusteranalysen:

4

Identifikation ,typischer” Teilhabekonstellationen =
Gruppen mit dhnlichen Konstellationen von Handlungsspielrdumen in
verschiedenen Teilhabefeldern (Dimensionen der Lebenslage):

Bildung und Ausbildung - Erwerbsarbeit und
Einkommen - Alltagsleben {(Wohnen, &ffentlicher Raum, Mobilitadt ...)

Kultuer und Sport - Palitik und Offentlichkeit — Gesundheit - Sicherheit und
Schutz vor Gewait.

Freizeit,

Um im Teilhabebericht zumindest eine
Annaherung an Lebenslagen zu errei-
chen, wurde deshalb auf die Daten des
Sozio-Okonomischen Panels (SOEP) zu-
rickgegriffen, das breit Daten zur Le-
benslage erhebt. Im SOEP werden so-
wohl Menschen mit Schwerbehinderten-
ausweis einbezogen, als auch Menschen,
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die auf Nachfrage angeben, im Alltag
aufgrund von langerfristigen Beeintrach-
tigungen Einschréankungen ihrer Partizi-
pation zu erfahren. Durch die Kombinati-
on objektiver Daten wie Einkommensho-
hen oder Eingebundenheit in soziale Be-
ziehungen mit subjektiven Bewertungen,
wie Geflihl der Einsamkeit oder der
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mangelnden Kontrolle Gber das Leben,
lieBen sich annahernd Schlisse auf
Handlungsspielrdume ziehen. Dabei stell-
te sich die Frage, ob sich Gruppen mit
ahnlichen Spielraumen finden - also ob

sich Cluster bilden mit ahnlichen oder
sehr unterschiedlichen Lebenssituationen
- und wenn ja, welche Faktoren dies be-
dingen.

+ Gesundheitszustand
» Erwerbstatigkeit

» Schulabschluss
+ Beruflicher Abschluss

Bedeutsame Kontextfaktoren fiir Exklusionsrisiken, belegt aus
der Ungleichheits- und Lebenslagenforschung:

» Aquivalenzgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen
+ Partnerschaft/soziale Bindungen

+ Kontrollgefiihl und Zufriedenheit

In der Lebenslagen- und Ungleichheits-
forschung werden Exklusionsrisiken un-
tersucht. Sie machen sich an bestimm-
ten Kontextfaktoren fest, die fir die Le-
bensfiihrung wichtig sind. Dabei geht
man zum einen von Schwellenwerten wie
der Armutsgrenze aus, zum anderen
aber von gesicherten Erkenntnissen dar-
Uber, wodurch strukturelle soziale Be-
nachteiligung sowie das subjektive Ge-
fuhl eingeschrankter Lebensqualitat von
Belastungen verursacht werden.

Wichtig ist, dass nicht der Kontextfaktor
per se ein Risiko darstellt, sondern dass
das Risiko der negativen Auswirkung
einer Exklusion mit Form und Art dieser
Kontextfaktoren in Zusammenhang
steht. Besonders gravierend sind dabei
sogenannte Exklusionsverkettungen. Der
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Schulabschluss hat in Deutschland hoch-
gradig Einfluss auf die Berufsausbil-
dungschancen, und der Arbeitsmarkt ist
wiederum hochgradig verregelt und
starr, was Zugangswege und formale
Qualifikationen betrifft, so dass sich hie-
ran — sofern man nicht vermégend ist -
die Einkommenschancen knlpfen und
daran wiederum das Wohnen usw. Er-
werbstatigkeit ist deshalb nach wie vor
einer der bedeutendsten Kontextfaktoren
far das Risiko einer prekaren Lebenslage.
Es werden aber auch weitere, subjektive
Faktoren deutlich: namlich das Gefuhl
der Kontrolle liber das eigene Leben und
das Gefiihl der Eingebundenheit in sozia-
le Beziehungen.
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Teilhabekonstellationen 2013, basierend auf den Erhebungen des
Sozio-Okon. Panel 2010, Lebenslagen in Deutschland.
Repradsentativbefragung unter Einschluss beeintrachtigter Menschen

Teilhabekonstellation mit ...

Alter in Jah ... geringen ... mittleren ... groBen I t
erin Jahren Einschréankungen Einschrankungen Einschrankungen nsgesam
Anteil In 1.000 Anteil In 1.000 Anteil In 1.000

18 bis 49 31% 1.127 38% 1.413 31% 1.139 100%
50 bis 64 30% 1.562 50% 2.628 20% 1.060 100%
65 bis 79 12% 693 68% 3.841 20% 1.133 100%
Insgesamt 23% 3.366 54% 7.904 23% 3.326 100%

Quelle: SOEP-  Daten der Befragungswelle 2010, gewichtet. Eigene Berechnungen

Prognos AG.

Die Ergebnisse der Clusteranalysen im
Teilhabebericht (2013) verdeutlichen,
dass sich tatsachlich Konstellationen un-
terscheiden lassen, und zwar mit gerin-
gen, mittleren und groBen Einschran-
kungen. Wodurch sind diese Konstellati-
onen gekennzeichnet? Man kdénnte sa-
gen, von Aufwarts- und Abwartskreislau-
fen: die Gruppe der gering Einge-
schrankten sind weniger stark beein-
trachtigte sinnes- oder koérperbehinderte
Menschen, die in der Regel Uber Schul-
und Berufsabschliisse sowie lber soziale
Bindungen verfugen und auch subjektiv
das Gefuhl der Kontrolle tber ihr Leben
haben. Die mittlere Gruppe fuhlt sich
gesundheitlich starker beeintrachtigt, ist
seltener berufstatig, kompensiert dies
aber entweder durch einen verdienenden
Partner oder Rentenleistungen. Die letzte
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Gruppe verdeutlicht m.E. zentrale Merk-
male auch der Gruppe der geistig behin-
derten Menschen: niedrige oder fehlende
Schulabschlisse, geringes Einkommen,
wenig Bindungen, hohe Beeintrachtigun-
gen - kurz: wenig oder gar keine Hand-
lungsspielrdaume und damit eine hohe
Abhéangigkeit sowie damit auch wiede-
rum das fehlende Geflihl der Kontrolle
Uber das eigene Leben.

Die Faktoren, die die Gruppen getrennt
haben, sind genau die, die bereits breit
empirisch belegt sind, nicht nur in der
Ungleichheitsforschung, sondern auch in
der Forschung =zur Bewdltigung von
Ubergdngen oder kritischen Lebenser-
eignissen. Hervorzuheben sind dabei
insbesondere die Faktoren Kontrollge-
fahl, vertrauensvolle Bindungen und:
Selbstwirksamkeit.
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die Einkemmenshohe,
die Art der Erwerbstatigkeit,

das Vorhandensein einer Partnerschaft bzw. von engen
Bindungen,
der Gesundheitszustand und

das subjektive Empfinden der Kontrolle liber das eigene
Leben.

Ergebnis der Clusteranalysen: Identifikation von 3 ,typischen
Konstellationen anhand folgender Faktoren, die jeweils
zusammen dhnliche Handlungsspielraume bedingen:

[

Letztere ist Voraussetzung fir die Ent-
stehung von Kontrollgefuhl und meint die
Méglichkeit, sich als auf seine Umwelt
einflussnehmend wahrnehmen zu koén-
nen. Dies fangt bei ganz basalen Dingen
an, dass z.B. eine Kopfbewegung eine
Reaktion bei einem anderen Menschen
auslést. So kann sich ein Interesse an
Dingen oder anderen Menschen entfal-
ten, wenn die entsprechenden Antworten
gegeben werden. Darliber entstehen
wiederum die Motivation zu handeln und
Handlungsweisen, die entscheidend da-
fir sind, ob und wie Anforderungen, die
sich stellen, angegangen werden koén-
nen.

In der Forschung zur Bewaltigung von
Ubergédngen in die Ausbildung von Ju-
gendlichen, die keine Schulabschlisse
besitzen und MaBnahmenkarrieren bis
zur Komplettverweigerung und Verhal-
tensproblematiken hinter sich haben
(Stauber/Pohl/Walther 2007), zeigte
sich, dass sich die Erfahrungen dieser
Jugendlichen zu negativen Motivations-
karrieren aufschichten kénnen. Am Bei-
spiel der Bewadltigung von Ubergéngen
wird also dasselbe Muster der Exklusi-
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onsverkettung wie bei der Gruppe der
schwer beeintrachtigten Menschen sicht-
bar. Diese aufzubrechen, erfordert das
Ermoéglichen von Optionen, die als sinn-
haft erlebt werden koénnen, und eine
wirksame Beteiligung, die wiederum die
Selbstwirksamkeit und Kontrolle Uber
das Leben fordert. Von entscheidender
Bedeutung sind des Weiteren die Stit-
zung/Férderung der sozialen Netzwerke
und vor allem das Passungsverhaltnis
zwischen individuellen Méglichkeiten und
strukturellen Anforderungen.

Es gibt keinen Grund anzunehmen, dass
diese Faktoren, die sich als zentral fiur
die Lebensbewaltigung und die Bewalti-
gung von belastenden Lebenssituationen
herausgestellt haben, fiir Menschen mit
geistiger Behinderung und komplexen
Unterstitzungsbedarf nicht relevant
sind, im Gegenteil. Die individuellen
Moglichkeiten daflir sowie die ganze bio-
graphische Entwicklung insgesamt sind
aber hochgradig gepragt und beeinflusst
von institutionellen Vorgaben, Angeboten
und Handlungsweisen.
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v ,Sinnhafte’ Optionen.
» Beteiligung.

Leben.

strukturellen Anforderungen.

Motivationskarrieren (Stauber/Pohl/Walther 2007)

=  Aufschichtung” unterschiedlicher motivationsrelevanter
Erfahrungen vor dem Hintergrund der méglichen Optionen.

Aufbrechen negativer Kreisldufe:

» Férderung der Selbstwirksamkeit und der Kontrolle iiber das

+ Stitzung/Forderung der sozialen Netzwerke.
» Passungsverhaltnis zwischen individuellen Maoglichkeiten und

Deshalb sind die Fragen, die sich hieraus
an die Angebote ableiten, noch viel be-
deutsamer flr die individuelle Lage: Auf
welche Ressourcen kann man zurlck-
greifen? Wieviel Selbstwirksamkeitserle-
ben, und Kontrollgefihl hat man entwi-
ckeln kénnen? Wieviel soziale Unterstit-
zung ist vorhanden, und wie tragfahig
sind die Beziehungen? Gibt es Optionen
und wie offen sind sie? Welche Infra-
struktur steht vor Ort bereit, insbeson-
dere bezlglich einer guten Beratung?
Welche Weichen werden mit der Inan-
spruchnahme eines bestimmten Ange-
bots der Eingliederung eigentlich ge-
stellt? Der Einzelne und seine Familie
sind dabei mindestens Co- Produzenten
der professionellen Leistungen: Sie mus-
sen davon wissen, sie missen sie aufsu-
chen und in Anspruch nehmen kdénnen
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und wollen; und sie muissen sie als wirk-
same Bewaltigungshilfe empfinden.

Uber die bestehenden Wahlméglichkeiten
und die derzeit dominanten Angebots-
strukturen lasst sich zwar im Vergleich
zum Befund der Psychiatrie-Enquete von
1973 sagen, dass sie sich vergleichswei-
se weiter entwickelt haben. Dennoch
treffen die Kritikpunkte auch heute noch
Zu.

Fir geistig behinderte Menschen mit
funktionalen oder kommunikativen Ein-
schrankungen oder schweren kognitiven
Einschrankungen und fir geistig behin-
derte Menschen mit herausforderndem
Verhalten hat das professionelle Hilfesys-
tem zahlreiche Kategorisierungen und
unterschiedliche institutionalisierte An-
gebote entwickelt.
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Strukturprobleme 1973 (Psychiatrie-Enquete):

» Uneinheitlicher Ausbaustand zwischen
Bundeslandern, aber auch zwischen Regionen.

» Mangel an Kooperation und Koordination.

» Mangel an wohnortnahen und offenen Angeboten
insgesamt plus spezielle Bedarfsliicken.

» Starre Strukturen, Alles-oder-Nichts-Losungen;
tiberwiegend separiert.

+ Dauerhaftigkeit von Institutionalisierungen.

Gemeinsam ist diesen Angeboten aber,
dass sie mehrheitlich innerhalb des Son-
dersystems und dort in eigenen, haufig
separierten Settings leben oder, wenn
sie in der Familie leben, auf deutliche
Grenzen der Zuganglichkeit und Geeig-
netheit wohnortnaher Angebote stoBen.
Dies lasst sich der Statistik eindeutig
entnehmen. Es ist allerdings auch be-
kannt, was auf Seiten der strukturellen
Bedingungen und auf Seiten der profes-
sionellen Handlungsprozesse notwendig
ist, um diese Bruchstellen zu Uberwin-
den.
Dabei erscheinen mir derzeit insbesonde-
re folgende Aspekte besonders bedeut-
sam:
» das Durchbrechen der Foérderlogik
nach Bedarfsgruppe bzw. Etikett
= die Erhéhung der Durchlassigkeit der
Anschlussfahigkeit nach unten und
oben der Angebote und die Entwick-
lung einer Vielfalt statt Schwarz-
WeiB-Lésungen
= die Realisierung einer hohen und den
UN-Standards entsprechenden Quali-
tat des Wohnens, Arbeitens, der Bil-
dung oder gesundheitlichen Versor-
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gung unabhangig von der Angebots-
form

= und die umfassende Umsetzung sozi-
alrdumlicher Orientierung, angefan-
gen beim allerengsten Umfeld des
jeweiligen Wohn- oder Arbeitsplatzes
bis hin zur Frage, welche Rolle ei-
gentlich Komplexeinrichtungen fur
die Schaffung regionaler Unterstit-
zungssettings einnehmen.

Die institutionelle Logik des Bedarfs se-
lektiert im Prinzip nach der Eignung fir
hergebrachte Strukturen und bringt die-
se dann organisatorisch immer wieder
erneut hervor. In der Dissertation von
Daniel Franz (2103) wurde diesbeziglich
exemplarisch nachgewiesen, wie aus
Unterschieden der individuellen Situation
organisatorische werden (Hilfebedarfs-
gruppen und entsprechend zugeordnete
Settings) und sich gleichzeitig der Auf-
trag verschiebt: Begleitung im ambulan-
ten und Betreuung im stationaren Be-
reich. Da stationar mit Gruppengeflige
gleichzusetzen ist, zerfallt die personale
Orientierung in Dokumentationszwang
und der Teilhabeauftrag liegt gleichsam
irgendwo ,drauBBen".
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Eine Forderlogik im Sinn einer syste-
mischen Antwort musste die herkémmli-
chen Statuszuschreibungen und Etiket-
tierungen ebenso auflésen wie un-

zweckmaBige  Angebotskategorisierun-

gen.

Forderlogik nach ,Etikett”,

Lisungen.

Vielfalt, Wirksamkeit, Angemessenheit ermdglichen:
Kontextbedingungen und Settings als Ermdglichungsstrukturen

+ Meue Unterstiitzungsiogik” als systemische Antwort, Durchbrechen der

« Aufldsung unzweckmaRkiger Angebotskategorisierungen [, ambulant®-
stationdr”), die die institutionelle Férderlogik festschreiben.

+ Erhihung der Durchl3ssigkeit und der Anschlussfahigkeit (nach ,unten” und
»0ben”) der Angebote und Entwicklung einer Vielfalt statt Schwarz-Weiss-

+ Realisierung einer hohen und den UN-Standards entsprechenden Qualitat des
Wohnens, Arbeitens, der Bildung cder gesundheitlichen Versorgung
unabhangig von der Angebotsform.

» Umfassende Umsetzung sozialraumlicher Orientierung, angefangen beim
allerengsten Umfeld des jeweiligen Wohn- oder Arbeitsplatzes bis hin zur
Frage, welche Rolle eigentlich Komplexeinrichtungen fir die Schaffung
regionaler Unterstiitzungssettings einnehmen.

Demgegeniiber miisste ein Bedarf an
Partizipationsleistungen MaBgabe dafir
sein, personzentrierte Angebote zu moti-
vieren. Ich stelle mir den Begriff als ei-
nen Indikator vor, der zunachst die er-
schwerte Lage anzeigt, nicht ein indivi-
duelles Defizit. Dieser Indikator misste
in erster Linie auf den ungeteilten An-
spruch der Teilhabe mit Blick auf Bil-
dung, Wohnen usw. verweisen. Darunter
musste dann die individuelle Ausgangs-
lage erhoben werden, und zwar sowohl
mit Blick auf die persénliche Situation
einschlieBlich méglicher Beeintrachtigun-
gen sowie auf die soziale Lage und Um-
feldfaktoren im Sinne der ICF.

Darauf bezogen lieBen sich erforderliche
Kompetenzen des Personals beschreiben.
Jede Lage individualisiert sich ja hoch-
gradig in Abhangigkeit der spezifischen
Voraussetzungen des Einzelnen, auf de-
ren Grundlage dann Passungen gesucht
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werden miussten tber Analysen von Or-
ten und Formen der Teilhabe.

Und nur, wenn alle diese Orte ein Be-
wusstsein dafur haben, dass neben der
groBtmaoglichen Verringerung von Ab-
hangigkeit und Férderung der Teilhabe
an regularen Strukturen im Einzelfall
auch Besonderheiten und Schutzraume
zu beachten und zu gewahrleisten sind
und dass dieses Spannungsfeld produktiv
gestaltet werden Mmuss, kénnen
~Schwerstbehindertenzentren® und
,Sackgassen" verhindert werden. Dies
gelingt nur Uber hochgradige Individuali-
sierung bei gleichzeitiger Orientierung an
Werten der Anerkennung und Gleichbe-
rechtigung. Es erfordert die kreative
Entwicklung neuer Ideen und angepass-
ter Losungen. Es erfordert die Zustim-
mung der Nutzer zum Angebot, die sich
daran erkennen lasst, inwiefern eine ak-
tive Partizipation der Nutzer mdglich ist
und inwieweit deren Bedurfnissen Rech-
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nung getragen wird. Es erfordert die
Vernetzung zwischen Angeboten und die
genaue Analyse der Feinstrukturen der
sozialraumlichen Bedingungen vor Ort.
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Wie ist es um die Teilhabechancen von
Menschen mit geistiger Behinderung und
komplexem Unterstitzungsbedarf im
Lebensbereich Wohnen bestellt? Dieser
Beitrag sucht eine Antwort auf diese Fra-
ge in drei Etappen zu geben. Im Ab-
schnitt 2 wird auf jliingere Entwicklungen
eingegangen, die die Wohnorte und die
Unterstitzung von Menschen mit geisti-
ger Behinderung im Wohnen mitbestim-
men. Im Abschnitt 3 werden die aktuell
wegweisenden Handlungskonzepte fiir
die Verwirklichung von Teilhaberechten
erlautert. Und im Abschnitt 4 werden
konkrete Faktoren identifiziert, die die
Schaffung von Teilhabechancen férdern
oder behindern. Bevor wir uns jedoch
mit den aktuellen Entwicklungen, Hand-
lungskonzepten und Bedingungen fir die
Wahl einer Wohnung und die Organisati-
on von Unterstlitzung bei Menschen mit
Behinderung befassen, soll in Abschnitt 1
in Erinnerung gerufen werden, wieso
dem Wohnen eine so zentrale Bedeutung
fir die Lebensgestaltung gerade auch
von Menschen mit geistiger Behinderung
und komplexem Unterstlitzungsbedarf
zukommt. Unter Menschen mit geistiger
Behinderung und komplexem Unterstit-
zungsbedarf wird hier ein in sich sehr
vielfdltiger Personenkreis verstanden,
dessen Lebenssituation haufig durch fol-
gende Merkmale gekennzeichnet ist:

» eingeschrankte Fortbewegungsfahig-
keit bzw. mangelnde Verkehrssicher-
heit

= auffalliges interaktives Verhalten, z.
B. wenig oder gar keine sprachliche

30

Die Teilhabe von Menschen mit geistiger
Behinderung und komplexem Unterstut-
zungsbedarf im Lebensbereich Wohnen

Friedrich Dieckmann

Kath. Hochschule NRW, Minster

oder quasisprachliche Kommunikati-
on, herausforderndes Verhalten

= ein vergleichsweise geringes Spekt-
rum ausgepragter Interessen

= ein vergleichsweise kleines Netzwerk
personlicher Beziehungen (vor allem
zur Herkunftsfamilie, zu professio-
nellen Unterstitzer_innen, anderen
Menschen mit Behinderung gebunden
an Wohn-, Arbeits- oder Freizeitkon-
texte)

Menschen mit komplexem Unterstit-
zungsbedarf sind angewiesen auf eine
verlassliche und im positiven Sinne flr-
sorgliche, d.h. mitdenkende, flir den An-
deren Verantwortung (bernehmende
Unterstltzung bei der taglichen Lebens-
fihrung. Unterstlitzerinnen sind mehr als
Assistenten: Sie sind ein dialogisches
Gegenuber, Vertrauensperson, Erschlie-
Bungsgehilfe fir die Welt, Dolmetscher
zwischen Menschen mit und ohne Behin-
derung und auch Erwachsenbildner.

Es gibt Menschen mit Behinderung, die
Zeit ihres Lebens einen komplexen Un-
terstiitzungsbedarf haben, solche, die
nur in einem bestimmten Lebensab-
schnitt (z. B. in der Jugend) Uber einen
solchen Bedarf aufweisen, und solche,
die erst spat im Leben, im Alter, im ho-
heren MaBe der Unterstitzung bedtirfen.

1. Wohnen und Lebensgestaltung

Der Mensch ist nicht zuféallig ins Weltall
geworfen. Wohnen verankert den Men-
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schen an einem Ort auf der Erde. Die
Wohnung ist der Ausgangs- und Rick-
kehrpunkt im taglichen Leben. Von der
Wohnung aus erschlieBt sich die Umwelt
als eine Gelegenheitsstruktur fir Aktivi-
taten, soziale Kontakte und Beziehun-
gen. Die Wohnumwelt des Menschen
gliedert sich in die Wohnung; das Woh-
numfeld um die Wohnung herum (z. B.
die Nachbarschaft); das Stadtviertel, der
Ortsteil bzw. die dorfliche Gemeinde, in
der wir wohnen, und Geschehensorte,
die ein Anwohner /eine Anwohnerin dar-
Uber hinaus aufsucht. Von der Wohnung
aus erschlieBt der Mensch seine Woh-
numgebung, sucht mit einer gewissen
RegelmaBigkeit bestimmte Aktivitatsorte
auf bzw. kehrt von ihnen in seine Woh-
nung zurlck. Die Erreichbarkeit persén-
lich bedeutsamer Orte (ihre Nahe, ihre
barrierefreie Zuganglichkeit, die Nutz-
barkeit von Transportmitteln / Ver-
kehrsmitteln) beeinflusst dabei die all-
tagliche Lebensqualitat eines Individu-
ums (Dieckmann 2012, Flade 2006).

Die Wohnung zeichnet sich durch ihre
Zentralitat fur die individuelle Lebensfiih-
rung aus. Sie ist der Ort, an dem wir und
von dem aus wir unser Leben organisie-
ren, Die Wohnung hilft uns, einen Haus-
halt zu flhren, uns zu versorgen, zu
pflegen und zu erholen. Sie ist ein Ort
des Zusammenlebens, der es erleichtert,
persoénliche Beziehung zu fihren und die
Kommunikation zu regulieren. Wenn wir
die Mdoglichkeit dazu haben, selektieren
wir sehr genau, mit wem wir in den ei-
genen vier Wanden zusammen leben
wollen, und wen wir in unsere Wohnung
hineinlassen und wen nicht. Die Woh-
nung ermoglicht es uns, Zustéande von
Privatheit und von Intimitat mit anderen
herzustellen. In einem Zustand von Pri-
vatheit kann der Mensch frei von Rollen-
anforderungen sich verhalten, was von
uns allen, insbesondere aber auch von
Menschen mit geistiger Behinderung, als
entlastend erlebt wird in einem von An-
forderungen bestimmten (Sozial-)Leben.
Die Wohnung ist der Ort, den wir gestal-
ten, und Uber den wir ein hohes MafB3 an
Kontrolle ausiben koénnen (Territoriali-
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tat). Die GroBe und Ausstattung der
Wohnung selbst und ihre Lage (z. Bei-
spiel in welchem Viertel) zeugen vom
gesellschaftlichen Status ihrer Bewohner.
Die Areale in der Wohnung, die jemand
nutzen und Uber die jemand verfiigen
kann, sagen etwas aus Uber die Macht
einer Person innerhalb einer Haushalts-
gemeinschaft (Dieckmann 2012).

Wohnen heiBt auch Gewohnheiten aus-
zubilden, Routinen zu entwickeln und zu
automatisieren, die den Alltag erleich-
tern. Die Automatisierung von Routinen,
fir die Menschen mit Lernschwierigkei-
ten mehr Zeit bendtigen, eréffnet Frei-
raume fir die Teilhabe an anderen Akti-
vitdten. Zugleich eignet sich das Indivi-
duum seine Wohnumwelt an, ein héchst
individueller Prozess, in dem Erfah-
rungswissen uber Orte gesammelt wird
und Orte emotional gefarbt werden. Aus
dem Haus wird ein Zuhause. Lieblingsor-
te und Meideorte, Attraktoren und Barri-
eren formen die kognitive Landkarte ei-
ner Person (vgl. Seifert 2010). Aneig-
nung der Wohnumwelt heiBt auch sich zu
arrangieren mit Wohnbedingungen, die
nicht den eigenen Wiinschen entspre-
chen. Man kann (und will) die Wohnung
nicht wechseln wie die Hemden. Deshalb
sind die allermeisten Menschen mit ihrer
Wohnung zufrieden, auch wenn Wohn-
bedingungen sie tatsachlich im Alltag
beeintrachtigen (Paradox der Wohnzu-
friedenheit). In einem gegliickten Aneig-
nungsprozess bildet sich beim Individu-
um eine Ortsbindung heraus, es entsteht
Ortsidentitat (Dieckmann 2012).

2. Entwicklungen fir die Teilha-
bechancen im Lebensbereich
Wohnen

Vier Entwicklungen in der Behinderten-
hilfe seien hervorgehoben, die die Teil-
habechancen von Menschen mit geistiger
Behinderung und komplexem Unterstit-
zungsbedarf aktuell und in Zukunft be-
einflussen.
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2.1 Die sog. Ambulantisierung von Hilfen

Leistungen der Eingliederungshilfe, die
bisher in stationaren Wohneinrichtungen
erbracht wurden, werden zunehmend
von ambulanten Wohndiensten und
komplementaren Angeboten in den Ge-
meinwesen Ubernommen. Laut Kennzah-
lenbericht der Bundesarbeitsgemein-
schaft Uberdrtliche Sozialhilfetrager ist
der Anteil der ambulant unterstitzten
Leistungsempfangerinnen von Eingliede-
rungshilfe im Wohnen von 20 % im Jahre

2000 auf 44 % im Jahre 2012 gestiegen
(BAGUS 2013). Die Verteilung der er-
wachsenen Leistungsempfangerinnen mit
geistiger Behinderung in Nordrhein-
Westfalen fir das Jahr 2011 zeigt, das
immer noch fast jede/r Zweite in statio-
naren Wohneinrichtungen lebt, etwas
mehr als ein Drittel bei Mitgliedern der
Herkunftsfamilie oder selbststéandig und
17 % ambulant unterstitzt in der eige-
nen Wohnung (vgl. Tab. 1).

Wohnen erwachsener Empfanger von Eingliederungshilfe

mit geistiger Behinderung in NRW

Altersstufen stationar ambulant familiar
selbstdndig
18 -29 31,1 % 17,4 % 51,5 %
30-39 37,6 % 20,4 % 42,0 %
40-49 48,6 % 17,7 % 33,7 %
50-59 57, 7% 15,8 %5 26,4 %
60-69 75,6 % 14,0 % 10,4 %
gesamt 47,0 % 17,2 % 35,8 %
(28.070) (10.290) (21.373)
Tabelle 1: Prozentanteile von Eingliederungshilfeempfangerinnen und —-emp-

fanger in NRW nach Art des Wohnens und Alter in den Altersstufen
bis 69 Jahre, Stichtag 31.12.2011 (Quelle: LWL, LVR)

Insbesondere fallt auf, dass Menschen
mit geistiger Behinderung, die in Forder-
und Betreuungsbereichen beschaftigt
bzw. in der Pflegeversicherung eingestuft
sind, fast ausschlieBlich in stationdren
Wohneinrichtungen oder in ihren Her-
kunftsfamilien leben (vgl. Dieckmann &
Metzler 2013). Die sog. Ambulantisie-
rung hat nur vereinzelt dazu geflhrt,
dass Menschen mit komplexem Unter-
stlitzungsbedarf in der eigenen Wohnung
ambulant betreut leben. Auch wenn ein-
zelne Sozialhilfetrdager wie die Land-
schaftsverbande in Nordrhein-Westfalen
Anreize fir die Grindung ambulanter
Wohn und Hausgemeinschaften schaffen,
machen die Leistungsanbieter nur zéger-
lich davon Gebrauch und scheuen offen-
bar die Entwicklung solcher Wohnmdg-
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lichkeiten. Sehr selten st6Bt man im am-
bulant betreuten Wohnen auf Personen,
die Eingliederungshilfeleistungen  mit
SGB XI- oder SGB V- Leistungen kombi-
nieren. Bei vielen Sozialhilfetragern wird
die ambulante Unterstitzung nur dann
vorrangig gewahrt, wenn sie weit unter-
halb stationarer Leistungsentgelte liegt.

2.2 Die sog. Dezentralisierung von Kom-
plexeinrichtungen

Unter der sogenannten Dezentralisierung
von Komplexeinrichtungen wird die Ver-
lagerung von Wohnungen und Wohn-
diensten flir Menschen mit Behinderung
aus groBen Sondereinrichtungen mit ent-
sprechendem Geldnde in die Stadtviertel,
Ortsteile und Gemeinden verstanden, in




| DIECKMANN: TEILHABE IM LEBENSBEREICH WOHNEN

denen Menschen ublicherweise wohnen
und ihr Leben fihren. Menschen mit Be-
hinderung sollen zentraler am Leben in
den Gemeinwesen teilhaben kénnen als
bisher. Der Begriff der Dezentralisierung
ist irrefihrend und von der GroBinstituti-
on her gedacht. Dass die Verlagerung
von Wohnungen und Wohndiensten in

Ubliche Wohngebiete zu Zuwachsen an

Selbstbestimmung, an sozialer Teilhabe

(zum Beispiel an Aktivitaten und sozialen

Kontakten) und an Kompetenzen fihrt,

zeigen empirische Evaluationen solcher

Prozesse wie von Metzler & Springer

(2010). Kritisch ist jeweils zu fragen,

» ob auch Menschen mit geistiger Be-
hinderung und komplexem Unterst(it-
zungsbedarf die Moglichkeit eroffnet
wird, (wieder) in die Gemeinden zu
Ziehen.

= ob die neuen Wohndienste tatsachlich
quartiersbezogen ihre Arbeit verste-
hen und sich einbinden oder wie ein
Satellit an der alten ,Zentrale" orien-
tiert bleiben,

= ob die Leistungserbringer tatsachlich
bereit sind, die zurickbleibenden
Immobilien auf dem Zentralgelande
aufzugeben bzw. flir ganzlich andere
Zwecke zu verwenden, statt sie mit
neuen, potenziell aussondernden
LVersorgungfunktionen® zu flllen
(zum Beispiel in Pflegeheime um-
wandeln).

2.3 Demographischer Wandel

Aufgrund der steigenden Lebenserwar-
tung von Menschen mit geistiger Behin-
derung in Deutschland (Dieckmann, Gio-
vis & Westermann 2015) und dem Alter-
werden der geburtenstarken Jahrgdnge
der 1960er Jahre wird die Anzahl der
erwachsenen Menschen mit geistiger
Behinderung in den nachsten Jahrzehn-
ten steigen und sich ihre Altersstruktur
grundlegend &ndern. Dass viele Men-
schen mit geistiger Behinderung wie an-
dere auch die Lebensphase Alter erleben
und gestalten kénnen, ist eine positiv zu
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bewertende gesellschaftliche Errungen-
schaft. Aus einer Perspektive, die die
ganze Lebensspanne in den Blick nimmt,
gilt es fir jeden Lebensabschnitt nach
gleichberechtigten Teilhabechancen zu
fragen und zu beachten, dass die Uber-
gange zwischen Lebensabschnitten, zum
Beispiel zwischen dem Arbeitsleben und
dem Ruhestand, fiir Menschen mit geis-
tiger Behinderung mit besonderen Exklu-
sionsrisiken behaftet sind (Rohrmann et
al. 2014). Vom Alter her denken heif3t
dariber hinaus, im gesamten System
der Behindertenhilfe starker zu berlck-
sichtigen, dass Unterstlitzungsbedarfe
sich individuell im Leben qualitativ und
quantitativ verandern, also nicht statisch
sind, und die Unterstitzung entspre-
chend flexibel angepasst werden muss.

2.4 Menschen mit lebenslanger Behinde-
rung in stationaren Pflegeheimen

In den vergangenen Jahren sind Bestre-
bungen einiger Sozialhilfetrager zu be-
obachten, insbesondere altere Menschen
mit komplexem Unterstitzungsbedarf
aus Wohneinrichtungen der Eingliede-
rungshilfe in SGB XI-Pflegeheime umzu-
siedeln, um Kosten in der Eingliede-
rungshilfe zu sparen. Einige Anbieter der
Behindertenhilfe, vor allem traditionelle
Komplexeinrichtungen, haben so ihre
eigentlich limitierten stationdren Platze
erweitert und - meistens ohne Veranke-
rung in der kommunalen Teilhabe- oder
Pflegebedarfsplanung - Pflegeheime flr
Menschen mit Behinderung errichtet.
Solche Pflegeheime Uben eine Sogwir-
kung aus, sie ,missen™ dann durch Um-
ziige ,geflllt" werden, die im Einzelfall
vermeidbar waren und von den Betroffe-
nen selbst meistens nicht gewlinscht
sind. Grundsatzlich ist festzuhalten, dass
der individuelle Anspruch auf Eingliede-
rungshilfe ein Leben lang unabhangig
vom konkreten Pflegebedarf besteht und
ein Teilhabe-Anspruch ist. Stationare
Pflegeeinrichtungen sind nicht nur von
der Personalstruktur und Organisation
der Unterstlitzung andere Lebensorte als
unterstitzte Wohnangebote der Einglie-
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derungshilfe. Stationdre Pflegeeinrich-
tungen sind Lebensorte flr relativ kurze
Zeit am Ende des Lebens. Es ist ein all-
gemein anerkanntes gesellschaftliches
Ziel, die Aufnahme in ein stationdres
Pflegeheim zugunsten von Alternativen
zu vermeiden oder erst moglichst spat
im Leben zu vollziehen. Das sollte auch
fir Menschen mit lebenslanger Behinde-
rung gelten.

3. Wege der Verwirklichung von
Teilhaberechten

Die UN-Behindertenrechtskonvention
(UN-BRK) gibt deutlich die Richtung vor,
in die Unterstltzungsstrukturen weiter-
zuentwickeln sind. Im Art. 19 zur unab-
hangigen Lebensflihrung und Einbezie-
hung in die Gemeinschaft hei3t es, dass
Menschen mit Behinderungen ,gleichbe-
rechtigt die Mdéglichkeit haben ihren Auf-
enthaltsort zu wahlen und zu entschei-
den, wo und mit wem sie leben, und
nicht verpflichtet sind, in besonderen
Wohnformen zu leben." Menschen mit
Behinderung sollen “Zugang zu einer
Reihe von gemeindenahen Unterstiit-
zungsdiensten zu Hause und in Einrich-
tungen [haben] [..] einschlieBlich der
personlichen Assistenz, die zur Unter-
stiitzung des Lebens in der Gemeinschaft
[..] sowie zur Verhinderung von Isolation
und Absonderung von der Gemeinschaft
notwendig ist." Und weiter: ,Gemeinde-
nahe Dienstleistungen und Einrichtungen
fir die Allgemeinheit [sollen] Menschen
mit Behinderungen auf der Grundlage
der Gleichberechtigung zur Verfiigung
stehen und ihren Bedlrfnissen Rechnung
tragen.”

Dartber hinaus gibt es eine Reihe ande-
rer Artikel in der UN-BRK, die das Woh-
nen von Menschen mit Behinderungen in
den Gemeinwesen und ihre Unterstit-
zung beim Wohnen betreffen: Bewusst-
seinsbildung (Art. 8), Zuganglichkeit
(Art. 9), persodnliche Mobilitat (Art. 20),
Bildung - auch im Erwachsenenalter (Art.
24), angemessener Lebensstandard und
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sozialer Schutz (Art. 28), Teilnahme am
politischen und offentlichen Leben (Art.
29), Teilnahme am kulturellen Leben, an
Erholung, Freizeit und Sport (Art. 29).

Die Personenorientierung und die Sozial-
raumorientierung stellen zwei Hand-
lungskonzepte dar, die helfen koénnen,
die Teilhaberechte von Menschen mit
Behinderungen im Lebensbereich Woh-
nen zu verwirklichen. Beide Handlungs-
konzepte finden sich im Grundlagenpa-
pier der Bund Lander Arbeitsgemein-
schaft der Arbeits- und Sozialminister-
konferenz aus dem Jahre 2012 wieder,
wobei die Personenorientierung sehr viel
deutlicher Eingang gefunden hat in die
Formulierung von Eckpunkten fir das
neue Bundesteilhabegesetz. Im Grundla-
genpapier der Bund-Lander-
Arbeitsgruppe (Bund-Lander AG der
ASMK 2012) wird als vorrangiges Ziel
des Bundesteilhabegesetzes, die Unter-
stitzung einer individuellen Lebensfiih-
rung genannt. Leistungen sollen nicht
mehr einrichtungszentriert, sondern per-
sonenzentriert bemessen, geplant und
erbracht werden. Umfang und Art der
Leistungen sollen sich nicht mehr an der
Wohnform orientieren. Die bisher lbliche
Einteilung in stationare, teilstationdre
und ambulante Hilfen soll UGberwunden
werden. Die Bemessung soll einheitlich
nach individuellen Fachleistungsstunden
erfolgen, erganzt um Leistungen zum
Lebensunterhalt und zum Wohnen. Der
Mensch mit Behinderung soll aktiv in die
Gesamtplanung einbezogen werden, sein
Wunsch- und Wahlrecht sei zu berlick-
sichtigen.

Komplementar dazu kann eine ,inklusive
Gemeinschaft® (Bund-Lander AG der
ASMK 2012) Teilhabechancen bereithal-
ten. Die Sozialraumorientierung als zwei-
tes Handlungskonzept fir die Einlésung
von Teilhaberechten wird im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens m. E. zu wenig
diskutiert. Verfolgt man das Leitbild ei-
nes inklusiven Gemeinwesens, wie
Schadler & Rohrmann (2009) es gefasst
haben, geht es nicht mehr nur darum,
Strukturprobleme der Leistungserbrin-
gung im Rahmen der Eingliederungshilfe
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zu lésen und Schnittstellen zu anderen
Hilfesystemen zu klaren (zum Beispiel
zur Pflegeversicherung), sondern gerat
das ortliche Gesamtgeschehen in den
Blick. Es fehlt jedoch eine gesetzliche
Flankierung einer sozialraumlichen Pla-
nungs- und  Gestaltungsperspektive.
Kommunen und Sozialhilfetrager sollten
gesetzlich zu einer gemeinsamen Pla-
nung und zur Beteiligung von Menschen
mit Behinderung und Anbietern verpflich-
tet werden, wie es in der Jugendhilfe mit
dem Kinder- und Jugendhilfegesetz be-
reits jetzt der Fall ist.

Die kommunale Teilhabeplanung muss
Wert darauf legen, die sogenannte
~Schwachen Interessen", also Personen-
gruppen mit geringem sozialen oder kul-
turellen Kapital, zu denen insbesondere
auch Menschen mit geistiger Behinde-
rung und komplexem Unterstiutzungsbe-
darf gehdéren, am Planungsprozess zu
beteiligen. Wie das gelingen kann, pro-
biere ich gerade mit meinen Kolleginnen
Sabine Schaper und Christiane Rohleder
sowie anderen Mitarbeiter_innen im
BMBF-Projekt SOPHIA an der KatHO
NRW Mdinster aus. Anfang 2016 werden
wir ein Manual fir eine inklusive Sozial-
planung veréffentlichen. Inklusive Sozi-
alplanung heiBt, orientiert an konkreten
Sozialraumen Hilfesysteme und Anbieter
Ubergreifend Dienste und Angebote zu
planen. So kénnen zum Beispiel Angebo-
te der Behindertenhilfe und der Altenar-
beit bzw. -hilfe (zum Beispiel ambulante
Pflegedienste, Beratungsbiiros, Freiwilli-
genagenturen, Tagespflege) inklusiver
gestaltet und genutzt werden. Noch
steckt die verbindlich vereinbarte Koope-
ration unter Anbietern in der Behinder-
tenhilfe und mit anderen Akteuren in
einem Sozialraum erst in den Anfangen.
Vorbilder hierfiir bilden sozialpsychiatri-
sche Verblnde (wie in der Stadt Stutt-
gart) oder rechtlich geregelte Vernet-
zungsstrukturen in der Altenhilfe (z. B.
Ahlener System, vgl. Woltering 2007).
Als Korrektiv fir Planungen im Sozial-
raum bieten sich Leitziele an, die adres-
satenorientiert formuliert und von den
verschiedenen Planungsinstanzen ge-
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meinschaftlich getragen werden. In Be-
zug auf das Wohnen wurde beispielswei-
se im BMBF-Projekt SOPHIA formuliert,
dass Menschen mit und ohne Behinde-
rung im Alter auch bei sich verandernden
Unterstlitzungsbedarf in ihrem Sozial-
raum und bis zu bestimmten Grenzen in
ihrer Wohnung (Hauslichkeit) wohnen
bleiben kdénnen. Dabei soll es inklusive
und bedarfsgerechte Unterstiitzungsfor-
men zum Wohnen im Quartier geben.
Menschen mit und ohne Behinderung im
Alter soll die notwendige Palette ver-
schiedenartiger Unterstlitzungsangebote
im Sozialraum zur Verfligung stehen, aus
der sich je nach individuellem Bedarf
auswahlen kénnen.

4. Konkrete Ansatzpunkte:
Férderliche und hinderliche Be-
dingungen

Welche Faktoren férdern und welche
erschweren die Verwirklichung von Teil-
haberechten? Ohne Anspruch auf Voll-
standigkeit werden konkrete Ansatz-
punkte flir Veranderungen benannt.

Entstehung einer Vielfalt von Wohn-
settings mit Unterstiitzung

Jenseits der Herkunftsfamilie, dem klas-
sischen stationdgren Wohnheim und dem
ambulant betreuten Einzelwohnen ist in
den letzten Jahren in Deutschland eine
Vielfalt von Wohnsettings mit Unterstit-
zung entstanden, die nachweislich ein
groBes Teilhabe- und Inklusionspotenzial
haben. In der Tabelle 2 werden gangige
Wohnsettings fiir Erwachsene mit geisti-
ger Behinderung unterschieden. Das
Wohnen in der Herkunftsfamilie (mit El-
tern oder Geschwistern), das betreute
Wohnen allein, zu zweit oder in einer
Wohngemeinschaft und das betreute
Einzel-, Paar- oder WG-Leben im Drub-
bel, das hei3t in Nachbarschaft zu ande-
ren Anwohnern mit Behinderung (mehre-
re Wohnungen in einem sozialrdumlichen
Cluster) zeichnen sich durch die organi-
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satorische Trennung von Wohnung und
professioneller Unterstitzung aus. In
anderen Wohnsettings, wie dem Wohnen
in sogenannten Gastfamilien, den integ-
rativen Wohn- oder Hausgemeinschaf-
ten, dem Genossenschaftswohnen,
Apartmenthdusern fir Menschen mit
Behinderung oder dem betreuten Woh-
nen in der Altenhilfe (Service-Wohnen),
sind die Wohnung und die professionelle
Unterstlitzung starker aneinander ge-
bunden. Stationdare Wohnsettings, wie
die sogenannten ,AuBenwohngruppen®,
kleine stationare Kerne in einer Nachbar-
schaft, das typische gemeindeintegrierte
Wohnheim oder das Heim auf einem
Zentralgelande mit nahegelegener WfbM
und Beschaftigungsangeboten, zeichnen
sich durch die organisatorische Kopplung
der Wohnung an professionelle Unter-
stltzung aus.

Erst wenn eine Auswahl zwischen ver-
schiedenen Wohnsettings besteht, die
unabhangig vom individuellen Hilfebedarf
bezogen werden koénnen, besteht eine
Wabhlfreiheit im Sinne der UN-BRK. Eini-
ge, noch zaghafte Entwicklungen férdern
die Entstehung einer Vielfalt von Wohn-
settings fir Menschen mit komplexen
Unterstlitzungsbedarf. So bieten Sozial-
hilfetrager, z. B. die Landschaftsverban-
de in Nordrhein Westfalen zusatzliche
Leistungsmodule im ambulant betreuten
Wohnen an, um Hintergrunddienste,
pflegerische und hauswirtschaftliche Hilfe
zu ermaglichen.

Einzelne Anbieter beginnen, die in ge-
trennten Abteilungen organisierten stati-
ondren und ambulanten Wohndienste
zugunsten sozialraumlicher Mitarbeiter-
teams aufzuheben (Aselmeier 2013).
Einzelne Leistungsanbieter verstehen
sich auch zunehmend als ein Erméglicher
von Wohnvorstellungen ihrer Klienten
und weniger als Anbieter von Fertigl6-
sungen (vgl. Dieckmann et al. 2013). Ein
gutes Beispiel flir ein neuartiges Wohn-
setting, in dem auch Menschen mit geis-
tiger Behinderung und komplexen Unter-
stitzungsbedarf leben, ist die 4er-
Wohngemeinschaft des integrativen
Wohnhauses in Minster, Stadtteil Kin-
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derhaus, das von der Lebenshilfe Mins-
ter konzipiert wurde. Uber die Grundsi-
cherung werden die Hilfe zum Lebensun-
terhalt und die Wohnkosten der WG-
Mitglieder finanziert. Die padagogische
Assistenz wird aus der Eingliederungshil-
fe (Sozialhilfetrager), die Pflegeassistenz
durch ambulante Sachleistungen der
Pflegeversicherung bestritten. Dieses
Modell erméglicht den Bewohnern nach-
weislich sehr viel haufiger individuelle
Begleitmdglichkeiten als das im stationa-
ren Gruppenwohnen Ublich ist. Organisa-
torische Details und eine ausfihrliche
Evaluation der Auswirkungen solcher
Wohnsettings auf die Lebensqualitat und
Teilhabe von Menschen mit Behinderung
finden sich bei Dieckmann et al. (2012).

Hinderlich fir solche Wohnsettings flr
Menschen mit komplexem Unterstit-
zungsbedarf ist es, wenn der Mehrkos-
tenvorbehalt sehr restriktiv gehandhabt
wird, insbesondere wenn bei Hilfemixl6-
sungen zum Beispiel ambulante Pflege-
leistungen auf die Eingliederungshilfe
angerechnet werden. AuBerdem kénnen
heimahnliche Auflagen fir Wohngemein-
schaften, die tragerabhangig sind und
alle Leistungen aus einer Hand anbieten,
in den bundeslanderspezifischen Wohn-
und Teilhabegesetzen die Schaffung und
den normalen Alltag in der eigenen
Wohnung erschweren, zum Beispiel
wenn ausschlieBlich Fachkrafte in der
Nachtbereitschaft tatig werden kdnnen
oder wenn durch Hygienevorschriften
das kulturell Ubliche, ,normale™ Haushal-
ten erschwert wird. Im landlichen Raum
besteht ein grdéBerer Nachholbedarf fur
innovative Wohnsettings. In stadtischen
Gebieten mangelt es oft an geeigneten,
finanzierbaren Grundsticken oder an
Férdermitteln durch den sozialen Woh-
nungsbau. Problematisch ist es auch,
wenn eine Wohnbauférderung mit star-
ken Einschrankungen bei der Auswahl
der Mieter verbunden ist (z. B. aus-
schlieBlich mit Wohnungsberechtigungs-
schein), was zu einem nicht férderlichen
Mietermix fuhren kann.
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Sozialraumliche Verteilung von
Wohnmaoglichkeiten

Haufig befinden sich die Wohnmdglich-
keiten nicht dort, wo Menschen mit geis-
tiger Behinderung und komplexen Unter-
stitzungsbedarf ihren Lebensmittelpunkt
haben. Am Beispiel der Stadt Muinster
konnten wir zeigen, dass Wohnangebote
fir Erwachsene mit geistiger Behinde-
rung in den AuBenbezirken der Stadt
Uberreprasentiert, in den dichter bevol-
kerten, attraktiven zentrumsnahen La-
gen unterreprasentiert sind. Mehrere
Faktoren haben zu dieser Entwicklung
beigetragen: Erstens gibt es Obergren-
zen flr Mieten, die durch Wohngeld ab-
gedeckt werden, die es in manchen
Stadtteilen schwer machen, Wohnraum
zu finden. Zweitens sind Leistungsanbie-
ter in der Behindertenhilfe oft nicht so
identifiziert und verankert mit bestimm-
ten Stadtteilen, wie das zum Beispiel in
der Altenhilfe der Fall ist. In der Altenhil-
fe ist die Lage, die Nahe und Veranke-
rung eines Wohnangebots im Stadtteil
ein  wesentlicher Wettbewerbsvorteil.
Und drittens steuern haufig die Kommu-
ne und die Sozialhilfetrager die Schaf-
fung barrierefreien Wohnraums fiir Men-
schen mit Behinderungen unzureichend
unter sozialrdumlichen Gesichtspunkten.
Es gibt aber auch zahlreiche Beispiele,
wie die Stadtplanung, die kommunale
Teilhabeplanung und Wohnungsbauge-
sellschaften zusammenarbeiten, um ge-
zielter dort Wohnmadglichkeiten fir Men-
schen mit Behinderung zu schaffen, wo
sie benoétigt werden.

Hilfemix und Poolen von Leistungen

Voraussetzung fir viele neue Wohnset-
tings mit einem héherem Teilhabe- und
Inklusionspotenzial ist die Mdglichkeit,
verschiedenartige Leistungen, z. B. Leis-
tungen der Eingliederungshilfe und der
Pflegeversicherung, flr eine Person zu
einem Hilfemix zusammenzufithren und
gleichartige Leistungen Uber mehrere
Personen zu poolen (zum Beispiel in am-
bulant betreuten Wohngemeinschaften).
Ein Hilfemix und das Poolen von Leistun-
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gen ermoglicht die wirtschaftliche Abde-
ckung von Assistenzzeiten. Eine solche
Assistenzkette ist eine Voraussetzung fir
ein verlassliches Wohnsetting fiir Men-
schen mit komplexem Unterstiitzungs-
bedarf. Das Poolen darf jedoch nicht zu
einer Entindividualisierung und Reduzie-
rung von Hilfen fihren, wie wir es von
Gruppenbetreuungsettings in stationaren
Wohnheimen kennen, wo zum Beispiel
an Wochenenden haufig nur eine Mini-
malbesetzung vorgehalten wird, die eine
individuelle Lebensflihrung stark ein-
schrankt. In stationdren Wohnsettings
sind als MaBnahme gegen die Entindivi-
dualisierung von Hilfen individuelle Teil-
budgets, zum Beispiel fiir Freizeitaktivi-
taten, eingefiihrt und getestet worden.

Padagogische Begleitung und Pflege

In stationaren Wohnsettings werden pa-
dagogische und pflegerische Leistungen
von einem Mitarbeiterteam, aus einer
Hand erbracht. Im ambulanten Bereich
sind zwei getrennte Dienste (ein pada-
gogischer Dienst und ein ambulanter
Pflegedienst) flr die Erbringung der Leis-
tung verantwortlich. Diese Trennung
fiuhrt im Alltag von Menschen mit kom-
plexen Unterstitzungsbedarf zu Schwie-
rigkeiten und Risiken. Beide Dienste
muissen ein gemeinsames Teilhabever-
standnis haben, um Klienten, die nicht
Uber Regiekompetenzen verfligen oder
die sich oft nicht sprachlich verstandlich
machen kénnen, aufgrund einer ge-
meinsamen Planung teilhabeorientiert zu
unterstiitzen. Zweitens muss sicherge-
stellt sein, dass alle Informationen ver-
ldsslich kommuniziert und die Assistenz-
zeiten verlasslich abgedeckt werden.
Drittens fuhrt der Einsatz von zwei ge-
trennten Diensten in der Regel dazu,
dass die Anzahl der Assistenten, die ei-
nen Menschen mit Behinderung im Alltag
unterstitzen, steigt und die TeamgrdBen
(Anzahl der Mitglieder beider dort tatigen
Dienste) wachst. Zusatzlich zu bedenken
ist, dass die Mitarbeiter ambulanter Pfle-
gedienste haufig einen geringeren Stun-
denlohn erhalten als Mitarbeiter im pa-
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dagogischen Dienst. Im Rahmen der Ge-
setzgebung sollten pflegekompetente
ambulante Wohndienste als Erbringer
von Pflegeversicherungsleistungen aner-
kannt werden, sodass Menschen mit Be-
hinderung selber wahlen kénnen, ob sie
diese Leistung durch zwei getrennte
Dienste oder aus einer Hand erbracht
haben wollen.

Inzwischen beraten vielerorts gesund-
heitsbezogene Dienste / Pflegezirkel pro-
fessionelle Unterstlitzer und Menschen
mit Behinderung zu Fragen der Pflege
und Gesundheitsférderung. Diese Bera-
tung sollte auch fiir Menschen, die in
ambulant betreuten Wohnsettings oder
bei ihren Angehérigen leben, verfligbar
sein. Bewegung und Beweglichkeit ist ein
entscheidender Faktor fir Teilhabechan-
cen im Alter. In Zukunft missen Men-
schen mit Behinderung starker dabei
unterstlitzt werden, einen gesundheits-
forderlichen Lebensstil als Alternative zu
einem immobilen auszubilden. Auch viele
Menschen mit geistiger Behinderung und
komplexem Unterstitzungsbedarf haben
ein starkes Bedlrfnis nach Bewegung
und Aktivitat.

Begleitung in der Nacht

Viele Menschen mit geistiger Behinde-
rung und komplexem Unterstitzungsbe-
darf sind auf eine Kontaktmdglichkeit
wahrend der Nacht angewiesen, manche
bendtigen regelmaBig Unterstlitzung in
der Nacht. Falls die kleineren gemeinde-
integrierten Wohnsettings solche Unter-
stltzungsleistungen nicht bieten, werden
Menschen mit komplexen Unterstiit-
zungsbedarf ganzlich aus diesen Wohn-
settings ausgegrenzt. Ihnen wird der
Einzug in diese Wohnsettings verwehrt
oder sie werden gezwungen, im Falle
eines steigenden Unterstlitzungsbedarfes
auszuziehen. Fur die Teilhabechancen
von Menschen mit komplexem Unter-
stltzungsbedarf ist die Mdglichkeit wah-
rend der Nacht Begleitung zu finden, von
entscheidender Bedeutung. Begleitung in
der Nacht kann Uber einen Hausnotruf,
eine Rufbereitschaft, eine Prasenzbereit-

38

schaft oder eine Nachtwache realisiert
werden. Bei komplexem Unterstlitzungs-
bedarf missen Rufbereitschaften relativ
schnell vor Ort sein kénnen, haufig wird
die Einrichtung einer Prasenzbereitschaft
notwendig. Fir die wirtschaftliche Orga-
nisation einer ortsnahen Ruf- und Pra-
senzbereitschaft bedarf es einer Min-
destanzahl von Nutzerinnen und Nut-
zern. Es bietet sich an, solche Dienste
sozialraumlich, d.h. flir alle Nutzer in-
nerhalb eines Quartiers oder eines Woh-
numfelds zu organisieren, wozu die dort
tatigen Trager kooperieren maussten.
Beim Hausnotruf und bei der nachtlichen
Rufbereitschaft ist das sicherlich mach-
bar. In welchem réaumlichen Radius das
auch bei einer Prasenzbereitschaft wah-
rend der Nacht funktionieren kann, gilt
es zu erproben. Wie im wahrsten Sinne
naheliegend solche Organisationsformen
sind, zeigt z. B. die geografische Vertei-
lung von kleinen stationdren Wohnset-
tings funf verschiedener Trager der Be-
hindertenhilfe im Stadtteil Hiltrup-West
in Mlnster (s. Abb. 1).

Orte der Begegnung auBerhalb der
Wohnung, Quartierstreffs

Begegnungsorte kdénnen z. B. inklusive
oder spezifische Arbeits- oder Tagesan-
gebote fir Menschen mit Behinderung
sein, aber auch einfache offene
Treffmoéglichkeiten oder Kursangebote.
Solche zweiten Milieus im Sozialraum
sind auch die Voraussetzung daflir, dass
Menschen mit komplexem Unterstiit-
zungsbedarf im Ruhestand in den ihnen
vertrauten Wohnsettings, z. B. in der
Herkunftsfamilie, in einer Gastfamilie
oder auch in ambulant betreuten Wohn-
angeboten verbleiben kdénnen.

Mobilitat

Der Erhalt der Fortbewegungsfahigkeit
und koérperlichen Beweglichkeit, ein bar-
rierefreier und gut getakteter OPNV,
aber auch die Finanzierung von individu-
ell nutzbaren Fahrdienste (eben nicht nur
fir kérperbehinderte Menschen) erhéhen
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die Teilhabechancen von Menschen mit
komplexem Unterstiitzungsbedarf.

Abbildung 1: Raumliche Verteilung von Wohn- und Pflegeangeboten der Altenhilfe und Behin-
dertenhilfe in Minster, Stadtteil Hiltrup (Quelle: BMBF-Projekt SOPHIA, KatHO NRW 2015)

Soziale Beziehungen und soziale
Kompetenzen

Die persoénlichen sozialen Netzwerke sind
bei Menschen mit geistiger Behinderung
und komplexem Unterstlitzungsbedarf
haufig sehr klein. Zur Unterstlitzung ge-
hoért es, dass Mitarbeiter_innen sich als
Teil dieses Netzwerkes unterstlitzen und
ihre sozialen Kompetenzen férdern. Mit-
arbeiter_innen sind hier in einer aktiven
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Rolle als ,Facilitator® / Erleichterer, als
Dolmetscher in sozialen Beziehungen
und Mitgestalter eines ,Circle of Sup-
port", eines Unterstiitzerkreises, der bei
der personlichen Zukunftsplanung eines
Menschen mit Behinderung, aber auch
bei der konkreten Alltagsgestaltung hilf-
reich ist. Beispielsweise gilt es, Nachbar-
schaftskontakte, die auf ein Wechselsei-
tigkeitsprinzip beruhen, aktiv anzubah-
nen, die zentral wichtigen Beziehungen
zu Angehodrigen (Eltern und Geschwis-
tern) zu stitzen und gegebenenfalls wie-
der zu aktivieren, die Menschen mit Be-
hinderung und ihre Angehérigen in
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rechtlichen Fragen und familidren Ange-
legenheiten zu beraten.

Beratung

In den meisten Bundeslandern fehlt eine
ortsnahe, tragerneutrale Beratung Uber
Wohn- und Unterstitzungsalternativen.
Vertreter der Menschen mit Behinderung
und die Fachverbande fordern im Rah-
men des Bundesteilhabegesetzes, solche
Beratungsleistungen zu verankern.

Aktive Beteiligung von Menschen mit
komplexem Unterstiitzungsbedarf an
individueller Teilhabeplanung

Um Menschen mit komplexem Unterstiit-
zungsbedarf aktiv an der individuellen
Teilhabeplanung zu beteiligen, muss das
Assessment starker als ein langerer Be-
obachtungs- und Interaktionsprozess
verstanden werden, die Betroffenen -
auch wenn sie sich sprachlich nicht &u-
Bern kdnnen- in den Teilhabe- bzw. Hil-
feplankonferenzen anwesend sein, nicht-
professionelle Vertrauenspersonen am
Verfahren beteiligt und samtliche Teilha-
bebereiche bei der Bedarfsfeststellung
berlcksichtigt werden. Es besteht die
Gefahr, dass sonst zu sehr selektive
Fremdwahrnehmungen die vermeintli-
chen Interessen abbilden.

Fallspezifische und fallunspezifische
ErschlieBung des Sozialraums

Wohndienste nehmen zum einen im Ein-
zelfall starker die Ressourcen im Sozial-
raum wahr, z. B. die allgemeinen ortli-
chen Aktivitéatsmaoglichkeiten, Freiwillige,
die eingebunden werden fur die individu-
elle Freizeitgestaltung. Jenseits der indi-
viduellen Teilhabeleistungen muss es
den Anbietern in der Behindertenhilfe
madglich werden, den Sozialraum zu er-
schlieBen, sich dort selbst einzubinden
und zu vernetzen. Insbesondere flr sozi-
alrdumliche Vernetzungsleistungen ist
eine Finanzierung erforderlich. Z. B. hat
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die Stadt Minster Leistungsvereinbarun-
gen flr eine stadtteilbezogene Vernet-
zungsarbeit geschlossen, die hilfesys-
temibergreifend angelegt ist. In jedem
Stadtbezirk ist ein Anbieter flir die Koor-
dination und Weiterentwicklung der Ver-
netzungsstrukturen vor Ort zustandig.

5. Fazit

Haufig gewinnt man den Eindruck dass
sozialpolitische Veranderungen, welche
die Unterstlitzung von Menschen mit
lebenslanger Behinderung betreffen,
nach dem Prinzip ,vom Leichten zum
Schweren" konzipiert werden. Wahrend
es legitim erscheint, in Pilotprojekten,
bei der erstmaligen Erprobung innovati-
ver Impulse nach diesem Prinzip zu han-
deln, fihrt dieses Prinzip immer dann,
wenn Veranderungen sozialpolitisch und
sozialrechtlich beschlossen werden sol-
len, zu Ausgrenzungen von Personen-
kreisen, deren Teilhaberechte gemindert
werden. Bei einem so gewichtigen Re-
formvorhaben wie dem Bundesteilhabe-
gesetz ist von der Vielfalt der Unterstiit-
zungsbedarfe auszugehen, die sich auch
Uber die Lebensspanne verandern (Le-
bensspanne-Perspektive), also von der
Komplexitat von Lebenssituationen, vom
~Schwierigem®. Ich wirde dem Geset-
zesgeber empfehlen, die gesetzlichen
Grundlagen, die jetzt geschaffen werden,
einem Stresstest zu unterziehen, in dem
beschrieben und bewertet wird, welche
Spielrdume fur Unterstitzungsstrukturen
fir die Teilhabe im Wohnen geschaffen
werden und welche erschwert werden -
gerade im Hinblick auf Menschen mit
geistiger Behinderung und komplexem
Unterstlitzungsbedarf, die gesellschaft-
lich besonders benachteiligt sind.
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Mir obliegt es, Ihnen einige Gedanken
zur Teilhabe im Hinblick auf die Gesund-
heitsversorgung von Menschen mit kom-
plexem Hilfebedarf zu unterbreiten. In
diesem Sinne verstehe
schrift ,Teilhabe im Lebensbereich Ge-
sundheit".
blick auf unsere gegenwartigen Verhalt-
nisse der Gesundheitsversorgung zu ei-
ner
werde, wird Sie nicht wundern.

Mein Vortrag gliedert sich folgenderma-
Ben: Im ersten Teil werde ich Gesundheit
als einen Forderfaktor flir soziale Teilha-
be beleuchten.
selbst, dass im Umkehrschluss Krankhei-
ten oder Behinderungen als Barrieren flr
soziale Teilhabe angesehen werden kon-
nen, wenn sie die Teilhabe behindern.
Im zweiten Teil moéchte ich einiges zu
gesundheitsbezogenen
Menschen mit Behinderung ausfihren.
Dabei werde ich sowohl einige grund-
satzliche Aspekte erdrtern
Merkmale der problematischen Versor-
gungssituation skizzieren.

1. Gesundheit als Forderfaktor

Als erstes erlautere ich Gesundheit als
Forderfaktor flir soziale Teilhabe. Wie ist
das theoretisch zu begriinden? Dazu
muissen wir auf die Internationale Klassi-
fikation der Funktionsfdhigkeit, Behinde-
rung und Gesundheit (abgekilrzt: ICF)
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der Weltgesundheitsorganisation! zu-
riickgreifen. Die ICF beschreibt ICF Be-
hinderung in einem integrativen Modell.
Sie fuhrt darin die oft gegeneinander
ausgespielten Modelle, namlich das sog.
medizinische Modell von Behinderung
und das sog. soziale Modell, zusammen
und stellt sie in ein komplementares
Verhaltnis zueinander.

Die ICF versteht Behinderung als Folge
eines Gesundheitsproblems. Sie be-
schreibt Behinderung als Schadigungen
von Koérper und Koérperstrukturen, als
Beeintrachtigung von Aktivitaten und als
Beeintrachtigung der Teilhabe. Zwischen
diesen Ebenen von Beeintrachtigungen -
auch Komponenten genannt - kdénnen
Wechselwirkungen bestehen. Vor allem
hebt die ICF hervor, dass die erwahnten
Wechselwirkungen auf dem Hintergrund
von sogenannten Kontextfaktoren von-
stattengehen.

Die ICF definiert die Kontextfaktoren als
diejenigen Faktoren, die die materielle,
soziale und einstellungsbezogenen Um-
welt abbilden, in der die Menschen leben
und ihr Dasein entfalten. Die Kontextfak-
toren kdénnen positiv oder férderlich wir-
ken, dann handelt es sich bei ihnen um

! World Health Organization (2001): International
Classification of Functioning, Disability and
Health: ICF. Geneva. Deutsche Version: Deut-
sches Institut fur Medizinische Dokumentation
und Information (Hrsg.) (2005): Internationale
Klassifikation der Funktionsfahigkeit, Behinderung
und Gesundheit: ICF. KolIn.
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Férderfaktoren. Sie koénnen negativ,
hemmend oder hinderlich wirken, dann
handelt es sich um Barrieren. Man unter-
scheidet Uberdies unter den Kontextfak-
toren die Umweltfaktoren, die auBerhalb
der konkreten Person gelegen sind, und
die personbezogenen Faktoren, die sich
auf die betreffende Person selbst bezie-
hen und den speziellen Hintergrund der

Person und deren Lebensfiihrung umfas-
sen. Dazu gehodren beispielsweise das
Lebensalter, der Lebensstil, die korperli-
che oder mentale Fitness, der soziale
Status, andere Gesundheitsprobleme
neben der aktuell im Mittelpunkt der Be-
trachtung stehenden Behinderung, Be-
waltigungsstile usw.

Gesundheitsproblem
(Gesundheitsstdrung oder Krankheit)

l

Kérperfunktionen

l

Partizipation

und -strukturen Aktivitaten [Teilhabe]
Umwelt- personbezogene
faktoren Faktoren

Abbildung 1: Wechselwirkung zwischen den Komponenten der ICF

Auf dem Hintergrund des funktionalen
Verstandnisses von Gesundheit, wie es
sich in der ICF darstellt, versteht man
die Aussage von Gro Harlem Brundtland,
der vormaligen WHO-Generaldirektorin:
~Health ist he ability to live life to its full
potential.™ Frei Ubersetzt heiBt das, Ge-
sundheit sei die Fahigkeit, das Leben in
allen seinen Mdglichkeiten zu leben. Auf
diesem Hintergrund versteht sich die
Aussage von selbst, dass ein guter Ge-
sundheitszustand ein Forderfaktor flr
Teilhabe ist, ein schlechter Gesundheits-
zustand hingegen eine Barriere.

Im nachsten Schritt mdchte ich Behinde-
rung und Gesundheitsversorgung in ein
grundsatzliches Verhaltnis zueinander
stellen. Vereinfacht sind im Hinblick auf
dieses Verhaltnis zwei Konstellationen zu
unterscheiden: Zum einen handelt es
sich um den behinderungsunspezifischen
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gesundheitlichen Besorgungsbedarf, also
einen medizinischen Versorgungsbedarf,
den Menschen mit Behinderungen wie
andere Menschen auch haben. Daneben
gibt es denjenigen gesundheitlichen Ver-
sorgungsbedarf, namlich den behinde-
rungsspezifischen gesundheitlichen Ver-
sorgungsbedarf, der durch die Behinde-
rung bewirkt wird bzw. sich auf deren
Linderung oder Beseitigung bezieht.

Inwiefern unterscheiden sich diese bei-
den Konstellationen? Worin stimmen sie
Uberein? Beginnen wir mit dem behinde-
rungsunspezifischen Versorgungsbedarf,
den Menschen mit Behinderung wie an-
dere Menschen auch haben kénnen. Hier
stellt die konkrete individuelle Behinde-
rung - etwa eine Sinnesbehinderung
oder eine Koérperbehinderung oder eine
geistige Behinderung - den Kontext der
Behandlung dar. Deshalb sind fir eine
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erfolgreiche Gesundheitsversorgung, fir
eine erfolgreiche Diagnostik oder Be-
handlung unter Umstanden bestimmte
Rahmenbedingungen (Setting) nétig.
Dazu kdnnen je nach konkreter Situation
eine angemessene Ausstattung, ein ada-
quates Fachwissen, kontextspezifische
Handlungskompetenz, zielgruppenada-
quate Kommunikationskompetenz und
gegebenenfalls organisatorische Voraus-
setzungen wie geregelte Kooperations-
bezlige, unterstiitzende Netzwerke, Ab-
sprachen zur konsiliarischen Unterstuit-
zung usw. gehdren. Als Beispiele des
behinderungsunspezifischen Versor-
gungsbedarfs nenne ich die Durchfiih-
rung der Zahnbehandlung unter Vollnar-
kose bei einer eingeschrankt kooperati-
onsfahigen Person mit schwerer geistiger
Behinderung oder eine modifizierte Psy-
chotherapie eines Mannes mit geistiger
Behinderung oder eine adaquate Opera-
tionsaufklarung unter Mitwirkung eines
Gebardendolmetschers fiir eine horbe-
hinderte Patientin.

Im zweiten Falle ist die Behinderung -
gegebenenfalls auf der Grundlage einer
chronischen Krankheit beruhend - selbst
Gegenstand der therapeutischen Beml-
hungen. Wie im ersten Fall stellt die Be-
hinderung zugleich den Kontext der Ver-
sorgung dar. Demzufolge sind wohl zu-
meist auch hier Rahmenbedingungen
notwendig, wie sie im ersten Falle schon
dargelegt wurden. Daridber hinaus sind
Rahmenbedingungen und Voraussetzun-
gen notwendig, die unmittelbar mit der
Behinderung zusammenhangen. Als Bei-
spiele fiur einen solchen behinderungsbe-
dingten Versorgungsbedarf sind beispiel-
haft zu nennen die Langzeitverordnun-
gen von Krankengymnastik bei zerebral-
en Bewegungsstérungen oder erweiterte
und modifizierte PraventionsmaBnahmen
fir die Mundgesundheit bei kognitiv be-
eintrachtigten oder koérperlich beein-
trachtigten Menschen oder die Versor-
gung mit technischen Geraten zur Unter-
stitzten Kommunikation fir Menschen
ohne lautsprachliche Kommunikation.
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2. Teilhabe an den
Gesundheitsleistungen

Aussagen der UN-
Behindertenrechtskonvention

Ich komme nun zum zweiten Abschnitt,
zur Teilhabe behinderter Menschen an
den Gesundheitsdienstleistungen. Zu-
néchst beziehe ich mich auf das Uberein-
kommen der Vereinten Nationen Uber die
Rechte von Menschen mit Behinderung,
kurz UN-Behindertenrechtskonvention
oder UN-BRK, aus dem Jahr 20062. Der
Artikel 1 UN-BRK bestimmt den Zweck
dieser Konvention. Dort heit es unter
anderem: ,Zu den Menschen mit Behin-
derungen zahlen Menschen, die langfris-
tige korperliche, seelische geistige oder
Sinnesbeeintrachtigungen haben, welche
sie in Wechselwirkung mit verschiedenen
Barrieren an der vollen, wirksamen und
gleichberechtigten Teilhabe an der Ge-
sellschaft hindern kénnen." Damit wird
Behinderung zwar nicht definiert, aber
bei der Bezeichnung der Zielgruppe der
UN-BRK, bei den Menschen mit verschie-
denen Formen von Behinderung, wird
unverkennbar auf die ICF Bezug ge-
nommen.

Abgesehen davon, dass eine Reihe wei-
terer Artikel der UN-BRK im Zusammen-
hang mit der Gesundheitsversorgung
relevant sind, moéchte ich mich auf den
Artikel 25 konzentrieren. Er verlangt
unmissverstandlich zweierlei: Erstens,
Menschen mit Behinderung sollen die
Gesundheitsversorgung erhalten, wie sie
anderen Menschen auch zuteil wird.

2 United Nations (2006): Convention on the Rights
of Persons with Disabilities. Deutsch: Vereinte
Nationen: Ubereinkommen (iber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen Praambel
//www.brk-
allianz.de/attachments/article/72/BMAS%20-

% 20Deutsch-abgestimmte®%?20uebersetzung.pdf
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Zweitens, Menschen mit Behinderung
sollen obendrein diejenigen Gesundheits-
leistungen bekommen, die sie speziell
wegen ihrer Behinderung benétigen.

Erlauben Sie mir einen kleinen Exkurs:
Im Jahre 2004 konnten die Fachverban-
de der Behindertenhilfe einen Erfolg
verbuchen. Ihre langjahrigen Bemuihun-
gen hatten dazu geflihrt, dass der § 2 a
SGB V in das Sozialgesetzbuch eingefligt
wurde. Er lautet kurz, knapp und un-
missverstandlich: ,Den besonderen Be-
langen behinderter und chronisch kran-
ker Menschen ist Rechnung zu tragen."
Wenn dieser Paragraf tatsachlich eine
praktische Wirkung entfaltet hatte, ware
die UN-Behindertenrechtskonvention
vielleicht nicht nétig gewesen, um die
Mdngel der gesundheitlichen Versorgung
zu Uberwinden.

Leider spiegeln sich in den Berichten von
Menschen mit Behinderungen und deren
Angehdrigen unverdndert viele schlechte
Erfahrungen hinsichtlich der Gesund-
heitsversorgung. Die schlechten Erfah-
rungen belegen, dass einer bedarfsge-
rechten  Gesundheitsversorgung von
Menschen mit Behinderung im Allgemei-
nen, von Menschen mit geistiger Behin-
derung im Besonderen noch immer viel-
faltige Barrieren entgegenstehen.

Parallelbericht der BRK-Allianz zur
Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention

Die Unterzeichnerstaaten der UN-BRK
sind verpflichtet, die Zivilgesellschaft an
der Umsetzung und insbesondere an der
Bewertung der Umsetzung der UN-BRK
in den jeweiligen Staaten zu beteiligen.
Zu diesem Zweck haben sich in
Deutschland Selbsthilfegruppen, Fach-
verbande, Wohlfahrtsverbande und wei-
tere Akteure in einer BRK-Allianz zu-
sammengeschlossen, um einen soge-
nannten Parallel- oder Schattenbericht
zur Umsetzung der UN-BRK in Deutsch-
land zur verfassen. Dieser Bericht mit
dem Titel “Selbstbestimmung, gleiche
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Rechte, Barrierefreiheit, Inklusion!™ 3 ist

im Internet verfligbar.

Der Parallelbericht beschreibt die vielfal-

tigen Barrieren in der Gesundheitsver-

sorgung von Menschen (Seiten 51-59).

AuBerdem formuliert er konkrete Forde-

rungen zur Uberwindung der beschriebe-

nen Mangel. Ich darf einige Kritikpunkte

des Parallelberichtes auswahlen:

= Das im Hinblick auf die Bedarfslagen
von Menschen mit Behinderungen
Uberaus wichtige SGB IX habe ge-
genuber unzulanglichen Bestimmun-
gen anderer Gesetze (SGB V, SGB
VI, SGB IX, SGB XI, SGB XII) keine
zureichende Wirkung.

= Obwohl in der Patientenbeteiligungs-
verordnung von 2003 die Mitbera-
tungsrechte von Patientenorganisati-
onen geregelt seien, handele es sich
nur um eine unzureichende Beteili-
gung, da die Vertreterinnen und Ver-
treter der Patientinnen und Patienten
kein Stimmrecht haben.

= Den Behindertenverbanden sei es
nicht moglich, die Richtigkeit der Ent-
scheidungen von Krankenkassen oder
anderer Behdérden auf dem Rechts-
weg Uberprifen zu lassen.

= Ein groBes Problem stellen die kom-
plexen und komplizierten gesetzli-
chen und untergesetzlichen Regelun-
gen im Gesundheitsbereich dar. Sie
erschweren es Betroffenen, die ihnen
zustehenden Anspriiche zu sehen und
gegebenenfalls im Streitfall durchzu-
setzen.

3 Allianz der deutschen Nichtregierungsorganisatio-
nen zur UN-Behindertenrechtskonvention (2013):
Fir Selbstbestimmung, gleiche Rechte, Barriere-
freiheit, Inklusion! Erster Bericht der Zivilgesell-
schaft zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention in Deutschland.
http://www.brk-
alli-
anz.de/attachments/article/93/beschlossene fass
ung_final endg-logo.pdf
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Gerichtliche Wege zur Klarung oder
Durchsetzung von Ansprichen, die
nicht selten von Betroffenen, Ange-
hoérigen oder gesetzlichen Vertreter
gegangen werden missen, seien
langwierig und finanziell aufwandig.
Leistungstrager lieBen es haufig auf
Widerspriche und Klagen ankom-
men. Damit seien viele Betroffene
aus Unkenntnis oder Resignation
Uberfordert; deshalb verzichteten sie
lieber auf ihre Anspriiche.
Leistungstrager hinterfragten Umfang
und Qualitét therapeutischer oder
pflegerischer Leistungen flir Men-
schen mit fortgeschrittenen Demen-
zen oder umworbenen Hirnschaden.
Dieses Vorgehen ziele auf Kostener-
sparnis.

Die Begutachtungspraxis des Medizi-
nischen Dienstes Krankenversiche-
rung (MDK) flhre dazu, dass Leis-
tungen vorenthalten werden. Einer-
seits wird haufig eine Politik der Kos-
tendampfung verfolgt, andererseits
sind die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des MDK oft nicht ausreichend
fachlich qualifiziert, um ihren Prif-
und Beratungsauftrag sachgerecht zu
erfillen.

Die Rehabilitationslandschaft
Deutschlands werde noch immer von
stationaren Angeboten beherrscht.
Hingegen fehle es an ambulanten
und lebensweltorientierten aufsu-
chenden Angeboten (mobile Rehabili-
tation).

Der Zugang zu Leistungen wurde
infolge gesetzlicher Neuregelungen
(z. B. Gesundheitsreform 2008,
Uberarbeitete  Rehabilitationsrichtli-
nien) erschwert.

Das individuelle Wunsch-und Wahl-
recht werde eingeschrankt, zum Bei-
spiel durch Zuzahlungen und man-
gelnde Barrierefreiheit (im umfas-
senden Sinne). In vielen Fallen erfol-
ge die Auswahl der Einrichtung nach

46

Kassenlage und nicht nach den indi-
viduellen Anforderungen.
Frihestmégliche Uberleitungen in die
Frihrehabilitation wiirden manchmal
von den Krankenkassen behindert,
weil sie haufig ihr finanzielles Inte-
resse an der Ausschdpfung maxima-
ler Verweildauer auf der Grundlage
von Fallpauschalen in der klinischen
Akutversorgung Uber die fachlichen
Erfordernisse stellten.

Eine weitere Auswirkung der Fallpau-
schalen seien zu frihe Entlassungen
in Rehabilitationseinrichtungen, ob-
wohl noch erheblicher Pflegebedarf
bestehe, oder unzureichend vorberei-
tete Entlassungen direkt in Pflegeein-
richtungen, obwohl ein Potenzial fir
die Ruckkehr in die urspriingliche und
vertraute Lebenswelt vorhanden sei.
Den Ansprichen auf Unterstiitzung
hinsichtlich einer mdéglichst weitrei-
chenden Inklusion bzw. Partizipation
standen die pauschalen Rehabilitati-
onsleistungen und die faktische Do-
minanz stationarer Reha-MaBnahmen
gegenlber.

MaBnahmen der Rehabilitation - ins-
besondere der stationdren Rehabilita-
tion - wuirden nicht ausreichend an
individuellen Reha-Zielen bemessen,
sondern sehr pauschaliert dargebo-
ten. Dabei wirke sich insbesondere
der Mangel an wohnortnahen An-
schlussangeboten aus.

Viele Reha-MaBnahmen seien an
ausdrickliche Voraussetzungen ge-
bunden oder mit Ausschlusskriterien
verbunden, die Menschen mit be-
stimmten Behinderungen oder kom-
plexen Problemlagen (z. B. geistige
Behinderung, Autismus, schwere Sin-
nes-, Kdérper-oder psychische Behin-
derungen) ausschlieBen. Alternative
Reha-Angebote flr derart ausge-
schlossene Gruppen fehlten hinge-
gen.




Die aufgefihrten Mangel sind nur eine
kleine Auswahl, die beliebig zu verlan-
gern ware.

Barrieren in der Gesundheitsversor-
gung

Was versteht man unter Barrieren? Be-
zieht sich der Begriff der Barrieren nur
auf bauliche Aspekte? Nein, dem ist nicht
so. Konzeptualisiert ist der Begriff der
Barrieren in der ICF, in der Internationa-
len Klassifikation, Behinderung und Ge-
sundheit der WHO. Deren Ansatz zufolge
meint der Begriff der Barrieren keines-
wegs nur bauliche oder gebdudetechni-
sche Unzulanglichkeiten. Vielmehr zielt
der Begriff der Barrieren auf alle Fakto-
ren der physischen und der sozialen
Welt, die der unbeeintrachtigten Teilha-
be von Menschen im Wege stehen.

Barrieren existieren insbesondere in fol-
genden Bereichen:

Haltung und Einstellung zu Menschen
mit Behinderung, Respektierung ihrer
Wiirde

Haltung zu Behinderung als fachliche
Herausforderung
Anwendungsbereites Fachwissen
Handlungskompetenz
Kommunikationskompetenz
Zuganglichkeit

Raumlichkeiten und Raumgestaltung

Die Ursachen der erwahnten Barrieren
liegen zum einen auf der Ebene allge-
meiner gesellschaftlicher und politischer
Bedingungen,
Ebene des Gesundheitssystems. Zu den
Ursachen im Gesundheitssystem gehdren
Entscheidungen der Legislative von Bund
und Landern, Entscheidungen der Exeku-
tive von Bund und Landern, Entschei-
dungen der Selbstverwaltung sowie Ent-
scheidungen und Verhaltensweisen auf
der Ebene der individuellen Leistungser-
bringung vor Ort. Weil die Ursachen sehr
vielféltig sind und auf verschiedenen
Ebenen liegen, kénnen die Probleme nur
durch das koordinierte Handeln aller Ak-
teure beseitigt werden.
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zum anderen auf der
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Inklusion, Regelversorgung und
Spezialisierung

Wie wir soeben von Frau Professor Beck
horten, findet sich der Begriff der Inklu-
sion in der soziologischen Begrifflichkeit
von Nicolas Luhmann. Bei Luhmann, in
dessen deskriptiver systemtheoretischer
Soziologie, meint der Begriff der Inklusi-
on den Zugang zu sozialen Teilsystemen.

In unserem behindertenpolitischen Kon-
text ist der Begriff der Inklusion deutlich
normativer und sehr stark von seiner
Herkunft aus dem bildungspolitischen
Diskurs gepragt. Ausgangspunkt dabei
war und ist die Streitfrage, was flr be-
hinderte Kinder besser sei, die Bildung
und Erziehung in hochspezialisierten
Sondersystemen oder die Bildung und
Erziehung im Regelbildungssystem, ge-
meinsam mit anderen Kindern. Die Sa-
lamanca-Konferenz der UNESCO im Jah-
re 1994 hatte sich in ihrem sogenannten
Salamanca-Statement* nachdricklich fur
die Inklusion behinderter Kinder in das
schulische Regelsystem ausgesprochen.
Jedoch hat dieses Dokument - und das
wird in der offentlichen Diskussion gerne
verschwiegen - ausdrucklich geltend
gemacht, dass Kindern mit Behinderung
auch im Regelschulsystem alle notwen-
dige spezialisierte fachliche Unterstiit-
zung angeboten wird, die sie fir ihre
individuelle Entwicklung bendtigen. Dass
das mit erheblichem finanziellem Mehr-
aufwand verbunden ist, muss man dabei
beachten, vor allem im Hinblick auf die
Begehrlichkeit mancher Politiker oder
Verwaltungen, die sich von der irrigen
Vorstellung leiten lassen, mit Inklusion
lieBe sich Geld sparen. Vielmehr muss
man vermitteln, dass Inklusion ein teu-
res Projekt ist.

Ich komme zurlick auf den Begriff der
Inklusion. Man kann Inklusion einmal als

4 UNESECO (1994): The Salamanca Statement and
Framework for Action on Special Need Education:
http://www.unesco.org/education/pdf/SALAMA E.
PDF
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ein Ziel - in Analogie zum Begriff der
Normalisierung - verstehen. Man kann
Inklusion aber auch als Instrument, als
Methode verstehen, um ein bestimmtes
Ziel zu erreichen.

Wendet man den Inklusionsbegriff mit
seiner normativen StoBrichtung auf die
Gesundheitsversorgung oder
sundheitssystem an, heiBt das zunachst,
dass Menschen mit Behinderung unein-
geschrankt die erforderliche gesundheit-
liche Versorgung erhalten sollen, keines-
falls ausgeschlossen, diskriminiert usw.
werden sollen. Die anschlieBende Frage
richtet sich darauf, ob Inklusion im Hin-
blick
meine, dass es keine Spezialangebote
geben solle, sondern alle medizinischen
Problemlage im
tem zu bearbeiten sein missten.

Bei der Erorterung dieser Frage
man wie auch im Bildungssystem auf die
Grunderkenntnis,
Konstellationen spezialisierte Kompeten-
zen der Gesundheitsversorgung vorge-
halten werden missen,
darfsdeckend, effektiv und effizient sein
soll. Demzufolge ist das deutsche Ge-
sundheitswesen wie die Gesundheitssys-
teme anderer hochentwickelter Lander
von einer arbeitsteiligen Spezialisierung
gepragt. Das geht so weit, dass etwa
Krankenhauser
nur dann abrechnen dlrfen, wenn sie
eine Mindestmenge solcher Leistungen in
einem bestimmten Zeitraum nachweisen
kdénnen. Das Ziel einer derart restriktiven
Regelung ist, durch eine Mindestmenge
von Leistungen die Qualitét der Leistun-
gen durch routinierte Erfahrung sicher-
zustellen.
Spezialisierung
guten Grinden eine Selbstverstandlich-
keit geworden. Ich fiihre einige Beispiele
dafir an:

das System der
Facharzte mit speziellen Weiterbil-
dungsordnungen

das System der spezialisierten Kran-
kenhduser oder spezialisierten Kran-
kenhausabteilungen
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das Ge-

auf die Gesundheitsversorgung

Regelversorgungssys-

trifft

dass flr bestimmte

wenn sie be-

bestimmte Leistungen

in der Medizin ist aus

niedergelassenen
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» die Methodenspezialisierungen in der
Psychotherapie

= spezielle Weiterbildungsabschliisse
als Voraussetzung fir die Zulassung
zur vertragsarztlichen Versorgung

» spezialisierte Angebote, die in der
Versorgungsregion fehlen mussen,
als Voraussetzung fir Instituts- oder
personliche Ermachtigungen zur Teil-
nahme an der vertragsarztlichen Ver-
sorgung.

Die allgegenwartige Tatsache von Spe-
zialisierung im Gesundheitswesen steht
erkennbar in Spannung zu der Auffas-
sung, jedes medizinische Problem miusse
Uberall und immer zu Iésen sein. Im Hin-
blick auf die Frage, ob und in welchem
Umfang Menschen mit Behinderung ge-
gebenenfalls auf medizinische Spezialan-
gebote angewiesen sind, hort man
manchmal, dass so etwas keinesfalls
zugelassen werden dirfe, denn es wirke
sich als Exklusion aus. Bei dieser Position
spielt auch die irrige Annahme eine Rol-
le, bei der Versorgung von Menschen mit
Behinderung kame es in erster Linie oder
ausschlieBlich  auf die richtige innere
Einstellung und Haltung an. Dabei wird
negiert, dass die Gesundheitsversorgung
von Menschen mit Behinderung gegebe-
nenfalls auch im Hinblick auf fachliches
Wissen, Handlungs- und Kommunikati-
onskompetenz sowie die organisatori-
schen und andere Voraussetzungen eini-
ge Besonderheiten verlangt, die keines-
falls (berall verfiigbar oder auch nur
mobilisierbar sind. Anders ausgedriickt:
Die Nutzung von Spezialangeboten durch
Menschen mit Behinderung muss sich
daraus begriinden, dass aus der medizi-
nischen Problematik heraus spezielles
Wissen, Kompetenzen, Rahmenbedin-
gungen erforderlich sind.

Das heiBt zugleich: Nicht schon weil je-
mand behindert ist, wird er auf das Spe-
zialangebot verwiesen, sondern erst so-
weit und solange es eine vorliegende
medizinische Problematik erfordert. Das
medizinische Regelversorgungssystem -
daran darf kein Zweifel bestehen - muss
sich allerdings regelmaBig als der erste
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Ansprechpartner flir Menschen mit Be-
hinderung verstehen und sich dafir fach-
lich und organisatorisch qualifizieren.
Dass daflir seitens der Selbstverwaltung
und der Politik geeignete Rahmenbedin-
gung geschaffen werden missen, sei
wenigstens der Vollstéandigkeit halber
erwahnt. Kein Zweifel: Im Interesse von
Ergebnisqualitat und Bedarfsgerechtig-
keit bei speziellen fachlichen Fragestel-
lungen in der medizinischen Versorgung
behinderter Menschen muss - das for-
dern die Fachverbdnde fir Menschen mit
Behinderung seit langem > - das Regel-
versorgungssystem durch spezialisierte
und hochspezialisierte Versorgungsange-
bote erganzt werden. Dazu gehéren im
ambulanten Sektor die seit langem be-
wahrten Sozialpadiatrischen Zentren und
klinftig die derzeitig im Gesetzgebungs-
prozess befindlichen Medizinischen Be-
handlungszentren fir Erwachsene mit
geistiger oder mehrfacher Behinderung.
Im stationaren Sektor gehdren Spezial-
abteilungen in Krankenhausern dazu.

Die Spannung zwischen der ausschlieBli-
chen Gesundheitsversorgung behinderter
Menschen im Regelversorgungssystem -
oft als zwingende Folge des Inklusions-
gebotes missdeutet - und der fachlich
unentbehrlichen Spezialisierung in der
medizinischen Versorgung lasst sich wohl
nur auflésen, indem man ein Sowohl-als-
auch befUrwortet.

5 Bundesverband Evangelische Behindertenhilfe e.
V. Bundesvereinigung Lebenshilfe fliir Menschen
mit geistiger Behinderung e. V., Verband Katholi-
scher Einrichtungen fur lern- und geistig behin-
derte Menschen e. V., Verband fiir Anthroposo-
phische Heilpadagogik, Sozialtherapie und Soziale
Arbeit e. V. (2001): Expertise Gesundheit und
Behinderung. http://www.beb-
ev.de/files/pdf/2010/2010-05-
08ExpertiseGesundheitundBehinderung2001.pdf

Seidel, M. (2013): Forderungen der Fachverban-
de fur Menschen mit Behinderungen zur bedarfs-
gerechten Gesundheitsversorgung von Erwachse-
nen mit geistiger und mehrfacher Behinderung.
Med Men Geist Mehrf Beh 10: 89 - 94.
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Ausgewahlte Problemfelder

Zweifellos kdnnte ich noch lange Uber die

vielfaltigen Mangel in der gesundheitli-

chen Versorgung von Menschen mit Be-

hinderung, namentlich mit geistiger oder

mehrfacher Behinderung, sprechen. Nur

schlaglichtartig méchte ich abschlieBend

einige Themen benennen:

» hausarztliche Versorgung

= facharztliche Versorgung

» psychiatrische und psychotherapeuti-
sche Versorgung

» suchtmedizinische Versorgung

» Hilfsmittelversorgung

» Heilmittelverordnung

= Unterstitzte Kommunikation

= Vorsorgeuntersuchungen

» arbeitsmedizinische Untersuchungen
in den Werkstatten fir Menschen mit
Behinderungen

= Rehabilitation in ambulanter, teilsta-
tionarer und stationarer Form

Das alles sind Felder, in denen erhebli-
che Defizite im Hinblick auf die Nutzung
durch Menschen mit Behinderung beste-
hen. IThnen muss weiterhin gréBte Auf-
merksamkeit und groBte Anstrengung
vieler Akteure auf verschiedenen Ebenen
gewidmet werden, damit sich die Dinge
zum Besseren wenden.

| PROF. DR. MICHAEL SEIDEL

DEUTSCHE GESELLSCHAFT FUR SEELI-
SCHE GESUNDHEIT BEI MENSCHEN MIT
GEISTIGER BEHINDERUNG

BIELEFELD
WWW.DGSGB.DE
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Mit meinem Beitrag mochte ich einen
Blick auf die seit vielen Jahren andau-
ernden Bemihungen zur Weiterentwick-
lung der Eingliederungshilfe aus der Per-
spektive eines Selbsthilfeverbandes von
Menschen mit Behinderung und Eltern
behinderter Kinder werfen. Der Bundes-
verband fir kérper- und mehrfachbehin-
derte Menschen e.V. (bvkm) wurde vor
55 Jahren als Spastikerverband von re-
gionalen Elternselbsthilfegruppen ge-
grindet. Heute sind ihm 270 ortliche
Organisationen mit ca. 28.000 Mitglieds-
familien angeschlossen. Ein groBer Teil
der Mitgliedsorganisationen ist auch Tra-
ger von Einrichtungen und Diensten der
Behindertenhilfe. Die meisten der vom
bvkm vertretenen Menschen leben mit
einer schweren, oft mit mehrfacher Be-
hinderung und sind umfassend und hau-
fig lebenslang auf Férderung, Begleitung,
Assistenz, Pflege und Zuwendung ange-
wiesen. In aller Regel besteht die Behin-
derung seit der Geburt oder trat frih-
kindlich auf. Die Eingliederungshilfe der
Sozialhilfe ist daher fir die Menschen mit
schwerer und mehrfacher Behinderung
die bedeutendste Rechts- und Finanzie-
rungsgrundlage fir Teilhabe und Rehabi-
litation.

Auf kaum einem anderen Feld der Arbeit
fir und mit Menschen mit Behinderung
sind so tiefgreifende Verdnderungen im
Gange wie beim Wohnen und bei der
Alltagsgestaltung. Ich méchte mich da-
her auf diesen Themenkomplex konzent-
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Anforderungen

an ein modernes Teilhaberecht
fir Menschen mit geistiger Behinderung
und hohem Unterstitzungsbedarf

Norbert Mller-Fehling
Bundesverband fur

kérper- und mehrfachbehinderte Menschen

Disseldorf

rieren, ohne damit die anderen im Zu-
sammenhang mit einem Bundesteilhabe-
gesetz aufgerufenen Themen Bildung,
GroBe Losung, Kostenheranziehung,
Bundesbeteiligung, Teilhabe am Arbeits-
leben und andere in ihrer Bedeutung
herabzusetzen.

Die Grinde fir die laufenden und zu-
kinftigen Veranderungsprozesse sind
vielfaltig. Behinderte Menschen sind von
Leistungen ausgeschlossen, auf die an-
dere Birger zugreifen kénnen. Das Sys-
tem der Hilfe ist teuer. Die Zahl der Leis-
tungsberechtigten steigt und damit die
Ausgaben der Lander, Stadte und Kreise.

Behinderte Menschen und ihre Angehori-
gen erwarten, dass die moderne Behin-
dertengesetzgebung, das SGB IX und die
UN-Behindertenrechtskonvention (insbe-
sondere Artikel 19 BRK), auch bei den
Menschen ankommt, die flur ihre Teilha-
be auf Einrichtungen und Dienste ange-
wiesen sind.

Die Anspriiche, die sich daraus ergeben,
lassen sich nicht in einem Angebotssys-
tem verwirklichen, das Uberwiegend auf
stationare Einrichtungen ausgerichtet ist.
Wenn es ernstgemeint ist mit dem men-
schen- und bulrgerrechtlichen Ansatz der
UN- Behindertenrechtskonvention, kann
ein System nicht aufrechterhalten blei-
ben, in dem sich Leistungsanbieter und
Leistungstrager ohne die Einbeziehung




| MULLER-FEHLING: ANFORDERUNGEN AN MODERNES TEILHABERECHT

der Leistungsberechtigten vereinbaren
und die Entscheidungen

= ,Wie will ich wohnen?

= Mit wem und in welcher Nahe?

= Wer bestimmt den Tagesablauf?

= Wer leistet Pflege, Betreuung, Assis-
tenz?

= Was wird mir abgenommen? Was
mache ich selbst?"

von vornherein und langfristig gefallen
sind.

Die rund 210.000 Menschen leben in
stationaren Wohneinrichtungen der Ein-
gliederungshilfe, weil sie aufgrund ihrer
Behinderung in einem oder mehreren,
bisweilen in nahezu allen Bereichen des
taglichen Lebens auf Unterstitzung an-
gewiesen sind. Der Bedarf reicht von der
Hilfe bei hauswirtschaftlichen Verrichtun-
gen und Pflege Uber sozialpadagogische
Unterstlitzung bei der Gestaltung und
Bewaltigung des Alltags bis hin zu einer
umfassenden Versorgung, Betreuung
und Zuwendung. In der Vergangenheit
war die stationdre Einrichtung oft die
einzige Antwort auf einen ungedeckten
Bedarf in einem der genannten Bereiche.
Fir Menschen mit komplexem Unterstit-
zungsbedarf ist sie bis heute die bedeu-
tendste, oft einzige Wohn- und Lebens-
bedingung. Ausgestaltung und Form va-
riieren stark.

Die meisten Platze in stationaren Wohn-
formen stehen in GroB- und Komplexein-
richtungen mit deutlich mehr als 100
Platzen zur Verfligung. In den letzten
Jahren hat sich bei der Schaffung neuer
Einrichtungen das gemeindenahe Wohn-
heim mit bis zu 24 Platzen durchgesetzt.
Es gibt natirlich auch stadtteilintegrierte
Wohngruppen, die nahe an die Wohn-
formen nichtbehinderter Menschen her-
ankommen. Trotz der Unterschiede in
Konzept, GroBe, Lage oder Personalaus-
stattung ist allen gemeinsam, dass die
Leistungen umfassend und in der Ge-
samtverantwortung der Einrichtung er-
bracht werden. Dazu gehéren die Unter-
kunft, Verpflegung, Hauswirtschaft, Pfle-
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ge, Betreuung im engeren und weiteren
Sinne, Forderung, die Aufrechterhaltung
sozialer Kontakte, Freizeitgestaltung, die
gesundheitliche Sorge und vieles mehr.

Die meisten Menschen, die in stationaren
Einrichtungen leben, hatten nie eine Ent-
scheidungsmaoglichkeit flir oder gegen
ein Leben in einer Einrichtung. Sie muss-
ten sich mit diesen Lebensbedingungen
arrangieren. Auch ihre Eltern arrangier-
ten sich, weil sie nach 20, 30 oder mehr
Jahren Pflege und Betreuung dringend
Entlastung brauchen und vielfach die
Kraft verloren haben, alles erkdmpfen zu
mussen. Werden aber Wahimdglichkeiten
angeboten und kénnen sie unter ange-
messenen Bedingungen genutzt werden,
entscheiden sich die Menschen flr
Wohnformen, die sich von denen nicht-
behinderter Menschen am wenigsten
unterscheiden.

Auch die Trager der Einrichtungen und
Dienste hatten in der Vergangenheit
kaum eine Wahl. Die Angebotsplanung
und die Investitionsférderung waren
ausschlieBlich auf stationdre Angebote
ausgerichtet. Trotz des gesetzlich veran-
kerten Vorrangs finden sich fir ambulan-
te Leistungen selten anndhernd ver-
gleichbare Rahmenbedingungen wie im
stationdren Bereich. Die Unterschiede in
der Finanzierungssicherheit stationarer
und ambulanter Angebote, wie wir sie in
den meisten Bundeslandern vorfinden,
stellen ein groBes Hindernis dar. Selbst
ein knapp kalkuliertes Leistungsentgelt
in einer stationdren Einrichtung gibt der-
zeit dem Trager mehr Sicherheit und ein
auskdmmliches wirtschaftliches Ergebnis
als die ambulante Leistung, die oft quer-
subventioniert wird, in die Eigenmittel
einflieBen muissen und bei der ein hohes
MaB an Flexibilitdt und Einsatzbereit-
schaft der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter erwartet wird.

Trotz wachsender Gemeindendhe stehen
die gangigen Wohnangebote fir die
meisten Menschen mit komplexem Un-
terstitzungsbedarf oft auBerhalb oder
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am Rande der ublichen Lebensbeziige.
Menschen mit Behinderung werden als
Nachbarn und Mitblrger des Gemeinwe-
sens kaum wahrgenommen. Die Angebo-
te sind nahezu vollstéandig als berufliche
Expertensysteme organisiert. Familidres,
ehrenamtliches, nichtberufliches und
blrgerschaftliches Engagement findet
kaum Raum in diesem System. Einrich-
tungen mit maoglichst vielen Platzen gel-
ten als kostenglinstig.

Die vorhandenen Strukturen stationarer
Einrichtungen bieten allerdings ein hohes
MaB an Versorgungssicherheit und die
Ubernahme von Verantwortung fiir viele
Lebensbereiche auch fir Menschen mit
schweren und mehrfachen Behinderun-
gen. Das wird verstandlicherweise be-
sonders von Eltern sehr geschatzt.

Der Ausgabenvergleich zwischen dem
ambulanten und dem stationdren Bereich
belegt, dass Menschen mit hohem Unter-
stitzungsbedarf im ambulanten Bereich
unter den gegenwartigen Bedingungen
keine Chance auf eine angemessene Be-
treuung haben. 2012 betrugen die Pro-
Kopf-Bruttoausgaben im ambulanten
Bereich 13.925 Euro, wahrend die Pro-
Kopf-Bruttoausgaben im stationdren Be-
reich 38.633 Euro betrugen. Der Unter-
schied ist nicht das Ergebnis eines kos-
tenglinstigen Angebots, sondern einer
Selektion der Leistungsberechtigten. Pro-
fessor Burtscher von der Katholischen
Hochschule in Berlin hat in seiner Studie
~Unerhorte Eltern™ als Nebenbefund fest-
gestellt, dass Menschen mit einer Pflege-
stufe selbst hier in Berlin mit einer guten
Infrastruktur in ambulanten Versor-
gungszusammenhangen nur im niedrigen
einstelligen Bereich vorkommen.

Entscheidungsmdglichkeiten haben am
ehesten Menschen mit einem Uberschau-
baren Unterstitzungsbedarf. Haben sie
die Mdglichkeit, entscheiden sie sich fur
ambulante Wohnformen. Wie kénnte es
auch anders sein? Unter den ambulanten
Bedingungen sehen sie am ehesten die
Méglichkeit, ihre Lebensvorstellungen zu
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verwirklichen. Auch die Eltern winschen
fur ihre erwachsenen Kinder ein Leben in
Nachbarschaft und so normal wie mdg-
lich.

Die Leistungstrager unterstitzen diese
Entwicklung, nicht zuletzt auch deshalb,
weil gerade bei diesem Personenkreis im
ambulanten System die gréBten Einspa-
rungen gegenliber einer stationaren
Leistungserbringung zu erzielen sind.
Das ist nicht zu kritisieren. Menschen mit
einem Uberschaubaren Unterstitzungs-
bedarf dirfen nicht in ihren Wahimdg-
lichkeiten eingeschrankt werden, weil die
Menschen mit komplexem Hilfebedarf
diese Moglichkeiten nicht haben. Aber
die Selektion hat Folgen. Bleiben die
grundlegenden  Verdnderungen  aus,
droht uns ein Sondersystem fiir Men-
schen mit schweren und mehrfachen
Behinderungen.

In Baden-Wirttemberg wurde zum Jah-
reswechsel 2013/2014 ein Verband mit
dem Namen ,Die Initiative - Verband der
Komplexeinrichtungen der Behinderten-
hilfe Baden-Wlrttemberg e.V." von zwolf
traditionsreichen GroB- und Komplexein-
richtungen der Behindertenhilfe gegriin-
det. Der Verband versteht sich als Inte-
ressenvertretung von schwer- und mehr-
fachbehinderten Menschen sowie der
Trager von Komplexeinrichtungen ge-
geniber der Gesellschaft, der Politik und
den anderen Verbdnden. Die Verbands-
mitglieder treten dafiir ein, dass den in
Baden-Wirttemberg lebenden Menschen
mit komplexen Behinderungen und Be-
darfen auch in Zukunft die Mdglichkeit
und Freiheit offen steht, die Leistungen
von modernen Komplexeinrichtungen
wahlen zu kénnen. ,Mind. 10.000 Men-
schen mit schweren und mehrfachen
Behinderungen brauchen heute wie auch
morgen vielfaltige Angebote, um ihre
besonders individuellen Bedarfe abde-
cken zu koénnen. Diese vielfaltigen und
komplexen Angebote findet dieser be-
sondere  Personenkreis in Baden-
Wiirttemberg bis heute an den Standor-
ten der sog. Komplexeinrichtungen.®
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Das Angebot kénnte auf eine breite Zu-
stimmung stoBen. Bei den Eltern, die
sich eine Versorgung ihrer schwerbehin-
derten Kinder unter den aktuellen Bedin-
gungen ambulanter Versorgungsformen
nicht vorstellen kdénnen. Bei den Leis-
tungstragern, die in den Komplexeinrich-
tungen kostenglinstige Losungen sehen,
bei Einrichtungstragern, die ihre Stand-
orte und ihr Leistungsangebot aufrecht-
erhalten wollen. Und schlieBlich bei de-
nen, die sich um die Reform bemiuhen,
weil damit Herausforderungen abge-
raumt werden, fiir die es keine einfachen
Losungen gibt. Diese Tagung hat das
einmal mehr gezeigt. Auch wenn das
alles verstandlich ist, so ist es doch nicht
richtig.

Am Ende dieser Entwicklung stehen ein
gemeindeintegriertes ambulantes Hilfe-
system auf der einen Seite und die stati-
onare Wohnform fir Menschen mit ei-
nem hohen und komplexen Unterstiit-
zungsbedarf auf der anderen Seite. Dazu
darf es nicht kommen. Die UN-
Konvention gilt flr alle. Daher halten wir
den eingeleiteten Reformprozess der
Eingliederungshilfe, der in einem Bun-
desteilhabegesetz minden soll, flr un-
bedingt notwendig. Er ist notwendig,
damit sich die Eingliederungshilfe in ei-
nem einheitlichen System geordnet wei-
terentwickeln kann und niemand wegen
Art und Schwere der Behinderung von
diesem Weiterentwicklungsprozess aus-
geschlossen wird.

Die Weiterentwicklung der Eingliede-

rungshilfe in einem Bundesteilhabege-

setz muss mit ihrer personenzentrierten

Ausrichtung die Barrieren zwischen am-

bulanten und stationaren Leistungsfor-

men Uberwinden.

Die Entwicklung dorthin muss sich inner-

halb folgenden Leitplanken bewegen:

= Eine lebenslange Sicherung der For-
derung und Unterstitzung behinder-
ter Menschen auf der Grundlage von
Rechtsansprichen muss gewaéhrleis-
tet sein.
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» Das Prinzip der individuellen Bedarfs-
deckung und ein offener Leistungska-
talog missen erhalten bleiben.

= Die Entwicklung muss einen Zuwachs
an Wahl- und Entscheidungsmaoglich-
keiten flr den Einzelnen erdffnen.

* Sie muss in einem einheitlichen Sys-
tem stattfinden, das niemanden we-
gen Art und Umfang der Behinderung
ausschlieBt.

* Behinderung darf weder den Einzel-
nen noch seine Familie arm machen.

= SchlieBlich missen die Veranderun-
gen transparent und offen unter Be-
teiligung behinderter Menschen und
ihrer Angehdrigen entwickelt und
umgesetzt werden.

Fir die Eltern erwachsener behinderter
Kinder ist es aber ebenso wichtig, dass
die Versorgung ihrer Kinder auch unter
nichtstationaren Bedingungen sicherge-
stellt ist und sie nicht als Ausfallblirge
unzureichender Strukturen herhalten
miussen.

Heute liegt in den stationdren Wohnein-
richtungen die Verantwortung flr die
Lebensflihrung bei der Einrichtung, so-
weit der behinderte Mensch sie nicht
selber GUbernehmen kann. Diese Verant-
wortungsiibernahme muss auch im am-
bulanten System insbesondere bei kom-
plexem Hilfebedarf sichergestellt sein
und erfordert ein geeignetes Instrumen-
tarium. Planung, Organisation und Kon-
trolle von Leistungen, also Regieaufga-
ben, die ErschlieBung von Ressourcen im
sozialen Umfeld und die Unterstitzung
bei der Ubernahme von Verantwortung
sind hier aufzuzahlen. Dazu gehdrt auch
die gesundheitliche Sorge flir Menschen
mit Behinderung, die ohne Unterstlitzung
nicht in der Lage sind, sich gesund zu
erhalten, auf sich zu achten und die An-
gebote der Gesundheitsversorgung in
Anspruch zu nehmen. Dazu ist ein Case-
Management erforderlich, das heute in
stationaren Zusammenhangen nicht in
Frage steht, auch wenn es nicht so ge-
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nannt wird, das wir im ambulanten Be-
reich aber erst noch etablieren missen.

Fir Eltern behinderter Kinder ist ein pro-
fessionelles = Case-Management eine
wichtige Voraussetzung daftir, um ge-
genlber der neuen Welt der Personen-
zentrierung eine positive Haltung zu
entwickeln.

Mit der Personenzentrierung verbunden
ist auch die Trennung von Leistungen zur
Unterkunft und zum Lebensunterhalt auf
der einen Seite und den Betreuungsleis-
tungen und Assistenzleistungen auf der
anderen Seite. Auch wenn wir davon
ausgehen, dass es in der neuen Welt des
Bundesteilhabegesetzes gemeinschaftli-
che Wohnformen und auch miteinander
verbundene Leistungen aus einer Hand
geben wird, so erfordert doch die Tren-
nung von Lebensunterhalt und Fachleis-
tung unter Umstdnden von den Leis-
tungsanbietern ein deutlich héheres MaB
an Flexibilitat und Anpassung an die Be-
dirfnisse und die Nachfrage behinderter
Menschen. Die Verzahnung des stationa-
ren mit dem ambulanten System muss
insgesamt zu neuen Leistungsformen
und neuen Versorgungsstrukturen fih-
ren, die ein hoheres MaB an Flexibilitat
und Verlasslichkeit fir das gesamte Sys-
tem hervorbringen.

Das neue System stellt neue Anforde-
rungen an Beratung, Bedarfsermittiung
und -feststellung, Teilhabeplanung, Ab-
grenzung und Zuordnung von Leistun-
gen, an Qualitatssicherung und an den
Verbraucherschutz. Ich greife an dieser
Stelle nur einige wesentliche Aspekte
vertieft heraus.

Von zentraler Bedeutung bei einer per-
sonenzentrierten Leistungsgestaltung ist
die Bedarfsermittlung und Bedarfsfest-
stellung. Es ist anzunehmen, dass wir es
auch in Zukunft mit Hunderten von Leis-
tungstragern zu tun haben werden.
Ihnen mit den dirren Regeln der Be-
darfsermittlung und Teilhabeplanung von
heute die alleinige Verantwortung flr
eine personenorientierte Bedarfsfeststel-
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lung und Teilhabeplanung zu Uberlassen,
sehe ich kritisch. Deshalb bemihen wir
uns um ein bundeseinheitliches, gesetz-
lich geregeltes Verfahren mit Gberprif-
baren Kriterien flr die zur Feststellung
und Planung eingesetzten Instrumente.
Dazu verweise ich auf die differenzierte
Ausarbeitung der Fachverbande. Die
Grundzige und der Stand der Beratun-
gen in der beim BMAS eingerichteten
Arbeitsgruppe zum Bundsteilhabegesetz
sind in den Unterlagen zum Workshop 10
dieser Tagung und auf der Internetseite
der Fachverbande flir Menschen mit Be-
hinderung erlautert?.

Ein weiteres wichtiges Feld ist die Bera-
tung. Eine personenzentrierte Leistungs-
gestaltung eroéffnet eine Vielzahl von
Gestaltungs- und Entscheidungsmdglich-
keiten des Einzelnen. Vor und wahrend
der Bedarfsermittlung und der Teilhabe-
planung ist Beratung und Begleitung
erforderlich, um den Menschen mit Be-
hinderung diese Mdéglichkeiten zugdng-
lich zu machen. Mit Hilfe der Beratung
und Begleitung kénnen sich Vorstellun-
gen konkretisieren, Winsche auf eine
realistische Grundlage gestellt und Alter-
nativen entwickelt werden. Beratung
hilft, Ressourcen im Umfeld zu erschlie-
Ben.

Ein partizipativ ausgestaltetes Bedarfs-
ermittlungsverfahren erfordert auch des-
halb eine fachlich fundierte und parteili-
che Beratung und Unterstiitzung, da ein
Teil der Aufgaben und Funktionen von
Vereinbarungen zwischen Leistungstra-
gern und Leistungserbringern zuklnftig
in den Bedarfsermittlungsprozess und
auf die leistungsberechtigte Person uber-
tragen wird. Um Augenhdhe zu ermdégli-
chen, ist Beratung und Unterstitzung
erforderlich.

Sie ist:

t www.diefachverbénde.de



http://www.diefachverbände.de/
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= durch die 6ffentliche Hand zu finan-
Zieren,

= nur dem Menschen mit Behinderung
gegenlber verpflichtet.

= Sie erganzt das derzeit in den Leis-
tungsgesetzen vorgesehene Bera-
tungsgebot der Leistungstrager

= und ist qualitatsgesichert.

= Die leistungsberechtigte Person soll
aus einem pluralistischen Beratungs-
angebot die ihr geeignet erscheinen-
de Beratung auswahlen kénnen.

Die Vielfalt unterschiedlicher Leistungs-
formen kann nur genutzt werden, wenn
ein  Wunsch- und Wahlrecht ausgeibt
werden kann. Dem Wunsch- und Wahl-
recht des behinderten Menschen stehen
heute die Grundsatze der Sozialhilfe von
ZweckmaBigkeit, Wirtschaftlichkeit und
Angemessenheit gegeniber. Wir missen
davon ausgehen, dass es auch zukiinftig
kein uneingeschréanktes Wunsch und
Wahlrecht geben wird. Die Leistungstra-
ger haben die Vorstellung, dass es einen
wie auch immer gearteten Mehrkosten-
vorbehalt geben wird.

Um das Spannungsfeld zwischen dem
Wunsch- und Wahlrecht und dem Gebot
der Wirtschaftlichkeit auszutarieren, be-
darf es im Konfliktfall einer gesetzlichen
Regelung. Kommt eine Verstédndigung
zwischen dem behinderten Menschen
und dem Trager der Eingliederungshilfe
(neu) nicht zustande, muss diese Rege-
lung sicherstellen, dass zunachst zu pri-
fen ist, ob die Winsche des behinderten
Menschen berechtigt sind. Ist die Be-
rechtigung der Wiinsche festgestellt, darf
ein Kostenvergleich nicht vorgenommen
werden. Wir kennen dieses Modell be-
reits heute im SGB XII (§ 13) bei der
Klarung der Frage, ob der Mehrkosten-
vorbehalt den Vorrang einer ambulanten
Leistung aufhebt. Wenn es die Unter-
scheidung zwischen ambulant und stati-
ondr nicht mehr gibt, wird die jetzige
Regelung hinfallig und muss durch eine
Regelung im vorgeschlagenen Sinne er-
setzt werden. Eine Ldsung ist hier ein-
vernehmlich noch nicht in Sicht.
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Dieser Regelungsmechanismus ist gera-
de flr Menschen mit einem hohen und
komplexen Unterstiitzungsbedarf von
besonderer Bedeutung. Wird eine Rund-
um-die-Uhr-Betreuung erforderlich oder
werden Leistungen, wie Nachtdienste,
spezielle Gesundheitsleistungen oder
Hintergrunddienste, erforderlich, kdnnte
mit Blick auf eine wirtschaftliche Be-
darfsdeckung das ,Poolen™ von Leistun-
gen verlangt werden. Wir gehen davon
aus, dass es weiterhin gemeinschaftliche
Wohnformen geben wird, fir die sich
Menschen mit Behinderung entscheiden
kdénnen. Es gibt den Wunsch, und es gibt
dafir auch unabhangig von wirtschaftli-
chen Aspekten unter Umstanden gute
Grinde. In diesen Féllen kann eine ge-
meinschaftliche Leistungserbringung
maoglich und sinnvoll sein.

Den Begriff ,Poolen®, der durch die Re-
gelungen im SGB XI gepragt ist, halten
wir fur die Leistungsgestaltung der Ein-
gliederungshilfe als ungeeignet. Im SGB
XI beschreibt er die Zusammenlegung
nichtbedarfsdeckender Leistungen der
Pflegeversicherung zur Nutzung von Sy-
nergien mehrerer Leistungsberechtigter.
In der Eingliederungshilfe werden be-
darfsdeckende Leistungen nach einer
individuellen Bedarfsermittlung bereitge-
stellt, bei der Ressourcen, Kontextfakto-
ren und Synergien Bericksichtigung fin-
den. Dazu gehoéren eben auch die Bedin-
gungen einer gemeinschaftlichen Wohn-
form.

Nicht akzeptabel ist die Vorgabe, einen
festgestellten Bedarf nur unter der Be-
dingung einer gemeinschaftlichen Leis-
tung (einer gepoolten) zu decken. Man
kann sich vorstellen, dass die denkbaren
Konstellationen nicht beim Nachtdienst
aufhéren. Sie kénnen auch zu der Frage
fihren, ob ein komplexer Unterstit-
zungsbedarf mdéglicherweise nur in be-
stimmten Leistungskonstellationen ge-
deckt wird. Also das 24er-Wohnheim
oder die 8er-Wohngruppe zum Standard
wird. Ich mdchte an dieser Stelle weder
allein auf die UN-BRK noch auf den gu-
ten Willen der Leistungstrager und ein
partizipatives Bedarfsfeststellungsverfah-
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ren vertrauen. Wir wollen klare gesetzli-
che Regelungen, die eine Kostenabwa-
gung nur dann zulassen, wenn die Win-
sche des behinderten Menschen nicht
berechtigt sind.

Ein weiterer wichtiger Punkt fir den von
uns vertretenen Personenkreis ist das
Verhaltnis von Pflege und Eingliederung.
Unter den heutigen Bedingungen stehen
sich auBerhalb der stationaren Eingliede-
rungshilfe Pflege und Eingliederung mit
unterschiedlichen Regeln zur Leistungs-
erbringung gegenidber. Fir den Men-
schen mit schweren und mehrfachen
Behinderungen finden Pflege und Ein-
gliederungshilfe aber lebensweltbezogen
in einem unauflésbaren Zusammenhang
statt. Weder fachliche, personelle noch
konzeptionelle Griinde behindern eine
Verzahnung der Leistungen. Die Abgren-
zung der Leistungen der Eingliederungs-
hilfe von den Leistungen der Pflegeversi-
cherung ist alleine politisch gewollt und
fiskalisch begrindet. Daran andert auch
der neue Pflegebedirftigkeitsbegriff
nichts. Die Abgrenzung der Pflege von
der Eingliederung muss Uberwunden
werden. Eine personenzentrierte Leis-
tungsgestaltung in beiden Systemen
kénnte das Verhdltnis von Eingliede-
rungshilfe und Pflege fir behinderte
Menschen gewinnbringend gestalten.
Das Bundesteilhabegesetz bietet dazu
eine Chance.

Wir erwarten

» einen Zugang zu den ambulanten
Leistungen der Pflegeversicherung,

= eindeutige rechtliche Rahmenbedin-
gungen, die den Rechtsanspruch auf
Eingliederungshilfe auch fir umfang-
lich pflegebedlrftige behinderte Men-
schen voll erhalten,

» Rahmenbedingungen, die eine Leis-
tungserbringung zulassen, bei der
Pflege- und Teilhabeleistungen in ei-
nem integrierten Prozess erbracht
werden konnen, die ein Leben nach
den eigenen Vorstellungen ermdéglicht
und nicht nach dem Dokumentations-
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reglement, den Leistungserbrin-
gungsregeln oder Abgrenzungsbe-
muhungen von Leistungstragern.

=  Wir erwarten, dass keine neuen Zu-
gangshirden zu den Leistungen der
Pflegeversicherung fiir Menschen mit
einem hohen und komplexen Unter-
stitzungsbedarf errichtet werden,
wenn in einem Bundesteilhabegesetz
die Zuordnung ambulanter und stati-
ondrer Leistungen entfallt.

= Die Pflegeversicherung muss im Inte-
resse der Menschen einen Beitrag zur
Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe leisten anstatt den Prozess
zu behindern.

*» Die begrenzten Mittel der Pflegeversi-
cherung sollen méglichst flexibel ein-
gesetzt werden kénnen.

Daraus folgt: Der Lebensmittelpunkt ei-
nes Menschen mit Behinderung ist seine
Hauslichkeit, unabhéngig davon, wie die
Wohnform rechtlich und organisatorisch
ausgestaltet ist.

Dazu schlagen wir zwei nebeneinander-
stehende Ansatze vor.

1. Leistungen der Eingliederungshilfe
und der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung sollen, wie bereits heute im
ambulanten Bereich, von den Leis-
tungsberechtigten unabhangig vonei-
nander in Anspruch genommen wer-
den kénnen. Leistungen der Einglie-
derungshilfe sind gegeniber den
Leistungen der gesetzlichen Pflege-
versicherung nicht nachrangig. Fur
die Leistungserbringung gelten die
Bedingungen der jeweiligen Leis-
tungsgesetze. Ab 2015 wird durch
das Pflegestarkungsgesetz ein flexib-
lerer Einsatz der Pflegesachleistungen
ermdglicht. Niederschwellige Betreu-
ungsleistungen (§ 45c SGB XI) wer-
den auf Unterstitzungsleistungen im
hauswirtschaftlichen Bereich, zur All-
tagsbegleitung, zur organisatorischen
Hilfestellung u.a&. ausgeweitet. Sie
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kénnen zukinftig bis zu 40 % der
Pflegesachleistungen nach § 36 SGB
XI auch von Leistungserbringern oh-
ne Versorgungsvertrag nach SGB XI
erbracht werden. Die Leistungsanbie-
ter aus der Arbeit mit und fir Men-
schen mit Behinderung erfiillen in al-
ler Regel die Voraussetzung zur Leis-
tungserbringung nach § 45c SGB XI
oder kénnten sie erflillen. Das ist ein
erster Schritt, der neue Spielraume
schafft, um Teilhabe und Pflege im
Alltag gewinnbringend zu verzahnen.
Dieser Weg sollte unbedingt bis zum
vollstéandigen Einsatz der ambulanten
Pflegesachleistungen weitergegangen
werden. Leistungsinhalte und Leis-
tungserbringung von Pflege und Ein-
gliederung sind in ihrer Weiterent-
wicklung soweit wie maoglich aufei-
nander abzustimmen.

2. Menschen mit einem hohen und
komplexen Unterstltzungsbedarf
sollten sich fiir eine Leistungsgestal-
tung entscheiden kénnen, bei der die
Leistungen der Eingliederungshilfe
die Pflege einschlieBen. Die Leis-
tungserbringer, die eine Leistungs-
vereinbarung mit dem Trager der
Eingliederungshilfe abgeschlossen
haben, kénnen auf der Grundlage
dieser Vereinbarung auch Pflegeleis-
tungen zu Lasten der Pflegeversiche-
rung erbringen. Die Leistungen der
Pflegeversicherung sind zur Bedarfs-
deckung der Teilhabe, die die Pflege
einschlieBt, einzusetzen. Der indivi-
duelle Anspruch des pflegebedirfti-
gen Menschen mit Behinderung ge-
gen die Pflegeversicherung richtet
sich nach der H6he des festgestellten
Bedarfsgrades. Da die Eingliede-
rungshilfe die Pflege einschlieBt, ent-
fallt die Schnittstelle zur Hilfe zur
Pflege, wenn der Pflegebedarf mit
den Leistungen nach SGB XI nicht
abzudecken ist.

Zum Schluss mochte ich in Erinnerung
rufen, dass der Ast, an dem die heutigen
Reformbestrebungen der Eingliederungs-
hilfe wachsen, noch vor wenigen Jahren
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Uberwiegend Forderungen nach Spar-
maBnahmen, Leistungseinschrankungen
und starkere Kosten- und Unterhaltsher-
anziehungen hervorgebracht hat. Ich
erinnere an das Kommunale Entlas-
tungsgesetz (KEG), mit dem es eine Ein-
gliederungshilfe nach Kassenlage geben
sollte, an die Spar- und Streichlisten der

Gemeindefinanzkommission und  der

KOLS.

Die Entwicklung eines Bundesteilhabege-

setzes und einer Eingliederungshilfe

(neu) bedarf also der kritischen Beglei-

tung bis zuletzt. Die folgenden Risiken

sollten nicht aus dem Blick geraten:

= Wir wagen eine Systemveranderung
in einer kritischen Finanzierungssi-
tuation der Leistungstrager.

= Die Leistungsanbieter / -erbringer
werden in ihrer Bedeutung ge-
schwacht (ein nicht unerheblicher
Motor der Reformbemihungen), das
kann Leistungs- und Standardverlus-
te zur Folgen haben.

= Ein Zuwachs an Steuerungsverant-
wortung des Eingliederungshilfetra-
gers kann u.U. ein Risiko darstellen.

» Einschrdnkungen des Wunsch- und
Wahlrechts, insbesondere bei kom-
plexem Bedarf, sind méglich, wenn
die Regelung nach § 13 Abs. 1 Satz
4, 5, 6 ersatzlos entfallt.

» Die Ausgrenzung von Menschen mit
schweren und mehrfachen Behinde-
rungen und die Einschréankung ihres
Wunsch- und Wahlrechtes stellen ein
Risiko dar.

= Die Gesamtverantwortung der statio-
naren Einrichtung kann teilweise oder
ganz ersatzlos verlorengehen.

= Es gibt das Risiko einer unzureichen-
den Bedarfsfeststellung und -
deckung, z.B. durch Leistungslicken
und Schnittstellen, die durch die
Trennung von Leistungen zur Teilha-
be und Leistungen zum Lebensunter-
halt entstehen.

= Der Verweis auf den Sozialraum ohne
einen individuell durchsetzbaren An-
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spruch kann ebenfalls zu Licken fih-
ren.

= Es kénnen sich nachteilige Verande-
rungen im Verhaltnis von Eingliede-
rungshilfe und Pflege ergeben.

Unser Verband tragt die Grundziige des
Reformvorhabens mit und wir beteiligen
uns an der Suche nach tragfahigen und
sinnvollen Lésungen. Die Griinde habe
ich dargelegt. Fir den bvkm ist aller-
dings klar, dass ein Einvernehmen und
eine Zustimmung zu dem Reformvorha-
ben erst festgestellt werden koénnen,
wenn die konkreten und vollstédndigen
gesetzlichen Regelungen vorliegen. Erst
dann ist die Bewertung des Reformpro-
zesses aus der Perspektive von Men-
schen mit schweren und mehrfachen
Behinderungen méglich.

| NORBERT MULLER-FEHLING

BUNDESVERBAND FUR KORPER- UND
MEHRFACHBEHINDERTE MENSCHEN

DUSSELDORF
WWW.BVKM.DE
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TERFLOTH: TEILHABE IM LEBENSBEREICH ARBEIT

Teilhabe im Lebensbereich
Arbeit / Beschaftigung

Karin Terfloth

Padagogische Hochschule Heidelberg

Ein Mensch strebt im Laufe seines Lebens danach,
Aufgaben zu erkennen, mit denen er sich identifizieren kann
und die er aus eigenem Entschluss erfilllen will.

Bewaltigt der Mensch Aufgaben, die seinen Intentionen
entsprechen,

kann er sich als aktiver Gestalter seines Lebens empfinden
und seine Entwicklung voranbringen.

Andererseits drohen Krisen, wenn die Suche nach den
eigenen Aufgaben (ber langere Zeit erfolglos bleibt.

(vgl. Wais 1992)

Realitat amam

Menschen mit schwerer und mehrfacher Behinderung ...

+ werden derzeit in der Regel vom allgemeinen
Arbeitsmarkt

+ und (mit Ausnahme von Nordrhein-Westfalen) auch von
der Teilhabe am Arbeitsleben in WfbMs ausgeschlossen

UN BRK- Anspruch

* Recht auf Bildung (Art. 24) und den Zugang zu Arbeit
(Art. 27) fir alle Menschen mit Behinderung

Die Fahigkeit, arbeitsweltbezogen {atig
sein zu kénnen, kann sich oftmals erstin
individuell abgestimmten Bildungs- und
Forderangeboten aushilden.

Die bundesweite Entwicklung solcher
Angebote ist die Voraussetzung fiir die
Umsetzung der in der UN-BRK
formulierten Rechte.

Inklusion

UNTERNEHMEN
1 KLUS/VE ARBEIT
e
................

(Weiter)entwicklung ...

+ .. der gesetziichen Regelungen; u.a. Abschaffung der in §136
5GB X angelegten diskriminierenden Unterscheidung von
"werkstallfahig" und "nicht werkstattfahig™

+ .. bundesweit einheitlicher fachlicher Anforderungen und
Qualitatsstandards bedarfsgerechter arbeitsweltbezogener
Angebate

+ _ eines bundesweit einheitlichen Bedarfsfeststellingsverfahren
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Personenzentrierung i Arbeitsweltbezogene ===
i Orientierung sxs ... Unabhingigvom
Wazmagimichts Was kann die Person? A K mgamiect
die Person?
oftmals ohne eine Bedarfsfeststellung Verweis auf Angebote
derung im Rahmen ailhabe am Leben in
schaft’ gemal §§ 53 und 54 SGB Xl
Wie viel SRUCLRRRE
Welche Assistenz
Bewegungen : ; N
Htarisl g braucht sie? + Verankerung eines Rechts auf ein Orientierungsverfahren
+ Anreize zur Steigerung der Bereitschaft von Praktika auf
dem allg. Arbeitsmarkt
+ Weiterentwicklung von didaktisch-methodischen Ansatzen
+ Qualifizierung der Fachpersonen
Welche Zeitrdume i P

Welche Medien

braucht sie dafiir? bieten sich an?

Bildquelle: hp-/eollingplanet. net/2013/09/19/schwerstbelinderte-und-das-recht-auf-arbeit-und-sinn

s tebeiis

Phasen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Arbeitsweltbezogene Bildung ==

berufl. Reha Méglichkeit der Nutzung von Angeboten beruflicher
Bildung, bezogen auf Einrichtungen (N=131)
35
30,5
30+ amz
Berufliche Bildung i
o * FPotentiale entdecken und
Kompetenzen entwickeln 0
+ Freiwahlbar in allen i
Arbeitsbereichen =i
Arbeit 10 —
« Sinnstiftung und Identitat 5 =
+ Entiohnung und . .
Anerkennung 0 Frage kit fir Esgbt  BBEwirwon Shinewsgen BBistricht  Kaing,aber  Spedslle
L Iebenslanges Lemen \m""!"m_ :;e::bﬂe‘t w’::;:&" hf‘e:i;:ﬂ::f sinnvoll  aktuel drbeit Grugpe im 358
Arbeitsmarkt Soncepie Koraestion
(SITAS - Lamers/Terfloth 2009)
Phasen zur Teilhabe am Arbeitsleben s Arbeitsweltbezogene ~ mi=

unabhéngig vom
Unterstiitzungsbedarf

Arbeitsweltbezogene
Bildung

Handlungskompetenz

entwickeln

|+ Ziel: Erwerb von Sach- und

Methodenkgmnnt=n=n= =

arbeitswelthe Arbeitsweltbezogene
o Tatigkeit

mﬂmﬂ + in einem Arbeitskontext-im

: ' Gemeinwesen

BIUNGSANg o ctancigketim Handeln

lebenslange  ig eine Voraussetzung

+ Kompetenzen zeigen
+ Prozessorientierung - und/
oder Produktorientierung

Bildung ...

.. unabhingig vom
Unterstiitzungsbedarf

/2

* keine grundsatzliche Annahme von nachschulischer
Bildungsféhigkeit

kein gesichertes Recht auf Angebote

Platzieren und Qualifizieren

+ Ort, Art und Dauer sind flexibel auf individuelle Bedirfnisse
abstimmbar

Durchlassigkeit verschiedener Unterstiitzungssysteme
Recht auf lebenslanges arbeitsweltbezogenes Lernen
Ausbau anerkannter Abschliisse z.B. im Kontext von WibM

-
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Ich als
Arbeitender

Fahigkeiten:
Das kann ich

- das kann ich
noch nicht

(realistische
Selbsteinschat-
zung)

Neigungen /
Interessen

(wahrnehmen,
unterscheiden,
ausbilden, ver-
folgen)

Personliche
Bedeutung von
Tatigkeit /
Leistung / Ar-
beit

(Ursache-
Wirkung;
Selbstwirksam-
keit)

Arbeitshaltung
entwickeln

(Ausdauer; Sorg-
falt etc.)

Flexibilitat
zeigen

(im Hinblick auf
das eigene Han-
deln und das
Handeln ande-
rer)

Ich als Mitar-
beiter

Mit anderen zu-
sammenarbeiten

(Kommunikation;
Teamfahigkeit;
Rucksicht; Um-
gang mit Kritik)

Verhalten ge-
geniiber Vorge-
setzten

(Hierarchien ken-
nen, akzeptieren
und respektieren)

Umgang mit As-
sistenz

(Hilfe zulassen /
einfordern / anlei-
ten)

Rolle des Ar-
beitsnehmers
(Rechte angemes-
sen einfordern,
Pflichten nach-
kommen)

Tatigkeits-,
Arbeits- und Be-
rufsfelder

arbeitsweltbezo-
gene und berufs-
spezifische Ar-
beitsverfahren
kennen und um-
setzen konnen

Arbeitsmaterialien
kennen, unter-
scheiden

(Werkstoffe, Werk-
zeuge)

Arbeitssicherheit

(Gefahren kennen,
vermeiden, situativ
erkennen und sach-
gerecht reagieren)

Qualifizie-
rungswege

Zukunfts- und
Arbeitswelt-
orientierung in der
Berufsschulstufe
(Berufswiinsche
entwickeln)

Anlernen auf
Tatigkeiten und
Arbeitsplatze

Stellenangebote
und Bewerbungen
fiir Praktika und den
allg. Arbeitsmarkt

Unterstiitzung und
Beratungsangebote
wahrnehmen

(Terfloth/Sansour 2015)
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+ Sozialrechtliche Gleichstellung von Menschen mit hohem
Unterstiitzungsbedarf
+ Recht auf ein 2. Milieu
+ Assistenz — und Unterstiitzungsleistungen werden den
Bedarfen angepasst

+ Konzeptionelle Sicherung

+  Zeitfenster Wochenstruktur schaffen

Themenleld Bildungsinhalte Lernfartachrittastufe A
1.1 Fihigkeiten: Das kann ioh Voraussetzung 1.3.4
—das kann ich nach nicht = lch nehma 'g.-imr, daas ich
[realistische Selbsteinschatzung; ehwas kann™,”.
Salbatvertrauan; Beurmalung
aigenar Arbaitsprozesse und -
argebniase; 2vklische Reflexicn)
1.2 Hl'lgl.l ngan {Interessen - Ich nehme wahr, was mir
[wahmeahmen, unterscheidan, gt[ﬂ"‘t  micht gefﬂ]ll
auskilden, warfelgen)
1.3 PersSnliche Bedeutung von Voraussetzung 2.1 A
1, Ieh als Tatigkeit / Leistung / Arbeit = Ich kann in ainer
Arbaitander {Ursache-Wirkungsverstandnis; gefiihrten Tatigkelt meine
Selbstwirksam keit; Aufmerksamkeit auf die
hMerkmale von Leistung; Wirkungen und
den Wert von eigener Arbeit sowie Ergebnissa lenken wund
Arbeit anderer erkennan und diese wahrnehmen.
schatzean)
1.4 Arbeitshaltung entwiokein Voravssetrung 3.1 4, 1.3 4
{Ausdauer; Sorgialt =ic_; = Ich nehme wahr, dass
Sekundartugenden, z. B. eina Anforderung an mich
Ponktdichkeit, Anforderungen geatallt wird
umsatzen und Vorgaben ainhalien) = Ich kann 2wiachen
Anfordenmng und
E nitspanng
unterschaldan.
1.8 Flexibilitit zeigen Voraussetzung 2.1 A
{in Bezug auf Ablaufe und / oder = Ich nehime
Rahmenbedingungen; Vara |‘_|:1E| mingen m Ablauf
im Hinblick auf das eigene Handealn E‘.::l::ne:l::ﬁlngungen
und das Handleln andearar) ok gE‘fI.'IhI'tEI'I Ta.tigki:It
wahr
\( Terfloth/Sansour 2015)
Arbeitsweltbezogene === Wie kann man es vor Ort leisten? =z
A Tatigkeit i ... unabhingig vom
Unterstiitzungsbedarf
+ Elementarisierung von
Themenfelden
+ bundesweit keine einheitliche fachlichen Standards + Soziale Anerkennung undBezug? * /25 Mag de Person?

+ Was kann die Person?
* Welche Bewegungen bieten sich an?

Arbeitsweltorientierung  + Welche Medien braucht sie dafir?

*  Wie viel Assistenz braucht sie?

Personenorientierun

«  Qualifikation der Mitarbeiter (Didakfik 9
Diagnostik, Differenzierung, fc.) Schuie
+ Raumliche/materielle Ausstatiung s :
+ Anbindung an den Sozialraum ‘ :nisgraﬂnns::a;?:ggsts
* Reflexion und Evaluation pEgatanate
+ WhMFuB
Ressourcenorientierung - .
Kooperatives Netzwerk
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Kompetenzraster zur arbeitsweltbezogenen und beruflichen Bildung im Forderschwerpunkt geistige Entwicklung (FgE) (Sansour & Terfloth)
Themenfeld Bildungsinhalte Lernfortschrittsstufe A Lernfortschrittsstufe B Lernfortschrittsstufe C
1.1 Fahigkeiten: Das kannich | Voraussetzung” 1.3 o Ich nehme war, dass ich etwas noch | o Ich reflekiere, flir welche Tatigkeiten/Arbeitshandlungen
-das kannich nochnicht |+ ch nghme wahr, dassich | nicht kann. meine Fahigkeiten nutzbar sind.

(realitische Selbsteinschatzung; elwas kanr’." o [chkannauf Anforderung meine | o Ich reflektiere den Zuwachs meiner Kompetenzen und den

Selbstvertrauen; Beurteiling Fahigkeiten einsetzen. sich daraus ergebenden Lembedarf,

igener Arbetsprozesse und - o lchkann Ziele setzen, fir Fahigkeiten, | o Ich reflekiere meinen Lembedarf in Bezug auf

ergebnisse; zykiische Reflexion) die ich erlemen méchte. arbeitsweltbezogene Kompetenzen fiir Arbeitfelder, e

mich interessieren und fiir die ich mich qualifizieren mdchte.

1.2 Neigungen  Interessen o lch nehme wahr, was mir | o Ich kann meine Interessen verfolgen. | o Ich reflektiere, bei welchen Tatigkeiten diese Neigung

(wahrnehmen, unterscheiden, geféllt/ nicht gefélt. gefordert wird.

ausbilden, verfolgen) o lch kann meine Stérken gezielt einsetzen.

1.3 Personliche Bedeutung von | Voraussetzung 3.1 A o lch kann mein Handeln so ausrichten, |+ Ich kann meine eigene Leistung einschétzen und bewerten.
1.Ichls Tatigkeit / Leistung / Arbeit | o Ich kann in einer dass ich bestimmte, gewlinschte o Ich erkenne den Ertrag meiner Leistung (soziale
Arbeitender | (Ursache-Wirkungsversténdnis; gefiinrten Tétigkeitmeine | Wirkungen / Ergebnisse erzielen Anerkennung, innere Zufriedenheit).

Selbstwirksamkeit, Aufmerksamkeit au die Kann, o Ich reflektiere, warum ich einer Arbeit nachgehen machte,

Merkmale von Leistung; Wirkungen und und kann Bedingungen ausmachen, die zu meinr

den Wert von eigener Arbeit sowie Ergebnisse lenken und Arbeitszufriedenheit beiragen.

Arbet anderer erkennen und diese wahmehmen, o [chwei, dass mit verschiedenen Formen von Arbeit

schatzen)

Leistungen verbunden sind.

1.4 Arbeitshaltung entwickeln
(Ausdauer; Sorgfalt et

Voraussetzung 3.1 A, 1.3A

[ch nehme wahr, dass

Ich kann eigene Tétigkeiten nach
Anforderungskriterien (Tempo,

Ich erkenne, was fiir meing Aufgabenerledigung hilfreich ist.
Ich sorge dafi, dass die Voraussetzungen fiir die

Sekundértugenden, z. B. eine Anforderung anmich | Qualitét, Umfang) ausrichten. Erledigung der Aufgabe fiir mich passend sind.
Plinkichkeit, Anforderungen gestellt wird. o Ichkann eine Aufgabe zu Ende o Ichreflektiere meine eigene Einstellung zur Arbeit und
umsetzen und Vorgaben einhalten) | [ch kann zwischen bringen. Leistung.

Anforderung und

Entspannung

unterscheiden.
1.5 Flexibilitat zeigen Voraussetzung 3.1 A o Ichkann auf bekannte, aberinder | o Ich kann meine Emationen (Un)Zufriedenhett; (Un)Lust;
(in Bezug auf Abléufe und /oder | o Ich nehme Situation fiir mich unvorhergesehene Stolz) in Bezug auf meine Arbeit wahmehmen und

leistungstrager-
unabhéngige
1 Beratung
Bildgquelle: hetp:/rallingplanet. net/2013/09/1

tragerubergreifende
Zusammenarbeit

behindert: d-das-rech

Rahmenbedingungen; Verdnderungen im Ablauf | Ereignisse 6sungsorientiert regulieren.
im Hinblick auf das eigene Handeln oderin den reagjeren. o lch kann etwaige Schwierigkeiten z. B. im Arbeitsprozess
und das Handeh anderer Rahmenbedingungen antizipieren. Ich kann mir fiir solche Situationen eine
einer gefiihrten Tatigkeit alternative Handlungsmdglichkeit tberlegen und
wahr. situationsgerecht darauf zuriickgreifen.
o Ich kann mit Strukturveranderungen (zeitich, réumlich,
inhaltich) umgehen.
Personenzentrierung ——
Passgenauigkeit Fallmanagement
bundesein-
heitliche ~Anwaltschaft" B PROF. DR. KARIN TERFLOTH
Sidarts PADAGOGISCHE HOCHSCHULE
ermittiung

HEIDELBERG
WWW.PH-HEIDELBERG.DE
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Aus den Arbeitsgruppen
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Von der Eingliederungshilfe
zur Teilhabeleistung

Arbeitsgruppe 1

Von der Eingliederungshilfe zur Teilha-
beleistung

Im neuen Teilhaberecht soll auf die bisherige
Unterscheidung in ambulante, teilstationare
und stationare verzichtet werden - zugunsten
individueller Teilhabeleistungen. Welche
Fachleistungen sind flir Menschen mit geisti-
ger Behinderung und komplexem Unterstlit-
zungsbedarf wichtig?

Prof. Silvia P6ld-Kramer, Fachhochschule
Bielefeld

Diskussionsbeitrdage

» Problemanzeige: Wer ist zustandig
flr eine inclusive Angebotsstruktur in
jeder Kommune - jenseits der herge-
brachten  ,Versorgungslandschaft"?
Die FL werden als individueller
Rechtsanspruch gewahrleistet. Erfor-
derlich sind daneben bei komplexen
Hilfebedarfen ganze  ,Angebots-
Settings™ (Bsp: Schwimmbecken fir
Menschen mit Inkontinenz; Angehd-
rigenberatung flir Familien auBerhalb
des klassischen Hilfesystems), die
auch durch ,Anspruchs-Pooling™ nicht
herstellbar sind.

= Lbsungsansatz: Pflichten der Kom-
munen in der Daseins-Vorsorge fir
diese Zielgruppen starker ausformu-
lieren/ ausgestalten; Verbindliche
VerknlUpfung von (unabhangiger) Be-
ratungsarbeit (Kenntnis von System-
licken) mit Teilhabeplanung der Leis-
tungstrager (Systementwicklung).

» Problemanzeige:
EGH-Rechtsanspriiche sind nicht ver-
handelbare individuelle Rechtspositi-
onen. Normierte FL-Leistungen geben
einen Uberblick Uber grundsétzlich
anerkannte Anspriiche auf Leistungs-
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inhalte (qualitativ und quantitativ).
Angebotssettings entstehen ggf. jen-
seits von Anspriichen. Zu verhindern
ist, dass gute Leistungsstrukturen
faktisch zur Abschaffung von indivi-
duellen Rechtsansprichen fiihren
(Was im Angebot ist, muss den Be-
darf decken).

Lésungsansatz: Im Gesetz muss
deutlich unterschieden werden zwi-
schen Pflichten zur Schaffung von
Angebots-Strukturen und individuel-
len Rechten auf Leistungsgewahrung
(FL).

Problemanzeige:

Unterscheidung von FL und Leistun-
gen der Existenzsicherung. Qualitat
von ,strukturellen Teilhabeleistun-
gen" beschreiben, die Einrichtungen
bisher im Schnittbereich Existenzsi-
cherung/ MaBnahmen als ,stationar"
erbracht haben.

-Bsp.: Mobilitatshilfen und Fahrdiens-
te, keine Mdaglichkeit zur Deckung der
Bedarfe in Pauschalleistungen wie
Regelleistung und Mehrbedarf (auch
bei erweitertem Mehrbedarf) oder bei
~atypischen Bedarfen®, die immer im
Einzelfall erstritten werden missen.
Lésungsansatz: Funktion des Bundes-
teilhabegeldes, hier zT Ausgleichs-
maoglichkeiten zu schaffen.

-Bsp.: Beherbergung schwer behin-
derter Menschen als ,stationdre Ein-
gliederung" sichert u.a. auch die Un-
terkunft und Versorgung. Bei FL fallt
JUnterkunft® in die Existenzsiche-
rung, die Leistungsberechtigte mit
Geldleistung selbst sicherstellen mus-
sen. FL zur Unterstlitzung der Woh-
nungssuche kann kein Aufnahme-
und Entlassmanagement von Einrich-
tungen ersetzen.

Lésungsansatz: ?77?
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Problemanzeige:

Bei Auflésung der Bereiche ambulant/
(teil)stationar FL als qualitativ ,per-
sonzentrierte" Leistung zu beschrei-
ben. und die Erfassung von Bedar-
fen, die sich auf Gruppenleistungen
beziehen.

Lésungsansatz: ?7?7?

Problemanzeige:

Aufteilung FL/ Existenzsicherung lasst
Leistungen im Schnittstellenbereich
auBer Acht. Bsp.: Beratungs- und
Therapieangebote auBerhalb der KV-
Leistungen; Hilfsmittel und psycho-
therapeutische Hilfen Uber GKV hin-
aus; arbeitsfeldbezogene Bildungs-
und Teilhabeleistungen jenseits des
~MindestmaB wirtschaftlicher Ver-
wertbarkeit" und berufliche Bildungs-
angebote jenseits der ,persdnlichen
Belastbarkeitsgrenze".
Problemanzeige:

Organisation von FL, fir die anteilig
verschiedene Leistungstrager zu-
standig sind.

Problemanzeige:

Abgrenzung der FL von gesetzlicher
Betreuung (Organisation der Leis-
tung).

Forderung: Unabhangige Beratungs-
landschaft und wissenschaftsbasier-
tes Bedarfsfeststellungsverfahren als
Voraussetzung fur bedarfsdeckende
und auskémmliche FL.

SILVIA POLD-KRAMER
FACHHOCHSCHULE BIELEFELD
WWW.FH-BIELEFELD.DE
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Teilhabe weiterentwickeln im
Lebensbereich Wohnen

Arbeitsgruppe 2

Teilhabe weiterentwickeln im Lebensbe-
reich Wohnen

Hilfen zur Teilhabe im Lebensbereich Wohnen
umfassen eine Vielzahl von fachlichen Teilha-
beleistungen, wie sich an der Hilfe- und Teil-
habeplanung im Rahmen des ambulant un-
terstitzten Wohnens zeigt. Welche Anforde-
rungen ergeben sich fir Wohneinrichtungen
aus dem neuen Teilhaberecht, vor allem bei
komplexem Unterstiitzungsbedarf?

Carsten Kriuger, Das Rauhe Haus, Hamburg

Vorbemerkung

Wir versuchen mit dieser Zusammenfas-
sung die Redebeitrage der Teilnehmer/-
innen des Workshops themenbezogen
wiederzugeben.

Barrierefreiheit als unbedingte Vo-
raussetzung

Da Teilhabe nur Gber ein besonders offe-
nes Wohnsetting gelingen kann, stellen
die Teilnehmer/-innen des Workshops
zunachst die Frage, ob es ausreichenden
barrierefreien Wohnraum Uberhaupt gibt.
Eine Hauptanstrengung, die von den 6f-
fentlichen Verwaltungen, Tragern von
sozialen Dienstleistungen und Bauwirt-
schaft in den néachsten Jahren, erst noch
erbracht werden muss. Entsprechende
Férderprogramme gibt es auf Landes-
ebene bereits zu einem groBen Teil. Zur
Zeit herrschen oftmals noch schwierige
auBere Bedingungen, die es mobilitats-
eingeschréankten Menschen sehr schwer
machen, ihre Teilhabe zu realisieren -
aufsuchende Angebote sind daher leider
immer noch notwendig. Ein wichtiger
Hinweis ist in diesem Zusammenhang
die Stadtplanung, die im Bereich der
Senioren bereits relativ gut die Bedarfe
abbildet, fir Menschen mit Behinderun-
gen steht das noch aus. Die Realitat
stimmt sehr haufig nicht mit dem An-
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spruch {berein - ,Sonntagsreden' sind
noch an der Tagesordnung.

Auflésung ambulant - stationar

Ein Hin zu mehr Offenheit bei Wohnan-
geboten versprechen sich die Teilneh-
mer/-innen vom Wegfall des Einrich-
tungsbegriffs im Rahmen des neuen
Bundesteilhabegesetzes und der Unter-
scheidung zwischen ambulant und stati-
onar, nur mussen sich die Zustandigkei-
ten bei der Refinanzierung (Kommu-
ne/Land) dabei mit bewegen. Das wird
jedoch sehr skeptisch bis pessimistisch
beurteilt.

Auf dem Weg zu mehr Beteiligung

Oft werden von Seiten der Leistungstra-
ger und Leistungserbringer Kostenargu-
mente vorgetragen. Jedoch beschreiben
die Teilnehmer/-innen des Workshops
auch viele positive Beispiele im Kleinen.
Es kann gelingen, die UN-Behinderten-
rechtskonvention in Alltagshandeln zu
Ubersetzen - dabei ist die Beteiligung
von Menschen mit Behinderungen (ber
Aktionsplane unbedingt sicherstellen -
Uubrigens auch in den Einrichtungen.
Selbst kleine Schritte sind wichtig, allei-
ne die Anwesenheit von Menschen mit
umfassenden Hilfebedarf bei Gesprachs-
kreisen und Arbeitsgruppen macht sehr
viel aus

Voraussetzung fiir Teilhabe:
Wunsch- und Wahlrecht

Eine Starkung des Wunsch- und Wahl-
rechts im neuen Bundesteilhabegesetz
kann eine groBe Chance sein. Menschen
mit Behinderungen miuissen Mdglichkei-
ten zur echten Beeinflussung ihres Le-
bensalltags erhalten. Mit wem wohne ich
zusammen? Wer kommt als Mitarbeiter/-
in zu mir? Wann erhalte ich Unterstit-
zung? Was wird geleistet?

Uber eine Starkung der qualitativen Be-
ratungsangebote und des Wunsch- und
Wahlrechts im neuen Bundesteilhabege-
setz kann vielleicht eine bessere Koordi-
nation der Leistungsanspriiche realisiert
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werden, die zu einer Verbesserung der
Situation flr den Personenkreis flihren
konnen.

Deutlich zunehmende Anforderun-
gen und Regularien behindern In-
klusion

Gerade die Leistungserbringer nehmen
eine weit auseinandergehende Schere
wahr: Leistungsangebote individualisie-
ren sich sehr stark und gleichzeitig wer-
den permanent die Anforderungen (Per-
sonal, Hygiene, Bauen etc.) hochge-
schraubt. Ein Hemmschuh sind die sehr
hohen Qualitatsanforderungen der Leis-
tungstrager (Sozialhilfetrager, Kranken-
und Pflegekassen), die zu viel Blrokratie
fihren. Aktuell wird die Auswertung der
Prifungsrechte kontrovers diskutiert.

Sehr enge Rahmenbedingungen

Es herrschen sehr enge Rahmenbedin-
gungen fir die Leistungserbringer. Kleine
Wohnmodelle sind flir gelingende Inklu-
sion erforderlich, die Bliindelung von ver-
schiedenen Leistungsangeboten ist not-
wendig, da wirtschaftliche Zwange kaum
Spielrdume lassen. ,Sogeffekte' entste-
hen, d.h. bestimmte Dienststrukturen
erfordern eine zwingende rdumliche Na&-
he. Nachtdienste sind schwer zu organi-
sieren und zu refinanzieren.

Der zunehmenden Flexibilisierung und
Differenzierung ist nur durch Ubergrei-
fende Kooperation im sozialen Raum zu
begegnen. Damit wird Teilhabe im Sozi-
alraum erst moéglich. Auch die neuen
Medien kénnen hier Nutzungs- und Ver-
bindungsmadglichkeiten schaffen, die wir
heute erst ahnen. Kdnnen Apps bei der
Organisation von Assistenz eine Rolle
spielen? Heute leisten dagegen immer
noch Angehdrige einen ,Ersatzdienst' in
Wohneinrichtungen, damit  Teilhabe
Uberhaupt gewahrleistet bleibt

Vorsicht - es bleiben Randgruppen
,ubrig"!

Bestimmte Gruppen von Menschen mit
Behinderungen kdénnen das bestehende
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System gut nutzen, aber nur unter be-
stimmten Bedingungen. Hoher, multipler
und komplexer Hilfebedarf fihrt auch zu
Nichtaufnahmen aus wirtschaftlichen
Griinden. Menschen mit hohem Hilfebe-
darf bleiben in den stationaren Einrich-
tungen zurick, mit geringeren Teilha-
bechancen. Die Refinanzierung dieser
Hilfen durch die Leistungstrager zemen-
tiert das. So befdordern eigentlich diffe-
renzierte Bedarfsbemessungssysteme die
Segregation von Menschen mit hohem
Hilfebedarf. Neue Finanzierungs- und
Tragermodelle sind hier gefragt. Denn
eigentlich misste das neue Bundesteil-
habegesetz Personen mit hohem Unter-
stitzungsbedarf zu Gute kommen -
durch die starkere Personenorientierung.
Fir den Menschen mit hohem Hilfebedarf
sind die Teilhabechancen aktuell sehr
gering.

Anreize fiir Veranderungen schaffen

Ein Grund flr die als schwierig angese-
hene Einbeziehung von Menschen mit
hohem und besonderem Hilfebedarf wird
auch in einer konzeptionellen Armut sei-
tens der Leistungserbringer gesehen,
Beharrungstendenzen werden wahrge-
nommen - jedoch auch mitverursacht
durch das Leistungsrecht. Auch wird
oftmals eine unheilige Allianz zwischen
Leistungstragern und Leistungserbrin-
gern wahrgenommen. Uber eine Stér-
kung der qualitativen Beratungsangebote
und des Wunsch- und Wahlrechts im
neuen Bundesteilhabegesetz kann viel-
leicht eine bessere Koordination der Leis-
tungsanspriche realisiert werden, die zu
einer Verbesserung der Situation fiir den
Personenkreis flihren kdnnen.

[ ] CARSTEN KRUGER
DAS RAUHE HAUS, HAMBURG
WWW.RAUHESHAUS.DE
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Inklusive Infrastruktur - eine
kommunale Verantwortung

Arbeitsgruppe 3

Inklusive Infrastruktur - eine kommuna-
le Verantwortung

Ein inklusives Gemeinwesen zu planen und zu
gestalten ist trotz der knappen Kassen eine
kommunale Verantwortung. Anhand von Bei-
spielen aus einer deutschen und einer nieder-
landischen Kommune wird dargestellt, wie
sich Kommunen dieser Verantwortung stel-
len. Wie entstehen solche Inklusionsplane?
Wie lasst sich Quartiersentwicklung und Sozi-
alraumorientierung planen und umsetzen?

Susanne Siebert, Kleve

Inklusive Infrastruktur - eine
kommunale Verantwortung!

Die Anforderungen der UN-Behinderten-
rechtskonvention stellen fir jede Kom-
mune eine groBe Herausforderung, aber
auch Chance dar. Ein inklusives Ge-
meinwesen planen und gestalten ist trotz
der knappen Kassen eine kommunale
Verantwortung.

Die Stadt Venlo in den Niederlanden
stellt sich dieser Aufgabe in beeindru-
ckender Weise. Zunachst hat sie, um das
Bewusstsein ihrer Mitarbeiter flir dieses
Thema zu wecken, einen Inklusionstag
fir alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Stadtverwaltung organisiert, an dem
die Beschaftigten als Menschen mit Be-
hinderung, sei es blind, taub oder geh-
behindert ihre Stadt erkundet haben und
dabei auf vielféltige Barrieren im Alltag
aufmerksam wurden. Der Beirat flir Men-
schen mit Behinderung legt dem Sozial-
dezernenten der Stadt jahrlich eine Fo-
todokumentation der in der Stadt festge-
stellten Barrieren vor, die dann mit den
zustandigen  Amtsleitern  besprochen
werden und zum Abbau in die jahrliche
Zielplanung einflieBen.

In mehreren Stadtteilen, die unter ande-
rem aufgrund des demographischen
Wandels zu reinen Wohnsiedlungen zu
werden drohten, hat die Stadt gemein-
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sam mit Vereinen, Organisationen und
unter Beteiligung der Blrger leer ste-
hende Gebdude in zentraler Lage zur
Verfligung gestellt, die sowohl fiur inklu-
sive Projekte als auch flir Einzelhandel
zur Verfligung stehen. Angesiedelt haben
sich dort beispielsweise ein Copyshop,
eine Backerei, ein Direktvermarkter von
Bioprodukten aus der Region, eine
Zweigstelle der Stadtblicherei und des
Fremdenverkehrsverbandes, eine Mo-
belwerkstatt fir Entrimpelungen und
Ausbesserungen, eine Schokolaterie und
eine Lunchrestaurant, welches in Form
eines Integrationsbetriebes gefiihrt wird.
Heute treffen sich hier mittlerweile wie-
der die Bewohnerinnen und Bewohnerin-
nen des Stadtteils aller Altersgruppen
zum Einkauf, Mittagessen oder zum Le-
sen und Erzahlen in den hiibsch gestalte-
ten Mobeln, die im Stadtteil gesammelt
wurden.

Der Sozialausschuss der nahe gelegenen
niederrheinischen Stadt Kleve hat sich in
Venlo von den Umsetzungen inspirieren
lassen und sich das Thema Inklusion und
Quartiersentwicklung auf die Agenda
geschrieben. Orientiert am Leitfaden
LUnsere Gemeinde wird inklusiv!®, den
das Land Rheinland Pfalz fir die Erstel-
lung kommunaler Aktionsplane zur Um-
setzung der UN-
Behindertenrechtskonvention entwickelt
hat, wurde die Erstellung eines Aktions-
plans beschlossen und als Projekt in An-
griff genommen. Nachdem man sich be-
ziglich der Definition von Inklusion auf
die Ausflihrungen der Bonner Montags-
stiftung einigen konnte, werden aktuell
gemalB dem rheinlandpfalzischen Leitfa-
den die Punkte Vision und Gesamtleitbild
erarbeitet. Hier soll deutlich werden,
warum die Stadt diesen Weg beschreitet
und welche Bedeutung Inklusion fir die
Stadt hat.

Folgende Schritte werden in Kirze in

Angriff genommen:

» Einberufung eines Lenkungsgremi-
ums

= Offentlichkeitsarbeit

= Partizipation

» PBarrierefreie thematische Diskussi-
onsveranstaltungen

» Barrierefreier Aktionsplan

= Kontrolle

= unabhangige Monitoringstelle: Gre-
mien, Lenkungsgruppe, Rat, Aus-
schisse

=  Weiterentwicklung

Der Aktionsplan orientiert sich in seinen
Aufgabenbereichen an der Verwaltungs-
struktur, den jeweiligen Fachamtern und
Ausschiissen der Stadt:

= Bildung

= Arbeit & Soziales

= Kinder- & Jugendhilfe

=  Umwelt und Verkehr

= Bauen

= Kultur

= Zentrale Dienste/Blirgerbiro

= Sport

Die Tabelle zeigt beispielhaft Ziele und
MaBnahmen aus den einzelnen Aufga-
benbereichen.

Diskussionsbeitrdage

Der Einfihrung ins Thema folgten lebhaf-
te Beitrdge aus dem Erfahrungshinter-
grund der Workshop-Teilnehmerinnen
und Teilnehmer.

Im Folgenden sind Diskussionsbeitrdage

zu den Fragestellungen der DHG aufge-

listet:

» Sowohl die Kommune als auch die
vor Ort ansdssigen Einrichtungen
mussen ,sich 6ffnen!™

» Wechselseitige (Kommune - Einrich-
tung) Begegnungsmadglichkeiten
missen geschaffen werden!

» Menschen mit Behinderung, die in
Einrichtungen leben, sollen in Gremi-
en der Kommune beteiligt werden.

= Es ist wichtig, vor Ort ,, Win-Win-
Situationen™ zu schaffen; Beispiel:
eine Arztpraxis raumlich in der Be-
hinderteneinrichtung angesiedelt,
holt Nachbarn ins Haus und schafft
Begegnungsmaglichkeiten.
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Ziel MaBnahmen Zustandigkeit Zeitrahmen Bewertungs-

Amt indikator

Abt.

Kontakt
Barrierefreie Ampelphasen Bauamt Juni 2015 Zeit zur StraBen-
StraBenubergénge | Prufen Tiefbauamt querung - ausrei-

chend

Herr J.
Tagesmitter ha- | Schulung Jugendamt Jahr 2015 Anzahl der Ta-
ben heilpadagogi- gesmiutter mit
sche Grundkennt- heilpadagogischen
nisse Grundkenntnissen

gestiegen
Barrierefreier Erstellung einer | Amt fiur Arbeit | November 2015
Wegweiser ,So- | barrierefreien und Soziales
ziales" Internetseite Frau N.
Integrative Sport- | Konzepte Uber | Fachbereich November 2015 Anzahl gestiegen
angebote integrative  Pro- | Schulen,  Kultur - Einbringung in
erhéhen jekte sind Bedin- | und Sport Haushalt 2016
gung far Forder- | Fray W.
gelder

Tabelle: Ziele und MaBnahmen aus den einzelnen Aufgabenbereichen

Die haufigere Nutzung des persoénli-
chen Budgets erfordert eine unab-
héngige Beratung. Sowohl Bedarfs-
feststellung, Budgetverwaltung und
Beratung kénnen kommunale Beteili-
gungsfelder sein.

In Bezug auf das ,Recht auf Arbeit"
ist die Kommune in besonderer Weise
gefordert. Bei Tagesférderstatten
kéonnte die Ubernahme der Sozialver-
sicherung eine kommunale Aufgabe
sein. Dem Recht auf Entlohnung
kdnnte durch kommunale finanzielle
Unterstiitzung entsprochen werden.
Es sollten MaBnahmen erdacht wer-
den, die Briicken schaffen zur Uber-
windung von ambulant und stationar.
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Pflegesatze sollten durch das persén-
liche Budget ersetzt werden.

Der Mehrkostenvorbehalt sollte weg-
fallen!

SUSANNE SIEBERT
KLEVE
WWW.SIEBERT-PERSPEKTIVEN.DE
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Heilpadagogische Intensivbe-
treuung als Teilhabeleistung

Arbeitsgruppe 4

Heilpadagogische Intensivbetreuung als
Teilhabeleistung

Fir Menschen mit geistiger Behinderung in
besonders schwierigen Lebenslagen sind
zeitweise oder auf langere Dauer intensive
und spezielle heilpadagogische Fachleistun-
gen erforderlich. Beflirchtet wird, dass mit
dem neuen Teilhaberecht der Anspruch auf
notwendige Hilfen noch schwieriger durchzu-
setzen und zu gestalten sein wird. Welche
fachlichen Teilhabeleistungen und welche
weiteren SGB-Leistungen sind zur Gestaltung
solcher Unterstiitzungssysteme erforderlich?

Sven-Olaf Rogahn, LVR-HPH-Netz West, Vier-
sen

Wohngruppe Danilo Dolci

Die Wohngruppe Danilo Dolci wurde
2005 als heilpadagogische Intensivgrup-
pe fir 6 KundInnen eroffnet. Seit 2007
hat sich das Konzept darauf ausgerich-
tet, die Kunden in einem auf 3 - 4 Jahre
befristeten Zeitraum darauf vorzuberei-
ten, in eine geringer betreute Wohnform
zu wechseln. Insgesamt haben bisher 11
Kundinnen die Wohngruppe in andere
Betreuungsbereiche verlassen, in den
meisten Fallen erfolgreich.

Inklusionsverhinderndes Verhalten

~Herausfordernde Verhaltensweisen wer-
den aufgrund ihrer Starke, Haufigkeit
oder Dauer dann als ,schwerwiegend",
~gravierend" oder ,erheblich" etikettiert,
wenn sie dazu fihren, dass Personen
sich selbst oder andere fortgesetzt ge-
fahrden oder beeintrachtigen, oder dass
die Teilnahme dieser Person an Angebo-
ten und Diensten im Gemeinwesen ein-
geschrankt wird bzw. ihnen der Zugang
ganzlich verwehrt bleibt. Beschrankun-
gen koénnen sowohl inklusive als auch
speziell auf behinderte Menschen ausge-
richtete Settings und Dienste im Ge-
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meinwesen betreffen™

2007, S. 16)

Kurz gesagt: Herausforderndes Verhal-
ten wird dadurch definiert, dass es die
Person selbst und/oder Andere in ihrer
Unversehrtheit massiv gefahrdet
und/oder dass dieses Verhalten die In-
klusion in wichtige soziale Bezlige ge-
fahrdet.

(Dieckmann,

Damit ist ,herausforderndes™ Verhalten
nicht nur durch hohe Aggressivitat ge-
kennzeichnet. Auch ein massives Rulck-

zugsverhalten, eine Nahe/Distanz-
problematik, zwanghaftes Verhalten,
suchtbedingte Verhaltensweisen oder
egozentrische Verhaltensnormen sind

nach dieser Definition ,herausfordernd®,
wenn z.B. Inklusion in der Wohngruppe/
der Wohngemeinschaft, am Arbeitsplatz
oder in der Nachbarschaft dadurch be-
hindert ist.

Grundhaltung

Das Menschenbild, von dem wir ausge-
hen, will den Aspekt der Eigenverantwor-
tung des Kunden in den Vordergrund
stellen. Es ist die Aufgabe der Mitarbei-
ter, immer wieder neue Verhaltensse-
quenzen zu definieren, die die Menschen
mit inklusionsverhinderndem Verhalten
eigenverantwortlich bewdltigen kdénnen.

In unserer Grundhaltung gehen wir aber
davon aus, dass jeder Mensch die Bereit-
schaft und die Fahigkeit zur Entwicklung
hat und in der Lage und willens ist,
Selbstkontrolle auszulben. Wenn der
Einzelne dafir bisher nicht die fir ihn
passende Basis gefunden hat, ist es un-
sere Aufgabe, eine vertrauensvolle At-
mosphare zu schaffen und dem Men-
schen fir ihn passende ,Werkzeuge"
anzubieten, einzuliben und zu festigen.
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Oberthemen der Arbeitsgruppe:

Heilpadagogische Intensivbetreuung
als Teilhabeleistung

1. Welche Betreuung benétigt das Indi-
viduum - Bedarfsermittlung

2. Was heiBt Teilhabeleistung flr den
einzelnen Menschen

3. Individuelle Gestaltung des notwen-
digen Sozialraums

4. Welche Unterstitzung bendtigt das
bereits existierende Sozialsystem des
Kunden

Elemente der Diskussion

Zur Bedarfsermittlung wird ein bundes-
weit einheitliches Verfahren gewilnscht.
Die existierenden Elemente der Individu-
ellen Hilfeplanung sowie der Metzlerbo-
gen werden flr das genannte Klientel als
nicht ausreichend gesehen. Es gibt in
den Bundeslandern sehr unterschiedliche
Elemente der Bedarfsmessung bezogen
auf - Forderbedarf, - Teilhabebedarf, -
Lebens-unterstiutzungsbedarf

Nicht jeder Mensch kann/ will inkludiert
werden. Im Wohnen missen individuelle
Schutzraume ermdglicht werden. Bezo-
gen auf diesen Kundenkreis ist weder
KundIn noch Gesellschaft bereit, sich
derzeit aufeinander einzulassen. Gilt der
Grundsatz von Professor Dérner, dass
mit den ,schwierigsten® Menschen be-
gonnen werden soll? Kénnen komplexe
Einrichtungen den sozialen Aspekt (unter
der Berlicksichtigung der hohen sozialen
Abhangigkeit) mehr in den Vordergrund
stellen?

Menschen mit komplexen Beeintrachti-
gungen, insbesondere im psychoemotio-
nalen Bereich, sind anfangs nicht in der
Lage, Uberhaupt lber ihre Teilhabean-
spriche und -leistungen zu reflektieren
bzw. zu sprechen.

Hier gilt der Grundsatz: Was will der
Mensch, nicht was wiinscht er/sie!
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Personenbezogene Finanzierungsmodelle
mussen pro KundIn bereitgestellt wer-
den. Diese missten arztliche, therapeu-
tische, padagogische, ... Inhalte beinhal-
ten. Ein Casemanagement misste die
Koordinierung tUbernehmen.

Die fallunspezifische Arbeit (mit Nach-
barn; mit der Familie; zur Unterstitzung
in Vereinen u.a.; Zusammenarbeit mit
Justiz, Therapeuten, Ehrenamtlern; ...)
bedarf einer Finanzierung unter Inklusi-
onsgesichtspunkten. Reine personen-
zentriete Modelle reichen hier nicht aus.

Insgesamt eine sehr lebendige Diskussi-
on in der Arbeitsgruppe. Die von mir
vorgeschlagenen Fragestellungen konn-
ten vielfach nur angerissen werden.

| SVEN-OLAF ROGAHN
LVR-HPH-NETZ WEST
VIERSEN
WWW.HPH-NETZ-WEST.LVR.DE
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Teilhabe und psychiatrisch-
psychotherapeutische Hilfen

Arbeitsgruppe 5

Teilhabe und psychiatrisch-
psychotherapeutische Hilfen

Fir die professionelle Unterstiitzung von
Menschen mit geistiger Behinderung mit
massiv herausforderndem Verhalten und/
oder psychischen Stérungen in der Behinder-
tenhilfe spielt auch die Kooperation mit psy-
chiatrisch-psychotherapeutischen Hilfen eine
groBe Rolle. Auch hier befinden wir uns im
Schnittfeld von Gesundheitswesen und Teil-
haberecht. Wohin geht die Entwicklung? Wie
kann eine gute Kooperation von Wohnhilfen
fir Menschen mit geistiger Behinderung mit
psychiatrischen Diensten im regionalen Ver-
bund funktionieren?

Prof. Dr. Michael Seidel, Bethel.regional,
Bielefeld

Interessen der Teilnehmer

Die ca. 20 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer der Arbeitsgruppe, aus verschie-
denen Berufsgruppen, Tatigkeitsfeldern
und Funktionsebenen kommend, stellten
sich in einer Eingangsrunde einander vor
und begriindeten ihr Interesse am The-
ma der Arbeitsgruppe.

Die Vertreterinnen und Vertreter von
Diensten und Einrichtungen der Einglie-
derungshilfe hoben mit Nachdruck zwei
Aspekte hervor: Zum einen haben die
Einrichtungen und Dienste in den letzten
Jahren immer betreuungsaufwandigere
Klientinnen und Klienten, vornehmlich
mit komplexen Behinderungen und Dop-
peldiagnosen, aufgenommen. Daraus
resultiert ein zunehmender Bedarf an
fachlicher Unterstitzung gerade auch in
psychiatrischer und psychotherapeuti-
scher Hinsicht. Zum anderen ist es im
Alltag zumeist U(beraus schwierig, flr
Klientinnen und Klienten im Einzelfall die
notwendige psychiatrische oder psycho-
therapeutische Versorgung im Regelver-
sorgungssystem zu erschlieBen oder flr
die Dienste und Einrichtungen dringend
gebrauchte Unterstitzung in Form von
Beratung, Anleitung, Supervision usw.
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durch psychiatrische und psychothera-
peutische Fachleute zu erhalten. Die
Grinde fir die erwdhnten Schwierigkei-
ten sind vielgestaltig.

Psychische Storungen bei Menschen
mit geistiger Behinderung

In einem zweiten Schritt gab der Mode-
rator der Arbeitsgruppe, Prof. Michael
Seidel, einen systematischen Input. Er
erlauterte, dass die psychischen Stérun-
gen bei Menschen mit geistiger Behinde-
rung viel komplexer als bei nicht geistig
behinderten Menschen sind. Neben den
,ublichen® psychischen Stérungen, wie
sie in der ICD-10 enthalten sind, die im
Prinzip jedem Psychiater, jeder Psychia-
terin gelaufig sind und mehr oder minder
in der Ublichen Weise behandelt werden,
gibt es eine Reihe weiterer Formen psy-
chischer Stérungen. An erster Stelle ste-
hen die verschiedenen Gestaltungen (z.
B. selbstverletzendes Verhalten, Sach-
zerstérungen, stereotype Bewegungen)
psychischer Stérungen, die sich nur aus
der missglickten Wechselwirkung (z. B.
Uberforderung, Unterforderung, Ver-
nachlassigung grundlegender emotiona-
ler und psychosozialer Bediirfnisse) zwi-
schen den individuellen Bedingungen und
Dispositionen des Klienten einerseits,
den Anforderungen und Bedingungen der
sozialen und physischen Umwelten ande-
rerseits erklaren lassen und in der Kate-
gorie Problemverhalten zusammenge-
fasst werden. Bei diesen Stérungsbildern
komme es vornehmlich auf eine bedurf-
nisgerechte und individuell angepasste
Umgestaltung der Umwelt an.

Therapeutische Interventionen (Psycho-
therapie, Psychopharmaka), Training von
Fertigkeiten oder Hilfsmittel (technische
Mittel der Unterstitzten Kommunikation,
Hoérgerate, Brillen usw.) kénnen je nach
Einzelfall unentbehrliche Komponenten
sein, missen sich aber immer in ein
komplexes und multiprofessionell getra-
genes Interventionsprogramm einord-
nen. Fur die sehr haufigen Stdérungsbil-
der aus dem Formenkreis des Problem-
verhaltens - sie machen etwa die Halfte
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der Verhaltensauffalligkeiten aus - muss
es klnftig Maoglichkeiten geben, dass
Dienste und Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe Gdberall auf multiprofessionelle
Kompetenzen etwa nach dem Vorbild der
niederlandischen Konsulententeams zu-
rickgreifen kénnen. Nach dem Problem-
verhalten sind noch die Verhaltensauffal-
ligkeiten im Zusammenhang mit gene-
tisch bedingten Syndromen (sog. Verhal-
tensphanotypen) sowie die vielgestalti-
gen psychischen Probleme und Verhal-
tensauffalligkeiten im Zusammenhang
mit einer Epilepsie zu nennen.

Seidel unterstrich, dass hinter jeder auf-
falligen Verhaltensweise von Fall zu Fall
ganzlich unterschiedliche Ursachen oder
Bedingungsgeflige - nicht zuletzt Be-
schwerden als Ausdruck korperlicher
Erkrankungen - stehen kdénnen und da-
mit u. U. ganzlich unterschiedliche Inter-
ventionen erforderlich seien.

AnschlieBend erlauterte Seidel die aus
den verschiedenen Stérungsbildern re-
sultierenden  Anforderungen an die
Dienste und Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe. Er verdeutlichte, auch im Sys-
tem der Behindertenhilfe missen fachli-
che Kompetenzen und multiprofessionell
zusammengesetztes Personal verfiigbar
sein und dem Leistungsspektrum der
Eingliederungshilfe zugerechnet werden.

Forderungen

In einem letzten Schritt trugen die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer ausge-
wahlte Anliegen hinsichtlich der Schnitt-
stelle zum psychiatrischen und psycho-
therapeutischen Versorgungssystem zu-
sammen:

1. Der Zugang zu diagnostischen und
Versorgungsleistungen ebenso wie zu
Beratung, Supervision soll nieder-
schwellig sein.

2. Bei Vorstellungen und Konsultations-
terminen soll ausreichend Zeit flr
den Austausch der Informationen und
Rickfragen zur Verfigung stehen.

3. In jedem Einzelfall soll eine umfas-
sende und grindliche Abklarung der
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Hintergriinde von Verhaltensproble-
men und psychischen Stérungen er-
folgen anstelle einer raschen, oft nur
oberflachlich begriindeten Verord-
nung von Psychopharmaka.

4. Die Einbeziehung koérpermedizini-
scher Aspekte in die Abklarung der
Ursachen und Bedingungsgefiige
psychischer Stérungen muss sicher-
gestellt werden.

5. Der Themenkomplex der psychischen
Stérungen bei Menschen mit geistiger
Behinderung und deren Behandlung
muss in den Fort- und Weiterbildun-
gen der psychiatrisch und psychothe-
rapeutisch Tatigen verstarkt berick-
sichtigt werden.

6. Es bedarf der Klarstellung gegenlber
den Krankenkassen, dass bei Vorlie-
gen einer geistigen Behinderung auf-
tretende Verhaltensprobleme haufig
eine psychiatrische Abklarung oder
eine psychiatrisch bzw. psychothera-
peutische Behandlung, gegebenen-
falls unter Krankenhausbedingungen,
brauchen.

Die Gesprachsteilnehmerinnen und -
teilnehmer waren sich einig darin, dass
es an der Schnittstelle von Behinderten-
hilfe und psychiatrisch-psychotherapeuti-
schem Versorgungssysteme darauf an-
kommt, innerhalb der Dienste und Ein-
richtungen die Verantwortlichkeiten flr
die Anbahnung, Begleitung usw. von
psychiatrischen oder psychotherapeuti-
schen Hilfen zu klaren (Klientin, Klient,
gesetzlicher Betreuer, Bezugsmitarbei-
ter, Leitung, therapeutische Dienste) und
mit dem Gegenlber zu kommunizieren.
Uberhaupt sei die verlassliche und trans-
parente Gestaltung einer systematischen
Kooperation zwischen Behindertenhilfe
und Gesundheitswesen vor Ort von gréB-
ter Bedeutung.

| PROF. DR. MICHAEL SEIDEL

DEUTSCHE GESELLSCHAFT FUR SEELISCHE GE-
SUNDHEIT BEI MENSCHEN MIT GEISTIGER BE-
HINDERUNG

BIELEFELD WWW.DGSGB.DE
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Teilhabe in Kombination mit
Pflegeleistungen

Arbeitsgruppe 6
Teilhabe in Kombination mit Pflegeleis-
tungen

Im ambulant betreuten Wohnen werden vielfach
bereits Leistungen der Eingliederungshilfe und
altersunabhdngige Pflegeleistungen kombiniert.
Welche Chancen und welche Probleme ergeben
sich in der Gestaltung solcher Unterstitzungs-
formen, vor allem bei hohem Unterstiitzungsbe-
darf? Wie wirksam sind die gesetzlich verbesser-
ten Pflegeleistungen flir Menschen mit geistiger
Behinderung?

Doris Langenkamp, Lebenshilfe Minster

Beispiel Miinster

Den Einstieg in die Diskussion bildete die
Darstellung eines Beispiels aus dem Be-
reich des Ambulant Unterstlitzten Woh-
nens: eine 4er Wohngemeinschaft von
Menschen mit hohem Unterstitzungsbe-
darf in Minster

Diskussion

In einer engagierten Diskussion wurden

die folgenden wesentlichen Punkte zu-

sammengetragen:

= Zur Weiterentwicklung der Teilha-
bechancen des Einzelnen ist es unab-
dingbar, stets vom Willen des Nut-
zers/Klienten auszugehen. Insbeson-
dere bei einer Aufspaltung der Kos-
tentrégerschaft und der Leistungen
ist es wesentlich, dass jede Person
fur sich (Einzelfallbetrachtung) und in
ihrer Ganzheitlichkeit gesehen wird
und dass aus dieser ganzheitlichen
Sicht heraus das Unterstitzungsset-
ting mit ihr gemeinsam geplant wird.

= Fur die Reform der Eingliederungshil-
fe und die Entwicklung der Schnitt-
stellen zu anderen Bereichen des
Leistungsrechts wird deutlich formu-
liert, dass bei vorhandenem Pflege-
bedarf die Abdeckung dieses Bedar-
fes eine Voraussetzung fur die Teil-
habe ist und somit die Pflege integra-
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ler Bestandteil der Eingliederungshilfe
sei und bleiben misse.

Die Kombination verschiedener Leis-
tungsarten muss je nach individuel-
lem Bedarf mdglich sein. So wird ge-
fordert, dass es den Anspruch auf
hdusliche Pflege in Wohnstatten nach
SGB XII geben musse. Die Pauschale
von max. 266 € nach §43a SGB XI
wird als unzureichend bewertet.

Bei der Reform der Eingliederungshil-
fe muss der individuelle Anspruch auf
Teilhabeleistungen deutlich bestehen
bleiben und darf nicht in einem Sys-
tem zerrieben werden, das vorrangig
durch  6konomische Uberlegungen
gepragt ist.

Im Rahmen der stets komplexer wer-
denden Bedingungen fiir die Unter-
stiitzung von Menschen mit Behinde-
rungen wird es immer aufwendiger,
die erforderlichen Leistungen zu or-
ganisieren und deren Refinanzierung
sicher zu stellen. Hier wird die Idee
formuliert, rechtliche Betreuer dabei
zu unterstlitzen, diese Aufgabe star-
ker zu Ubernehmen.

Als wesentliche fachliche Anforderung
insbesondere flr die Arbeit mit Men-
schen mit komplexem Unterstit-
zungsbedarf wird benannt, dass Mit-
arbeiter den Einzelnen in seiner Indi-
vidualitdt mit seinen Besonderheiten
und Bedarfen sehen miissen und un-
ter schwieriger werdenden Rahmen-
bedingungen einen Weg finden mis-
sen, damit diese Bedarfe des einzel-
nen gedeckt werden (Personen-
zentriertes Arbeiten).

Hierbei ist es zunehmend notwendig,
dass Personen unterschiedlicher Pro-
fessionen intensiver zusammenarbei-
ten. Dies erfordert einerseits mehr
Absprachen, kann aber auch zu ge-
genseitiger Entlastung beitragen.

DORIS LANGENKAMP
LEBENSHILFE MUNSTER
WWW.LEBENSHILFE-MUENSTER.DE
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Beratung und Teilhabeplanung

Arbeitsgruppe 7
Beratung und Teilhabeplanung

Um Anspriiche auf individuell passende Teil-
habeleistungen zu realisieren, muss eine
qualifizierte Beratung einen deutlich hoheren
Stellenwert erhalten. Welche teilhabeorien-
tierten Beratungsmodelle gibt es? Welche
Erfahrungen bieten die rheinischen Kontakt-,
Koordinierungs- und Beratungsstellen (KoKo-
Be)? Wie lassen sich Menschen mit Behinde-
rung und hohem Unterstitzungsbedarf einbe-
ziehen?

Prof. Dr. Erik Weber, Evang. Hochschule
Darmstadt

Evangelische Hochschule
Darmstad I

Beratung und Teilhabeplanung
Mahr Teilhat fiir M mit
und komy litzungshedarf
— Anforderungen an die Reform der Eingliederungshilfe

Behinderung

Arbeitsgruppe 7 im Rahmen der gemeinsame Fachiagung

der D k G ft (OHG) und der Deutschen Gesellschaft fiir
Seelische Gesundheit bei M mit geistiger Behinderung (DGSGB)

am 29. Januar 2015, 14:30h bis 16:30h in Beriin

Prof. Dr. Erik Weber
Ev. Hochschule Darmstadt

Studi ive Ed i ative
gang 4 g0t

...was Sie erwartet...:

¥ Vorstellungsrunde — warum diese AG?

¥ Inhaltlicher Impuls aus Forschungsprojekt

¥ Impulse Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz
¥ Arbeit in Kleingruppen zu Leitfragen
v Zusammentragen /Diskussion
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...inhaltlicher Impuls

,Der Reformprozess hin zu einer personenorientierten
Perspektive ist allerdings noch nicht in allen Bereichen
vollzogen. Im Prozess der Aushandlung von Hilfen
dominieren haufig die Interessen von Leistungstragern
und Anbietern gegeniber den Inferessen der
Betroffenen” (Franz et al. 2011, 100).

...inhaltlicher Impuls

.Der Reformprozess hin zu einer personencrientierten
Perspektive ist allerdings noch nicht in allen Bereichen
vollzogen. Im Prozess der Aushandlung von Hilfen
dominieren haufig die Interessen von Leistungstragern
und Anbietern gegeniiber den Interessen der
Betroffenen” (Franz et al. 2011, 100).

...inhaltlicher Impuls

Um Anspriiche auf individuell passende

Teilhabeleistungen zu realisieren, muss eine

qualifizierte Beratung einen deutlich hoheren

Stellenwert erhalten.

*+ Welche teilhabeorientierten Beratungsmodelle gibt
es?

+ Welche Erfahrungen bieten die rheinischen Kontakt-,
Koordinierungs- und Beratungsstellen (KoKoBe)?

+ Wie lassen sich Menschen mit Behinderung und
hohem Unterstlitzungsbedarf einbeziehen?
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Hintergrund: Forschungsprojektzum Thema der qualifizierten
Beratung

+ Aufiraggeber: Landschaftsverband Rheinland (LVR)

Zentrale Frage: Gelingt durch eine Neuausrichtung der KoKoBe
und SPZ als zentrale und leistungserbringerunabhéngige
Anlauf- und Beratungsstellen eine qualifizierte Beratung?

Wirkungen der Neuausrichtung des Beratungsverfahrens
im Rahmen der Individuellen Hilfeplanung;

Méglichkeiten und Grenzen einer von Leistungserbringern
unabhéngigen (Erst-) Beratung von leistungssuchenden
Personen durch IHP-3-Berater_innen in den KoKoBe /SPZ;
Identifizierung von Kriterien fiir eine qualifizierte Beratung
im Kontext Individueller Hilfeplanung.

Ergebnisse aus einem Modellprojektim Rhein-Kreis-Neuss
Aspekt Qualifizierte Hilfeplanung

Standards fiir eine qualifizierte Hilfeplanung
+ Beratungskompetenz Haltung

+ Beratungskompetenz Personenzentrierung

+ {Fach) Kompetenz im Allgemeinen

+ Beratungskompetenz Diagnostik

+ Beratungskompetenz Gesprachsfilhrung

+ Optimierung der Verfahrensablaufe

+ Beratungskompetenz Sozialraum

+ Beratungskompetenz Sozialrecht

+ Leistungserbringerunabhangigkeit

schule

Zentrale Forschungsthemen

+ Aspekt Leistungserbringerunabhingigkeit
+ Aspekt Qualifizierte Hilfeplanung
+ Aspekt Fortbildung

Ergebnisse aus einem Modellprojekt im Rhein-Kreis-Neuss
Aspekt Fortbildungsbedarfe

Beziiglich der Hilfeplanungsphase ,,Beratung“:
+  Fortbildungsbedarf Sozialrecht

+  Fortbildungsbedarf Gesprachsfuhrung

+  Fortbildungsbedarf Diagnostik

+  Fortbildungsbedarf Kenntnisse Ober Sozialraum

Beziiglich der Hilfeplanungsphase ,Erstellung®:
+  Fortbildungsbedarf zum Instrument IHP-3 (Zielformulierung, etc.)
+  Fortbildungsbedarf Sozialrecht

+ Fortbildungsbedarf hinsichtlich der Weiterentwicklung des IHP-3
bezlglich der Belange verschiedener Gruppenvon
Leistungsberechtigten

Ergebnisse aus einem Modellprojektim Rhein-Kreis-Neuss
Aspekt Leistungserbringerunabhingigkeit

+ Hohe Komplexitat der Thematik

+ Zuriickhaltung des Feldes gegeniiber der
Gesamtthematik

* Loyalitatskonflikte der IHP-3-Berater_innen

+ Beobachtung, dass potentielle Leistungsberechtigte
haufig erst dann eine |[HP-3-Beratung aufsuchen,
wenn bereits Kontakt zu einem potentiellen
Leistungserbringer besteht

7

Bedeutung Angebotsplanung

+ Qualifizierte Hilfeplanung kann nicht losgeldst von
Fragen der Angebotsplanung diskutiert und
umgesetzt werden,

+ Leistungserbringerunabhéngigkeit beispielsweise
bendtigt vielfaltige Alternativen in der sog.
Anbieterlandschaft.
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Impuls Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz |

|Aubwitsgrapes Bundestailhabegeseta 2. Skzung am 17, Sepesmbes 204 Asbaitspapiar 2u TOP 4 Suaed. 14 Okiober 2014 - final)

.Die Beratungsbedarfe von Menschen mit
Behinderungen im Kontext des Zugangs zu Leistungen
sind vielfaltig. Sie bestehen insbesondere bzgl. des
Umfangs der Leistungsanspriiche, moglichen
Interessenkonflikten mit dem zustandigen
Leistungstrager und hinsichtlich der Auswahl von
Leistungsanbietern. Weitere Beratungshedarfe ergeben
sich im Rahmen der Leistungserbringung"

Konkreter Arbeitsauftrag fur Kleingruppen gomn,;

+ Wie muss ein teilhabeorientiertes Beratungsmodell
fir Menschen mit hohem Unterstitzungsbedarf
aussehen (Skizzierung von Eckpunkten)?

Unterfrage:
+ Welche Erfahrungen bringen die AG-Teilnehmer_innen ggf.
hierzu mit?

+ Wie lassen sich Menschen mit Behinderung und
hohem Unterstiitzungsbedarf in Beratungskontexte
einbeziehen?
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Jundestellhabegesetz/?_Sitzung/2_sitzung ap zu topd. + Welche Erf‘ahrungen bringen die AG-TEIInehmer_lnnen ggf
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Leitfragen fiir die Arbeitsgruppe:

+ Wie konnen in den jeweiligen Lebensbereichen und
Lebenslagen (hier; Beratung) Teilhabechancen
weiter entwickelt werden?

Welche teilhaberechtlichen Anforderungen ergeben
sich daraus flr die Reform der Eingliederungshilfe
einschlieBlich der Schnittstellen zu anderen
Bereichen des Leistungsrechts?

+ Welche fachlichen und leistungsrechtlichen
Anforderungen gelten besonders fiir Menschen mit
sog. geistiger Behinderung und komplexem
Unterstiitzungsbedarf?
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Teilhabe im Alltag von
Wohneinrichtungen

Arbeitsgruppe 8
Teilhabe im Alltag von Wohneinrichtun-
gen

Es gibt viele gute Beispiele gelungener In-
tegration und Teilhabe. Aber es gibt auch die
vielfache Erfahrung in Einrichtungen, den
Winschen der Nutzerinnen und Nutzer, den
selbst gesetzten Qualitatszielen und den ge-
setzlichen, z.B. in Wohn- und Teilhabegeset-
zen verankerten Ansprichen im Alltag nicht
mehr gerecht werden zu kénnen. Was sind
Ihre Erfahrungen? Geht das Ziel, mehr Teil-
habe zu ermdglichen, an Menschen mit Be-
hinderung und hohem Unterstitzungsbedarf
vorbei? Was kdénnen wir konkret im Alltag
tun, mehr Teilhabe umzusetzen?

Christian Bradl, LVR-HPH-Netz West, Jiilich

Drei Fragestellungen der Arbeits-

gruppe:

1. Wo sehen Sie in Ihrer Wohneinrichtung ein
positives Beispiel fur gelungene Integrati-
on, Inklusion und Teilhabe?

2. Womit sind Sie in der Umsetzung von
Teilhabe in Ihrer Wohneinrichtung am
meisten unzufrieden?

3. Was ist lhre wichtigste Erwartung an das
neue Bundesteilhabegesetz?

Positive Beispiele flr gelungene In-
tegration, Inklusion und Teilhabe

Wohneinrichtung strukturell

= Individuelle Wohnraumgestaltung

» Selbstversorgung Wohneinrichtungen

= Dezentralisierung der Wohnangebote

» Wohneinrichtung mitten in der Stadt

» Durchlassigkeit zwischen Wohnfor-
men

» Angebote flir Menschen mit geistiger
Behinderung im Alter
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=  Wohnen in herkdmmlichen Mietshau-
sern - wie im Heim, auch mit 24-Std-
Assistenz

» Einsatz von
Einzelfallhelfer

» Leben in einem Mehrgenerationen-
haus (mit Herberge, Freizeitclub, in-
tegrative KiTa, Sozialprojekte im
Wohnumfeld)

» Alltagsgestaltung und Zusammenle-
ben

» Selbstbestimmung, individuelle Be-
dirfnisse, Assistenz als Grundsatze

= Dabeisein bei hauswirtschaftlichen
Verrichtungen (statt Versorgung)

= Einsatz von Hilfsmitteln der Unter-
stitzten Kommunikation (UK)

= Akzeptanz von Privatheit und Intim-
sphare auch im Heim

» Tragfahige verldssliche Beziehungen

» Selbstwirksamkeit bzgl. individueller
Lebensgestaltung

» Beschwerde- und Anregungspostkas-
ten

» Wodchentliche Bewohnerbesprechung

= Bewohnerbesprechungen z.B. zu Aus-
flige, Reisen, Lebensmitteleinkauf,
Konfliktthemen

= Aufklarung und Begleitung bei Wah-
len

= Zeit flir Vorlesen

= Kleine Teilbudgets flir Aktivitaten
(z.B. Freizeitbudget, Assistenz, mein
Konto)

= Klienten, die in der Rolle von Lehren-
den agieren

FSJ/BFD-Kraften und

Hilfe- und Teilhabeplanung

* Arbeiten mit Integrierter Teilhabepla-
nung (ITP)

= Wohnberatung

» Gemeinsame Erstellung eines Wo-
chenplans (interne und externe Akti-
vitaten)

=  Zukunftskonferenzen
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Aktivitaten im Sozialraum

Sozialrdumliches Arbeiten, z.B. mit
Sozialraumkarte

Teilnahme am Kiezleben (z.B. Café,
FuBball-AG)

gute Kontakte im sozialen Umfeld
Bewohner integriert in Ortsgemein-
schaft (Feste, Vereine usw.)
Mitarbeit im Inklusionsbeirat
Stadt/Gemeinde

Néchtliche Besuche 6ffentlicher Disko
Wohnstéattenfeste unter Einbezug der
Nachbarn

Intensive Zusammenarbeit mit Se-
niorentreff eines anderen Tragers,
Begleitung vom Menschen mit/ohne
Behinderung
Chorauftritte
Gruppen
Patenschaft fur einen naheliegenden
Spielplatz in Kooperation mit einer
Blrgerinitiative (Gestaltung, Pflege)
Casting-Shows veranstalten
Gesponserte Teilnahme an kulturellen
Veranstaltungen (Beispiel Kulturloge
Berlin)

Stadtteiltreff flr Aktivitaten nutzen
statt eigene Raumlichkeiten

der

mit verschiedenen

Tagesstruktur, Tagesgestaltung,
Freizeit

Individuelle Tagesstruktur und All-
tagsgestaltung (Arbeit, Freizeit,
Wohnen)

Nutzung Computer,
fur digitale Teilhabe
Méglichkeit zur Teilnahme an Frei-
zeit- und Kulturangeboten
Reisewlinsche fur Urlaub ermitteln
und gemeinsame Urlaubsfahrt

Computerlabor
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Probleme, Barrieren flr Teilhabe,
exklusive Prozesse

Problemfelder

unzureichende Beteiligung von Be-
troffenen am Hilfeplanungsprozess,
fehlende Teilhabe- und Zukunftspla-
nung

unzureichende Unterstitzung von
Freundschaften & personlichen Be-
ziehungen, wenig Kontakte zu Freun-
den & Bekannten

wenig Mdglichkeit zur Selbst- und
Mitbestimmung in der Zusammenset-
zung von Wohngruppen, ungulnstige
Gruppenkonstellationen

unginstige Wohnsituation (z.B. Gro-
Be, Lage, Konstellation, fehlende Ak-
tivitdten), die Verhaltensauffalligkei-
ten verstarkt oder auslost

schlechte medizinische Versorgung
von Menschen mit Behinderung, ein-
geschrankte Arzt- und Behandlungs-
wahl

nicht individuell ausgerichtete Lage
der Wohneinrichtung (mitten in der
Stadt kann flr den einen gut, flr an-
dere gar nicht geeignet sein)

keine Teilhabe am staatsblirgerliches
Leben & Politik

starre sozialplanerische Vorgaben flr
neue Wohneinrichtungen

fehlende bauliche und padagogische
Konzepte flir spezialisierte Einrich-
tungen fir Menschen mit geistiger
Behinderung und komplexem Unter-
stitzungsbedarf

Mangel ambulanter Alternativen fur
Menschen mit geistiger Behinderung
und komplexerem Unterstitzungsbe-
darf

bei Menschen mit geistiger Behinde-
rung und hohem Unterstitzungsbe-
darf oft wenig oder keine begleiteten
sozialen Aktivitaten moglich
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generell zu wenig Aktivitaten und
Mobilitdt auBerhalb der Wohneinrich-
tung

keine geeigneten tagesstrukturieren-
de Angebote

Ausgrenzung ,schwieriger Falle"

. wegen fehlender Ressourcen (Fi-

nanzen, Personal, Zeit)

Finanzielle Mittel fir Einzelbetreuung
fehlen

Fehlende Zeit fir viele Aktivitaten
Knappe personelle Situation ermdg-
licht wenig Einzelbetreuungen und
begleitete Aktivitaten auBerhalb der
Wohneinrichtung

Aktivitaten sind abhangig von Perso-
nalschlissel und personeller Prasenz
Teilhabe-Aktivitaten, die 1:1-
Begleitung erfordern, sind selten oder
gar nicht méglich

Nachtbetreuung in ambulanten
Wohnformen kaum realisierbar

... wegen Haltungen, Einstellungen

Ungeeignete Haltungen, Einstellun-
gen zur Teilhabe und Inklusion, vor
allem bei hohem Unterstitzungsbe-
darf

Unterschiedliche Haltungen und teils
ablehnende Haltungen verschiedener
Berufsgruppen zu Aktivitaten im So-
Zialraum

Starre Regelungen und Gruppenprin-
zipien statt individueller Lésungen im
Wohnalltag

Geringes Bewusstsein Uber Selbstbe-
stimmung und Selbstwirksamkeit
Soziale und Freizeitaktivitaten wer-
den in Personaleinsatzplanung zu
wenig bericksichtigt

Fehlendes Assistenzkonzept und Be-
wusstsein fir Selbstbestimmung
Fehlendes Bewusstsein fir ,digitale
Teilhabe"
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... wegen unzureichender Kompeten-
zen oder Gestaltungsmadglichkeiten

Teilnahme und Beteiligung an der
Hilfeplanung schwierig, vor allem bei
schwerer Behinderung

Teilnahme an Freizeit- und Kulturan-
geboten nur schwer umsetzbar

Kaum Kontakte in ndhere Umgebung
und Gemeinde

Oft Aktivitdaten nur fir Menschen mit
geistiger Behinderung

Leistungsrecht, Kostentrager
Beschrankung auf Bedarfsermittlung
durch Kostentrager
Hilfebedarfsfeststellung folgt eher
administrativen Erfordernissen und
fordert Fremdbestimmung

Arztlich dominierte Entscheidung von
Hilfebedarfsbemessungen und Not-
wendigkeit von padagogischer Beglei-
tung und Assistenz

Pauschale Abgeltung von Leistungen
statt bedarfsbezogener Leistungen
Pauschale Abgeltung von Pflege statt
bedarfsbezogene Leistung

Anforderungen flr eine verbesser-
te Teilhabe - Erwartungen an ein
Bundesteilhabegesetz

Teilhabeanspriiche sichern

Teilhabeanspruch  ohne  Finanzie-
rungsvorbehalt

Individuelle Wiinsche und Bedlirfnis-
se von Menschen mit Behinderung im
Mittelpunkt

Mehr Begegnung zwischen Menschen
mit und ohne Behinderung ermdgli-
chen

Wabhlrecht flr alle Menschen mit geis-
tiger Behinderung

Anspruch auf HochstmaB an Gesund-
heit realisieren, wie in der BRK ge-
fordert

Anspriiche der BRK, insbesondere

Teilhabe auch fir Menschen mit geis-
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tiger Behinderung mit hohem Unter-
stitzungsbedarf durchsetzen

Teilhabe fliir Menschen mit geistiger
Behinderung auch im Alter

Férderung digitaler Teilhabe und Me-
dienbildung

Inklusion bei hohem Hilfebedarf kon-
kretisieren (ist jeder Mensch inkludi-
erbar?)

Hilfeplanung und Bedarfsfeststel-
lung

Partizipation von Menschen mit Be-
hinderung im Hilfeplanungsprozess
sichern

Bedarf und Wiinsche von Menschen
mit geistiger Behinderung mit hohem
Unterstlitzungsbedarf in der Hilfebe-
darfsfeststellung berticksichtigen
Verfahrensklarung zur Hilfebedarfs-
ermittlung

Individuelle Teilhabeplanung
katalogisierter Hilfeplanung
Individuelle Wiinsche und Bedarfe
statt Leistungspauschalen bzw. Leis-
tungstypen

Orientierung an Teilhabe und indivi-
dueller Lebensqualitat, nicht an Ziel-
erreichung

Positive Beispiele: ICF-basierte Erhe-
bungsinstrumente, Integrierte Teil-
habeplanung (ITP)

statt

Unterstiitzungssysteme

Erweiterung mdglicher Wohnsettings
Individualisierte Wohnhilfen, mehr
Unterstiitzung im eigenen Wohnraum
Personalausstattung, die individuelle
Unterstitzung zulasst

Recht von Menschen mit Behinde-
rung, auch im Alter in ihrer Wohnung
und ihrem Wohnumfeld zu verbleiben
- keine Abschiebung in Pflegeheime
Hilfen aus einer Hand ermdglichen -
auch bei unterschiedlichen SGB-
Leistungen
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Erhéhten Pflegebedarf auch durch
Leistungen aus dem SGB XI bertick-
sichtigen

Leistungserbringung nach individuell
definierten Leistungsanspriichen
Individuelle Unterstitzung ermagli-
chen, z.B. flr Freizeitaktivitaten

Leistungsrecht

Keine Verschlechterung der Leistun-
gen fir Menschen mit geistiger Be-

hinderung
Bedarfsdeckende Leistungen ohne
Hin- und Herschieben zwischen Kos-
tentragern

Erleichterung von Leistungen im Hil-
fe-Mix (SGB V, IX, XI und XII)
Leistungen als Budget zur selbstbe-
stimmten Lebensplanung statt Hilfen
nach Sozialhilfe-Grundsatzen
Unterstitzungsleistungen fir indivi-
duelle Teilhabeplanung

Finanzielle Férderung flr teilhabeori-
entierte Wohnformen

Entkoppelung von individuellem Leis-
tungsanspruch und institutionellen
Tragerbedarfen

Klarung der Schnittstelle Teilhabe
und Pflege - integrierte Leistungser-
bringung fir Teilhabe und Pflege

CHRISTIAN BRADL
LVR-HPH-NETZ WEST
JOLIcH
WWW.HPH-NETZ-WEST.LVR.DE
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Hilfebedarfsermittlung flr er-
folgreiche Teilhabe

Arbeitsgruppe 10

Hilfebedarfsermittlung fiir erfolgreiche
Teilhabe

Fir die individuelle Ausgestaltung von Teilha-
beleistungen kommt der Ermittlung und Fest-
stellung des Unterstlitzungsbedarfs eine
Schlisselrolle zu. Welche fachlichen Anforde-
rungen sind an eine personenzentrierte Hil-
febedarfsermittlung zu stellen? Wie ist Pro-
zess der Hilfeermittlung individuell, lebens-
welt- und kontextbezogen zu gestalten?

Norbert Muller-Fehling, Bundesverband fir
kérper- und mehrfachbehinderte Menschen,
Dusseldorf

Es wurde dargestellt und erortert:

» die wachsende Bedeutung einer um-
fassenden Hilfebedarfsermittlung bei
einer personenzentrierten Leistungs-
gestaltung,

= das Konzept der Fachverbande fir
Menschen mit Behinderung zur Be-
darfsermittlung und Bedarfsfeststel-
lung,

= der Stand der Beratungen in der Ar-
beitsgruppe des BMAS zur Schaffung
eines Bundesteilhabegesetzes (AG
BTHG),

» die Notwendigkeit der Beratung und
Begleitung von Menschen mit einem
komplexen Unterstlitzungsbedarf im
Bedarfsermittlungs- und Bedarfsfest-
stellungsverfahren.

Zu den Inhalten wird auf die zusammen-
fassende Prdsentation und das Konzept
der Fachverbande zu Bedarfsermittlung
und Bedarfsfeststellung verwiesen.?!

1 www.diefachverbaende.de

Angleichung der Lebensbedingungen

Die Diskussion der Arbeitsgruppe befass-
te sich mit den Chancen, durch ein ver-
einheitlichtes Bedarfsermittlungs- und
Feststellungsverfahren einer Angleichung
der Lebensverhaltnisse behinderter Men-
schen in Deutschland ndher zu kommen.
Die Hohe der Leistungsentgelte, die sich
u.a. auch in der Personalausstattung von
Einrichtungen und Diensten abbildet,
weicht zwischen den Tragern der Einglie-
derungshilfe, z. T. auch von Einrichtung
zu Einrichtung voneinander ab. Ein ein-
heitliches allgemeingiltiges Verstandnis
Uber das MaB und die Qualitdt von Ein-
gliederung und Teilhabe ist zurzeit nicht
erkennbar. MaBstab flr die Teilhabe von
Menschen mit Behinderung muss die UN-
BRK sein. Ein einheitliches Bedarfser-
mittlungs- und Feststellungsverfahren
und eine Orientierung der in diesem Ver-
fahren eingesetzten Instrumente an ein-
heitlichen Grundsatzen und Kriterien
kénnen einen Beitrag zu einer Anpas-
sung der Lebensverhaltnisse leisten. Eine
ICF-Orientierung erhéht die Chancen,
dass ein Bedarf vollstandig erkannt wird
und dass die Verstdandigung der Beteilig-
ten in einer einheitlichen Sprache er-
maoglicht wird. Die gesellschaftliche Aus-
einandersetzung daruber, wie Menschen
mit Behinderung in Deutschland leben
kénnen, welche Teilhabechancen und
Selbstbestimmungsmadglichkeiten sie
haben, wird dadurch nicht ersetzt.

Eine groBe Zahl verschiedener Leis-
tungstrager

Es ist damit zu rechnen, dass es auch
zukinftig eine groBe Zahl von Leistungs-
tragern der Eingliederungshilfe gibt. Im
Gegensatz zur Pflegeversicherung geben
der offene Leistungskatalog und die indi-
viduelle Bedarfsdeckung den Leistungs-
tragern der Eingliederungshilfe deutlich
mehr Entscheidungsspielrdume und eine
groBe Verantwortung. Ein zentralistisch
organisierter Ermittlungsdienst, wie es
der Medizinische Dienst der Krankenkas-
sen (MDK) ist, der mit einer einheitlichen
Begutachtungsrichtlinie und einem ein-
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heitlichen Manual fir die Gutachterinnen
und Gutachter die Grundlage fir die
Leistungsentscheidung liefert, wird von
verschiedenen Seiten abgelehnt. Auch
deshalb ist ein verbindlich geregeltes
Verfahren in der Eingliederungshilfe von
groBer Bedeutung.

Bedarfsermittlung und Bedarfsfest-
stellung bei unverdnderten Bedin-
gungen

Erértert wurde, wie sich die Bedarfser-
mittlung und Bedarfsfeststellung bei den
Menschen gestaltet, die heute ein statio-
nares Angebot in Anspruch nehmen und
die auch zuklnftig in der Wohneinrich-
tung leben. Es ist kaum vorstellbar, dass
es mit dem Inkrafttreten eines Bundes-
leistungsgesetzes unmittelbar zu einer
neuen Bedarfsermittlung von Uber
200.000 Menschen in  stationdren
Wohneinrichtungen kommen wird. Statt-
dessen sollte bei einem Fortbestehen der
bisherigen Lebenssituation davon ausge-
gangen werden, dass der bisher zugrun-
de gelegte Bedarf vorhanden ist und die
bisher ausgereichten Leistungen die Be-
darfsdeckung gewahrleisten. Verdandert
sich die Lebenssituation oder das Leis-
tungsgeschehen, ist ggf. eine neue Be-
darfsermittlung und Bedarfsfeststellung
erforderlich.

Personenzentrierung ist u. U. kom-
pliziert und aufwandig

Es wird festgestellt, dass die Verfahren-
sabldufe kompliziert und aufwandig sind.
Dies ist einer personenzentrierten Ge-
staltung der Teilhabeleistungen geschul-
det, die sowohl von den Leistungstra-
gern, wie auch von den Verbanden be-
hinderter Menschen und denen der Leis-
tungserbringer angestrebt wird. Perso-
nenzentrierte Leistungen erfordern in
einem hoéherem MaBe als bei standardi-
sierten institutionalisierten Leistungen
eine fachliche Auseinandersetzung mit
den Winschen der leistungsberechtigten
Person, seiner Lebenssituation, seinem
sozialen Umfeld, den vorhandenen und
zu erschlieBenden Ressourcen usw. Das
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Konzept der Fachverbande zeigt ein Mo-
dell auf, das geeignet ist, den neuen An-
forderungen an die Bedarfsermittlung
und Bedarfsfeststellung zu entsprechen.
Es sieht jedoch auch eine deutliche Ver-
schlankung vor, wenn es dazu zwischen
der leistungsberechtigten Person und
dem Leistungstrager ein Einvernehmen
gibt. Gibt es dieses Einvernehmen nicht,
bedarf es eines geregelten Verfahrens,
das alle Beteiligten bindet.

Rolle der Leistungserbringer

In der Vergangenheit wurde die fehlende
Kenntnis der individuellen Lebenssituati-
on von Menschen mit Behinderung durch
die Fachlichkeit der Leistungserbringer
ausgeglichen. Im Zusammenhang mit
einem fachlichen Fallmanagement mis-
sen sich die Leistungstrager diese Fach-
lichkeit zugénglich machen. Entweder sie
bauen eine eigene sozialpadagogisch
ausgerichtete Fachlichkeit auf oder sie
nehmen die von Verbanden und Leis-
tungsanbietern in Anspruch. Es geht da-
bei um die beschriebenen Aufgaben, die
sich aus der personenzentrierten Aus-
richtung der Eingliederungshilfe ergeben.
Die Gestaltung ambulanter Leistungs-
formen ist unter den heutigen Bedingun-
gen bei Menschen mit komplexem Unter-
stitzungsbedarf oft nur mithilfe der Leis-
tungsanbieter zu bewaltigen. Das ist flr
diese sehr aufwandig, oft ungeregelt und
in aller Regel nicht finanziert. Das Enga-
gement der Leistungserbringer lebt von
der Auftragsakquise, die damit zwangs-
laufig verbunden ist. Ein geregeltes Ver-
fahren kénnte hier flir mehr Transparenz
sorgen. Das Konzept der Fachverbdnde
sieht die obligatorische Einbeziehung der
Leistungserbringer bei der Umsetzung
der festgestellten Bedarfe in Leistungen
vor.

Beratung

Vor dem Hintergrund der Rolle der Leis-
tungserbringer kommt einer Beratung,
die nur der leistungsberechtigten Person
gegenlber verpflichtet ist, eine besonde-
re Bedeutung zu. Auch wenn davon aus-
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zugehen ist, dass Menschen mit komple-
xem Unterstitzungsbedarf, deren Behin-
derung bereits seit vielen Jahren be-
steht, oft Uber Kenntnisse, Kontakte und
Netzwerke verfligen, niemand also ganz-
lich unberaten eine Leistung zur Einglie-
derungshilfe anstrebt, so erscheint es
doch notwendig, im Verfahren der Be-
darfsfeststellung und Bedarfsermittlung
eine Beratung und Unterstitzung zu ge-
wahrleisten. In diesem Prozess sollte es
eben nicht um die bloBe Durchsetzung
eines bestimmten Leistungsanspruchs
gehen, sondern um eine auf Partizipation
und Einvernehmen ausgerichtete Be-
darfsermittlung und Bedarfsdeckung.
Dazu ist ein Prozess auf gleicher Augen-
héhe erforderlich. Beratung und Unter-
stitzung kann dazu beitragen, dass die
gleiche Augenhdhe erreicht wird.

| NORBERT MULLER-FEHLING

BUNDESVERBAND FUR KORPER- UND
MEHRFACHBEHINDERTE MENSCHEN
DUSSELDORF

WWW.BVKM.DE
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Teilhabewlinsche
selbst artikulieren

Arbeitsgruppe 11

Teilhabewiinsche selbst artikulieren
Teilhabewtlinsche und Teilhabeleistungen fir
Menschen mit sogenannter geistiger Behinde-
rung und hohem Unterstiitzungsbedarf wer-
den vielfach aus fachlicher Perspektive ermit-
telt und gestaltet. Gemeinsam stellen Susan-
ne Gobel und Martin Hackl ihre Methoden und
Ideen vor, die Teilhabe von Herrn Hackl in
seiner Einrichtung zu planen und zu gestal-
ten. In der Arbeitsgruppe werden wir erarbei-
ten, was es braucht, um Menschen mit Be-
hinderungen zu unterstiitzen, ihre Teilhabe-
winsche selbst zu artikulieren.

Martin Hackl, Schwarzenbruck-Rummelsberg;
Susanne Gobel, Kassel

Kernpunkte
die von der Gruppe anhand der Texte

von Herrn Hackl erarbeitet und diskutiert
wurden:

Kernfragen 1
Was braucht es, um Menschen mit Be-
hinderungen zu unterstiitzen, ihre Teil-
habewilinsche selbst zu artikulieren? Wie
kénnen in den jeweiligen Lebensberei-
chen und Lebenslagen Teilhabechancen
weiter entwickelt werden?

»  Kommunikation: Augen auf fir alle
Wege der Kommunikation > Offen-
heit gegenlber allen Kommunikati-
onswegen und -hilfen > (finanzielle)
Unterstitzung fur UK (Hilfsmittel und
Assistenz)

» Kontakte nach drauBen / auBerhalb
der Einrichtung: Wichtigkeit von (na-
tarlichen) Freundeskreisen / Unter-
stitzungskreis > Freundeskreise
missen aufgebaut werden, gerade
fir diesen Personenkreis, der sonst in
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totaler Abhangigkeit von Mitarbei-
ter_innen und Einrichtung lebt?

= Persénliches Interesse an einer Per-
son haben / persénliche Beziehungen
zulassen (contra professioneller Dis-
tanz) / gemeinsame Interessen her-
ausfinden: Gemeinsamkeiten (z.B.
Liebe zu Sport oder Musik) als
Grundlage von Beziehungen

= Aktives Suchen nach Ressourcen (der
Person): Was macht sie gerne * Was
tut ihr gut * An welchen Orten fihlt
sie sich wohl etc.

Kernfrage 2

Welche teilhaberechtlichen Anforderun-

gen ergeben sich daraus fir die Reform

der Eingliederungshilfe einschlieBlich der

Schnittstellen zu anderen Bereichen des

Leistungsrechts?

» FEinrichtung einer unabhéngigen Stel-
le / Koordinierungsstelle, die an der
Person und ihren Hilfen orientiert ist
und sich auBerhalb der Einrichtung
bzw. des Tragers befindet (contra
Case Management innerhalb einer
Einrichtung > Konflikte zwischen den
Interessen des Tragers und der Per-
son) - Begrifflichkeit Case Manage-
ment > es geht um Menschen, nicht
Falle

= Teilhabeplanung ({berdenken: Pla-
nende Person & ihr persdnlicher Un-
terstlitzungskreis bestimmen (mit),
wer aus dem personlichen Umfeld mit
dabei ist, wann (Tageszeit) sie statt-
findet (passend zu den Bedirfnissen
der Person), wo sie stattfindet (damit
es der Person gut geht), wie viele
Treffen wirklich notwendig sind (da-
mit die Person bei der Planung wirk-
lich im Mittelpunkt steht) und welche

2

http://trainingpack.personcentredplanning.e
u/index.php/de/2011-12-15-15-13-
59/relationship-circles-de
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Inhalte in welcher Offentlichkeit be-
sprochen werden

= Persénliche Zukunftsplanung / Mode-
ration solcher Planungs- und Verdn-
derungsprozesse ermdglichen: Moég-
lichkeiten & Anspruch schaffen, sich
Unterstltzung flir die Vorbereitung
und Moderation solcher Planungspro-
zesse einzukaufen und Uber ein ent-
sprechendes Budget abrechnen zu
kdnnen - Persénliche Zukunftspla-
nung muss immer auf Freiwilligkeit
basieren, darf nicht verpflichtend sein

Kernfrage 3

Welche fachlichen und leistungsrechtli-
chen Anforderungen gelten besonders
fir Menschen mit geistiger Behinderung
und komplexem Unterstlitzungsbedarf?

= siehe oben - in unserer Diskussion
wurde nicht unterschieden, flir wen
das gelten soll

Aber Herr Hackl als jemand, der mit die-
ser Zuschreibung lebt, hat dazu in vielen
Gesprachen und Situationen z.B. gesagt:

~Sehe konflikt dass nicht meine persén-
lichkeit zdhlt sondern meine betreuungs-
intensitdt. mag nicht nach gebréuchlich-
keit beurteilt werden.

orte wie [seine Einrichtung] kénnen nur
leben bieten das zufriedene &ngstliche
behinderte schéatzen. ... es kann chance
sein kein leben gestalten zu missen
wenn niemand von anderen wegen be-
richtet. man ist zufrieden weil man es so
erklart bekommt. man verlernt zu (ber-
legen was man will. es ist anders sobald
man weiB dass es noch was anderes
gibt.

man lebt gut versorgt. hinderlich ist zu
wissen dass gesetze etwas anderes zu-
lassen. fraglich ist wer in den genuss der
gesetze kommt. forderlich ist was von
auBen kommt. und lacherlich ist der ver-
such es umzusetzen. natirlich sind die
[Mitarbeiter] bedacht uns ihre schéne
vorstellung von unserem leben
schmackhaft zu machen.



http://trainingpack.personcentredplanning.eu/index.php/de/2011-12-15-15-13-59/relationship-circles-de
http://trainingpack.personcentredplanning.eu/index.php/de/2011-12-15-15-13-59/relationship-circles-de
http://trainingpack.personcentredplanning.eu/index.php/de/2011-12-15-15-13-59/relationship-circles-de
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lernte oft: leid entsteht nicht wegen
meiner angst. nur ich liebe die hoffnung
auf dnderung nicht die profis.

wlinsche kommen von innen aber etwas
einfach nur zu wollen kommt oft aus
dem ablauf und ist angepasst an die be-
diirfnisse der wohngemeinschatft.

mich muss einer hin schubsen damit ich
erst meckern dann nachdenken dann
entscheiden kann. der weg hért im leben
immer beim denken auf. ich kenn noch
nicht den weg selber nachzudenken und
dann zu entscheiden.

. wo [sollen] die menschen herkommen
... die uns lernen zu leben wie alle. lausi-
ge taten wie einzelzimmer und einkaufen
helfen uns nicht beim leben lernen wie
alle.

nicht suchen muss man die vielfalt son-
dern wahrnehmen und akzeptieren. das
ist inklusion. jedem zuteilen was ihn
gliicklich macht. einer braucht mehr der
andere wenig.

ich bin nicht Uberall dabei. ich méchte
oOfter dabei sein wenn die mitarbeiter
diskutieren. es geht um mein leben hier.

das ist mir am wichtigsten mit uns was
tun nicht fir uns was tun."

| SUSANNE GOBEL
KASSEL
INFO@SUSANNE-GOEBEL.DE
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Mehr Teilhabe -
auch im Alter

Arbeitsgruppe 12
Mehr Teilhabe — auch im Alter

Die Gruppe der alteren Menschen mit geisti-
ger Behinderung wachst sprunghaft. Mit zu-
nehmendem Alter verandern sich auch Le-
benslagen, Bedirfnisse und Hilfebedarfe.
Wenn ein lebenslanges Recht auf Teilhabe
eingefordert wird, welche Teilhabeleistungen
sind erforderlich? Welche Unterstiitzungsset-
tings sind noétig, um Teilhabeleistungen mit
anderen Leistungen zu kombinieren?

Prof. Dr. Friedrich Dieckmann, Katholische
Hochschule NRW, Abt. Mlinster

KatHO NRW Aachen K oin Minster

Gestaltungsraume von Menschen mit
geistiger Behinderung in der
Lebensphase Alter

Prof, Dr. Friedrich Dieckmann
Katholische Hochschule NRW, Abt. Miinster
Forschungsschwerpunkt Teilhabeforschung

Handout fur die AG Mehr Teilhabe — auch im Alter”
Tagung .Mehr Teilhabechancen fir Menschen mit gelstiger
Behinderung und komplexem Unterstitzungsbedarf

DHG f DGSGE - 29.-30.1.2015 Berlin

HKatHO NRW Aachen Koin Miinster Paderborn

Lebensgestaltung im Alter mit der Erfahrung
einer lebenslangen Behinderung

Erleben des Alters jenseits des 60. Lebensjahrs als
vergleichsweise neues Phanomen

- Uberproportional gestiegene Lebenserwartung

- systematische Ermordung der Vorgangergeneration im
Nationalsozialismus (dazu Aly 2013)

Veranderung der Rechte behinderter Menschen (UN-
BRK) & allmahlicher Wandel in der Behindertenhilfe
Leitideen Teilhabe, Inklusion, Selbstbestimmung:
Ubergénge (,transitions*) bergen grofe Risiken fiir
Nichtteilhabe, Exklusion, Fremdbestimmung
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KatHO NRW Minster Paderbom

Shared lives

Deeper meaningful
friendship

Social actities
oulside that selting

Shared acthities in

that community
setting

Physical presence

Quelle: Amado, A, (2012)
Social inclusion & community participation

KatHO NRW

Minster Paderbom

Altere Menschen mit lebenslanger Behinderung

haben kaum Vorbilder.
haben haufig vage Vorstellungen vom Ruhestand.

* ordnen alterskorrelierte Verdnderungen bei sich selbst
oft nicht richtig ein.

haben zum Teil Angst vor Ruhestand (eher
Beflirchtungen als positive Wiinsche, Hoffnungen).

+ freuen sich zum Teil auf den Ruhestand.

KatH0 NRW Aachen Koin Mimster Paderbom

Aktuelle Altershilder

Jdichotome Kontrastierung” (Karl 2006)

wJungeAlte* Jalte Alte®
aktiv, defizitar betrachtet,

ehrenamtlich gebrechlich, krank,

ensg:g[e“:hﬁt, pflegebedrftig

Alter werdende Menschen mit lebensianger Behinderung
sind von einem doppelten Risiko der Entwertung betroffen:

defizitorientierte Wahrnehmungvon Behinderung
+ negative Konnotation von Alter

(Graumann & Cffergeld 2013)

KatHO NRW Aachen Kiin Miinster Paderbom

Fazit - demografische Entwicklung

Der starke Anstieg von Senicriinnen (= 60 Jahre) am Personenkreis
Erwachsener mit geistiger Behinderung” (von 10% in 2010 auf 31% in 2030)
stellt eine nachholende Entwicklung dar, eine Normalisierung im Vergleich zur
Gesamibevolkerung

Aussicht auf Lebensjanhre im Alter mit grofien Freiraumen bei Erhalt der
Funktionsfahigkeit

Ambulant betreute Wohnsettings (und auch stationgre Aulenwohngruppen)
missen alterstauglich gestaltet werden. Ein , Zurickins Heim® im Alter als
Regel ist nicht gewnscht von den Betroffenen, rechtlich bedenklich und
unwirtschaftlich.

Eine wachsende Anzahl geistig behinderter Seniorinnen in allen Wehnformen
benatigt tagsiber unterschiedliche Arten und Umfange der Unterstitzung
(sechsmal 5o viele in 2030 gegeniber 2010).

Mehr als die Anzah| pflegebedUrftiger Senior/innen wird der Umfang und die
Art der im Einzelfall natwendigen (nicht nur pflegerischen) Hilfen eine grole
Herausforderung fur die Behindertenhilfe darstellen

Dieckmam
]
HatHO NRW Aachen Kl Minster Paderbom

Anforderungen an die Lebensgestaltung
mit geistiger Behinderung im Alter

Kritische Ereignisse und Veranderungen im Alter

Alter als Lebensphase erleben und gestalten
als zentrale Entwicklungsaufgabe

Ausscheiden aus dem Arbeitsleben
Verlust von Angehdrigen und Bezugspersonen

Gesundheitliche Beeintrachtigungen und
Kompetenzeinbulen

Erleben der Grenzen des Lebens

Quelle: Schaper etal, (2011)

KatHO NRW Aachen Koin Miinster Paderborn

Lebensbereich Wohnen

Ageing in place:

* Willen beachten und Wahimaglichkeiten unabhangig
vom Hilfebedarf maximieren
Klaren, unter welchen Bedingungen Umzug in eine
andere Wohnform (stationares Heim, Pflegeeinrichtung)
erfalgen soll < Zufall*
Umziige sind riskante, kritische Lebensereignisse;
Wohnenbleiben in der Wohnung/im Quartier erleichtert
Teilnabe und Inklusion im Alter
(z.B. Orientierung, Mobilitat, weak social ties).

El
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KatHo NRW Aachen Kéin Minster Faderbem

Vielfalt der Wohnmdéglichkeiten mit angepassten
Unterstiitzungsarrangement erweitern

Beispiele:

ambulant betreutes Wohnen rund-um-die Uhr
(Hilfemix, zu vergleichbaren Kosten wie im Stationéren,
mit grofierem Inklusions- und Teilhabepotential)
Genossenschaftswohnen

Forderliche Umweltfaktoren:

- integriertes trageribergreifendes Budget

- Anerkennung pflegekompetenter ambulanter Wohn-
dienste als Erbringer von Pflegeversicherungsleistungen
=> Versaulung der Hilfesysteme (iberwinden

Katho NRW Aachen Kidn Mimster Paderbom

Fazit

Erdffnen wir objektive Gestaltungsraume, die
Blrger/innen mit lebenslanger Behinderung sich
subjektiv aneignen kénnen!

Sehen wir im ,Eigensinn® von Menschen mit (und ohne)
Behinderung im Alter keine Niederlage, sondern
respektieren wir ihn!

KatHo NRW Aachen Kl Mimster Paderbom

Berichte zum BMBF-Projekt  Lebensqualitatinklusive” - Innovative
Konzepte untersttzten Wohnens fir &lter werdender Menschen
mit Behinderung

vw katho-nrw.de/lequi/

Vorausschatzung der Altersentwicklung von Erwachsenen mit
geistiger Behinderung in Westfalen-Lippe im Zeitraum 2010-2040
Teilhabe, 51, 1/2012, 12-19

Anforderungen an die Lebensgestaliung mit geistiger Behinderung
im Alter
Zeitschrift fur Gerontologie und Genatrie, 45, 7/2012, 630-6

Bericht zum KVJ5-Projekt Alter efleben” (u.a. Lebenserwartung)

www katho-nrw de/a eber

| ] PROF. DR. FRIEDRICH DIECKMANN
KATHOLISCHE HOCHSCHULE NRW MUNSTER

FORSCHUNGSSCHWERPUNKT TEILHABEFOR-
SCHUNG

WWW.KATHO-NRW.DE/MUENSTER

Teilhabe weiterentwickeln im
Lebensbereich Beschaftigung

Arbeitsgruppe 13

Teilhabe weiterentwickeln im Lebensbe-
reich Beschiftigung

Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit
schwerer und mehrfacher Behinderung még-
lich zu machen, ist das Anliegen einer ge-
meinsamen aktuellen Initiative von Fachver-
banden und Aktion Mensch. Auch mit dem
DHG-Preis ,Arbeit ist Vielfalt" wurden ent-
sprechende Projekte ausgezeichnet. Welche
Rolle spielen diese Forderungen fiir das neue
Teilhaberecht?

Mathias Westecker, Leben mit Behinderung,
Hamburg

Ergebnisse der Diskussion

Die UN-Behindertenrechtskonvention
(UN-BRK) schreibt das Recht auf Bildung
(Art. 24) und auf den Zugang zu Arbeit
(Art. 27) fur alle Menschen mit Behinde-
rung fest. Dies gilt uneingeschrankt auch
fir Menschen mit schwerer und mehrfa-
cher Behinderung. Um an Arbeitsprozes-
sen oder Bildungsangeboten teilnehmen
zu kénnen, sind sie aufgrund von Beein-
trachtigungen der mentalen, sensori-
schen sowie Stimm- und Sprechfunktio-
nen, oft verbunden mit einer Einschran-
kung bewegungsbezogener Funktionen,
umfassend auf Unterstiitzung an-
gewiesen. Die Fahigkeit arbeitsweltbezo-
gen tatig sein zu kénnen, kann sich oft-
mals erst in individuell abgestimmten
Bildungs- und Fdrderangeboten ausbil-
den. Die bundesweite Entwicklung sol-
cher Angebote ist die Voraussetzung fur
die Umsetzung der in der UN-BRK formu-
lierten Rechte.

Tatsachlich aber ist die Umsetzung der
von der Bundesregierung anerkannten
und ratifizierten UN-BRK in Deutschland
noch lange nicht erreicht. Menschen mit
schwerer und mehrfacher Behinderung
werden derzeit in der Regel nicht nur
vom allgemeinen Arbeitsmarkt, sondern
(mit Ausnahme von Nordrhein-
Westfalen) auch von der Teilhabe am
Arbeitsleben in Werkstatten fur behin-
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derte Menschen (WfbM) ausgeschlossen.
Dies stellt vor dem Hintergrund der UN-
BRK den Tatbestand der Diskriminierung
dar.

Eine arbeitsweltbezogene Orientierung
nach der Schulzeit findet fir diese Men-
schen nicht verbindlich statt. Sie werden
oftmals ohne eine weitere Bedarfsfest-
stellung auf Angebote der Tagesfbrde-
rung im Rahmen der ,Teilhabe am Leben
in der Gemeinschaft" gema3 §§ 53 und
54 SGB XII (wie zum Beispiel Tagesfor-
derstatten, Forderstatten oder tages-
strukturierende Angebote von Wohnhei-
men) verwiesen.

Im Bereich der Tagesforderung hat sich
in den letzten Jahrzehnten eine Vielzahl
unterschiedlicher Angebotsformen entwi-
ckelt. Bundesweit einheitliche Anforde-
rungen und Qualitatsstandards sind je-
doch nicht vorhanden.

In der Diskussion mit Praxisvertretern
aus verschiedenen Bundesléandern wurde
schnell deutlich, dass keine Standards
oder Qualitdtsanforderungen einheitlich
und vergleichbar existieren. Gleichzeitig
wurden viele Themen wie Beférderung,
Versorgung mit den notwendigen Hilfs-
mitteln und Personalschlissel als verbes-
serungswirdig in allen Bundesléandern
identifiziert.

Die Bedeutung von sinnvoll erlebter Ta-
tigkeit, von festen Strukturen und re-
gelmaBigen Arbeitsangeboten unter indi-
viduell angepassten Bedingungen wur-
den von allen Teilnehmern im Workshop
herausgestrichen. Gute Praxisbeispiele
wurden ausgetauscht, auf die Kampagne
~Arbeit moglich machen™ von Aktion
Mensch und diversen Verbdnden sowie
der DHG wurde hingewiesen.

| MATHIAS WESTECKER
LEBEN MIT BEHINDERUNG
HAMBURG
WWW.LMBHH.DE
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Teilhabe und regionale Ge-
sundheitsversorgung

Arbeitsgruppe 14

Teilhabe und regionale Gesundheitsver-
sorgung

Eine Verbesserung der gesundheitlichen Ver-
sorgung insbesondere von Menschen mit
geistiger Behinderung mit komplexem Unter-
stutzungsbedarf wird immer wieder gefor-
dert. Die regionale Gesundheitsversorgung
flir Menschen mit geistiger Behinderung liegt
im Schnittfeld von Gesundheitswesen und
Teilhaberecht. Wohin geht die Entwicklung?
Was sollen die geplanten regionalen medizini-
schen Behandlungszentren leisten?

Prof. Dr. Michael Seidel, Bethel.regional,
Bielefeld

Nach einer Vorstellungsrunde tauschten
sich die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, Uberwiegend aus Diensten und Ein-
richtungen der Behindertenhilfe kom-
mend, Uber ihre Erfahrungen mit der
Gesundheitsversorgung einerseits , lUber
ihre Erwartungen an die Gesundheitsver-
sorgung andererseits aus.

Ungeachtet im Detail unterschiedlicher
Erfahrungen mit einzelnen Arztinnen,
Arzten und anderen Leistungserbringern
im Gesundheitswesen bestand Einigkeit
in der grundsatzlichen Einschatzung, das
regionale Gesundheitssystem stellt bei
weitem nicht im erforderlichen Umfang
und in der erforderlichen Qualitat die
notwendigen Leistungen zur Verfligung.
Diese kritische Einschatzung bezieht sich
sowohl auf die hausdrztliche als auch auf
die facharztliche Versorgung. Einer der
Teilnehmer verwies auf eine Studie zur
problematischen Versorgungslage am
Beispiel Stuttgarts, die mittlerweile auch
in Buchformpubliziert wurde.?

3 Schafer-Walkmann, S. et al.: Barrierefrei
gesund. Sozialwissenschaftliche Analyse der
gesundheitlichen Versorgung von Menschen
mit einer geistigen Behinderung im Stadtge-
biet Stuttgart. Freiburg, Lambertus-Verlag
2015




| AUS DEN ARBEITSGRUPPEN

Anwesende Vertreter einer groBen dia-
konischen Einrichtung mit therapeuti-
schen Fachdiensten - einschlieBlich arzt-
lichem Dienst - auf dem Kerngelande
der Einrichtung stellten den Erfahrungen
aus dezentralen Einrichtungen und
Diensten ihre deutlich positiveren Erfah-
rungen gegeniber. Dabei spielen u. U.
die Erfahrung der Arztinnen und Arzte
mit behinderten Menschen und die Ein-
bindung in das Gesamtsystem eine posi-
tive Rolle. Kein Zweifel besteht, auf dem
Hintergrund der fortschreitenden De-
zentralisierung, Ambulantisierung und
Sozialraumorientierung der Behinderten-
hilfe kommt es darauf an, dass sich
Uberall das Regelversorgungssystem in
der gebotenen Qualitat um Menschen mit
Behinderungen, insbesondere um Men-
schen mit geistiger und mehrfacher Be-
hinderung, kimmert.

Auf dem Hintergrund zunehmender Aus-
dinnung der arztlichen Versorgung und
vor allem angesichts der speziellen fach-
lichen und organisatorisch-strukturellen
Anforderungen im Hinblick auf komplexe
und komplizierte Fragestellungen bei
Menschen mit angeborenen oder im Lau-
fe des Lebens erworbenen Behinderun-
gen wird die Forderung ins Leere gehen,
das Regelversorgungssystem allein mdge
immer und Uberall die vollumfangliche
medizinische Versorgung leisten. Im Ein-
klang mit den Bestimmungen der UN-
Behindertenrechtskonvention muss dem-
zufolge das medizinische Regelversor-
gungssystem als regelmaBig erster An-
sprechpartner erganzt werden durch
spezielle Angebote. Die Fachverbande fur
Menschen mit Behinderung fordern des-
halb unter Bezug auf die positiven Erfah-
rungen mit den Sozialpadiatrischen Zen-
tren seit fast zwei Jahrzehnten die Schaf-
fung von multiprofessionell besetzen,
interdisziplindr und ambulant arbeiten-
den Medizinischen Zentren flir Erwach-
sene mit geistiger oder mehrfacher Be-
hinderung.
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Der Moderator der Arbeitsgruppe, Prof.
Seidel, erlautert, den langjahrigen und
vielgestaltigen Bemihungen u. a. der
Fachverbdnde, namentlich deren ge-
meinsamem Arbeitskreis Gesundheitspo-
litik, sei es zu verdanken, dass diese
Forderung zunachst im Koalitionsvertrag
und nun mit einem neuen Paragraphen
119 ¢ SGB V im Entwurf des GKV-
Versorgungsstarkungsgesetzes ihren
Niederschlag gefunden hat. Darauf grin-
de sich die Hoffnung, ab Sommer 2015
kénne der Weg frei sein flir Trager, die
solche Zentren etablieren wollen. Die
Fachverbdnde haben inhaltliche Vorar-
beiten geleistet, indem sie in einem breit
angelegten konsultativen Prozess eine
vorlaufige Rahmenkonzeption solcher
Zentren erarbeitetet haben.*

| PROF. DR. MICHAEL SEIDEL

DEUTSCHE GESELLSCHAFT FUR SEELISCHE
GESUNDHEIT BEI MENSCHEN MIT GEISTI-
GER BEHINDERUNG

BIELEFELD
WWW.DGSGB.DE

4 Website der Fachverbande:
www.diefachverbaende.de
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| AUS DEN ARBEITSGRUPPEN

Psychotherapie zwischen
Teilhaberecht und
Recht auf therapeutische
Regelversorgung

Arbeitsgruppe 15

Psychotherapie zwischen Teilhaberecht
und Recht auf therapeutische Regelver-
sorgung

Menschen mit geistiger Behinderung und
psychischen Erkrankungen sind weiterhin
vielfach von der psychotherapeutischen Re-
gelversorgung ausgeschlossen. Auch hier
befinden wir uns in einem Schnittfeld von
Gesundheitswesen und Teilhaberecht. Wohin
geht die Entwicklung? Wie kdnnen Ansprlche
auf psychotherapeutische Hilfen fliir Menschen
mit geistiger Behinderung realisiert werden?

Dr. Jan Glasenapp, Schwabisch Gmiind

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Arbeitsgruppe stellten sich vor, anwe-
send waren Kolleginnen und Kollegen,
die als Einrichtungsleitungen, in Fach-
diensten, in vermittelnden bzw. koordi-
nierenden Funktionen und in der ambu-
lanten und stationaren psychotherapeu-
tischen und psychiatrischen Versorgung
tatig sind.

Zum Thema

Jan Glasenapp stellte einen Input vor,
mit dem er niedergelassene Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten mo-
tiviert, Patientinnen und Patienten mit
geistiger Behinderung zu behandeln. Er
beschrieb die bisherigen Schwierigkeiten
und Barrieren der psychotherapeutischen
Versorgung. Dabei handele es sich um
inhaltliche Barrieren (Kommunikation,
Interventionen, Therapeutenpersoénlich-
keit) wie auch formale Barrieren (rdum-
lich, zeitlich, finanziell, Psychotherapie-
richtlinien/Genehmigungsverfahren).

Schwierigkeiten entstiinden zudem an
Ubergéngen / Schnittstellen, z.B. zwi-
schen Gesundheit - Teilhabe (SGB V-IX),
ambulant - stationar, Sozialrecht - Be-
rufsrecht. Er stellte kurz Projekte und
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Ideen zur Verbesserung der Teilhabe an
Psychotherapie fir Menschen mit geisti-
ger Behinderung vor, z.B. im Bereich
Fortbildung / Weiterbildung / Ausbildung,
Aktivitaten der Psychotherapeutenkam-
mern, der Kassenarztlichen Bundesver-
einigung (Integrierte Versorgung, 73c-
Vertrage, GKV-
Versorgungsstarkungsgesetz) und regio-
nale Projekte (z.B. barrierefrei gesund in
Stuttgart).

Ideen und Anforderungen

Folgende Ideen und Anforderungen flr

eine verbesserte Teilhabe von Menschen

mit geistiger Behinderung im Feld der

Psychotherapie wurden gemeinsam dis-

kutiert:

= Es wurde auf die Notwendigkeit ver-
wiesen, Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten darin zu unter-
stiitzen, Menschen mit Intelligenz-
minderung Zutrauen und Vertrauen
entgegen zu bringen. Dabei liege der
Fokus in der Behandlung im hohen
MaB auf der Beziehungsgestaltung,
was bedeute, sich immer wieder auch
von methodischen Vorgaben zu 16-
sen. Gleichzeitig wurden Psychothe-
rapeuten aufgefordert, Methoden zu
entwickeln und zu evaluieren, die die
Bedurfnisse und Ressourcen von
Menschen mit geistiger Behinderung
bericksichtigen.

= Es wurde eine intensive Kooperation
zwischen Psychotherapeutin / Psy-
chotherapeut und den padagogisch
tatigen Kolleginnen und Kollegen flr
erforderlich gehalten. Dies setze eine
Bereitschaft zur aktiven Mitarbeit vo-
raus, bestehe aber nicht auf dieser,
falls Klientinnen und Klienten ihr in-
formationelles  Selbstbestimmungs-
recht wahrnehmen und einer Infor-
mationswiedergabe  widersprechen.
Konkrete Modelle fiir eine Kooperati-
on wurden diskutiert.

= Es wurde darauf verwiesen, immer
wieder auf einschrankende Lebens-
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bedingungen von Menschen mit geis-
tiger Behinderung einzuwirken, die
das Risiko fiir psychische Stérungen
erhdéhten. Dabei komme es auf einen
gemeinsamen und wechselseitigen
Lernprozess von Klient / Klientin,
Therapie und Umfeld an.

= Es konne sinnvoll sein, Psychothera-
pie vor Ort anzubieten. Méglichkeiten
hierzu von Hausbesuchen und ausge-
lagerten Betriebsstatten einer Praxis
wurden diskutiert.

= Es wurden alternative Finanzie-
rungsmoglichkeiten flir Psychothera-
pie auBerhalb der Regelversorgung
diskutiert, z.B. Kostenerstattung bzw.
Uber das personliche Budget.

= Die Errichtung von MZEBs wurde kri-
tisch diskutiert, solange deren finan-
zielle Ausstattung eine angemessene
psychotherapeutische Versorgung
nicht abdecken kénne.

Die Folien zur einfihrenden Prasentation
kénnen bei Jan Glasenapp angefordert
werden unter praxis@therapie-und-

beratung.de

[] DR. JAN GLASENAPP
SCHWABISCH GMUND
WWW.THERAPIE-UND-BERATUNG.DE
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Ortliche Teilhabeplanung

Arbeitsgruppe 17
Ortliche Teilhabeplanung

Ortliche Teilhabeplanung zielt darauf ab, Un-
terstitzungssysteme an den 6rtlichen Sozial-
raumen auszurichten. Ausgehend von Erfah-
rungen der ZPE-Forschungsgruppe fir Teilha-
beplanung werden dazu der Reformbedarf im
Teilhaberecht und Ansatzpunkte zur Weiter-
entwicklung zur Diskussion gestellt. Wie kén-
nen die lokal tatigen Akteure im Rehabilitati-
onsgeschehen ihre Leistungen auf die Ent-
wicklung eines inklusiven Gemeinwesens
ausrichten? Welche Instrumente stehen zur
Verfiigung? Welchen Beitrag kénnen Einrich-
tungen fiir Menschen mit geistiger Behinde-
rung vor Ort dabei spielen?

Prof. Dr. Albrecht Rohrmann, Universitat Sie-
gen ZPE

Chancen einer ortlichen Teilhabepla-
nung

1. Das Unterstitzungsangebot flir Men-
schen mit Behinderungen mit einem
hohen alltaglichen Unterstitzungsbe-
darf ist nach wie vor durch eine Do-
minanz stationdrer Einrichtungen ge-
pragt. Dies steht in Spannung zu den
Vorgaben insbesondere des Artikels
19 der UN-Behindertenrechtskonven-
tion, der dem Ansatz der Inklusion
folgend flr ein selbstbestimmtes Le-
ben die gleichen Wahlmadglichkeiten
fir Menschen mit Behinderungen for-
dert und ausdriicklich den zwingen-
den Verweis auf besondere Wohn-
formen ablehnt. Die Aussagen lassen
sich in dhnlicher Weise auch auf die
Lebensbereiche der Bildung, der Ar-
beit, der Freizeit usw. Ubertragen.
Artikel 19 stellt in den Unterabschnit-
ten b) und c) heraus, dass dazu auf
der einen Seite dezentrale, flexible
und inklusionsorientierte Unterstuit-
zungsangebote notwendig sind und
auf der anderen Seite eine inklusive
Infrastruktur von Diensten und Ein-
richtungen, die fir die Allgemeinheit
nutzbar ist. Um die verschiedenen
Bereiche zusammenzuflihren und
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nach inklusiven Prinzipien weiterzu-
entwickeln, bedarf es einer 6rtlichen
Koordination und Planung, die derzeit
nur sehr begrenzt stattfindet.

Teilhabeleistungen, die auf einem
individuellen Rechtsanspruch beru-
hen, kénnen zur Inklusion beitragen.
Sie sind aber aus sich heraus allein
nicht in der Lage, eine inklusive Inf-
rastruktur zu entwickeln. Hierzu
muissen sie im Zusammenhang mit
gesetzlichen Vorgaben zur Barriere-
freiheit und mit anderen Ansatzen
zur Entwicklung eines inklusiven Ge-
meinwesens betrachtet = werden.
Kommunale Behindertenpolitik im
Kontext kommunaler Daseinsvorsor-
ge bietet einen Rahmen, um diese
unterschiedlichen Aufgaben Ubergrei-
fend zu bearbeiten.

Unter Federflihrung der Kommunen
kénnen die relevanten Akteure zu-
sammenwirken, um unter den jeweils
spezifischen lokalen Bedingungen ein
inklusives Gemeinwesen zu entwi-
ckeln. Menschen mit Behinderungen
sind auf dieser Ebene oft wirksam in
der Selbsthilfe organisiert und wer-
den durch kommunale Beirdte und
Behindertenbeauftragte in den kom-
munalen Strukturen vertreten. Dies
bietet gute Voraussetzungen, um
kommunale Teilhabeplanung partizi-
pativ und lernorientiert zu gestalten.

Auf lokaler Ebene kdnnen die Leis-
tungen der unterschiedlichen Rehabi-
litationstrager, die Unterstitzungs-
angebote im Bereich der Behinder-
tenhilfe und andere Angebote, die
von Menschen mit Behinderungen
genutzt werden, in ihrem Zusam-
menwirken beobachtet werden, um
daraus Schlussfolgerungen flur eine
Verbesserung zu ziehen. In einem lo-
kalen Planungsprozess kdnnen die
Erkenntnisse aus der individuellen
Planung von Hilfen fir die Entwick-
lung von Diensten und einer inklusi-
ven Infrastruktur in den Blick ge-
nommen werden.

94

5. Eine lokale Koordination der Hilfen
kann das Zusammenspiel von Hilfen
in den Blick nehmen, die gleichzeitig
oder in unterschiedlichen Phasen des
Lebenslaufs in Anspruch genommen
werden. Dadurch kdénnen insbesonde-
re in Situationen von Ubergdngen im
Lebenslauf Briche und Schwierigkei-
ten vermieden werden.

6. Unabhangig von der Zustandigkeit
fir und den unterschiedlichen Inte-
ressen an Beratungsangeboten ist es
maoglich, auf lokaler Ebene eine Ver-
netzung zwischen den verschiedenen
Stellen herzustellen, um eine flr po-
tenzielle Nutzer ubersichtliche und

wirksame Beratungslandschaft zu
entwickeln.
Literaturhinweis: Rohrmann, Albrecht;
Schéadler, Johannes u.a (2014): Inklusive

Gemeinwesen Planen. Eine Arbeitshilfe. Hg.
v. Ministerium fir Arbeit Integration und So-
ziales des Landes Nordrhein-Westfalen
(MAIS) Ministerium fiir Arbeit. Dusseldorf.
Online verfligbar unter
https://broschueren.nordrheinwestfalendirekt
.de/herunterladen/der/datei/inklusive-
gemeinwesen-planen-final-pdf/von/inklusive-
gemeinwesen-planen-eine-
arbeitshilfe/vom/mais/1638, zuletzt gepriift
am 29.06.2014.

n PROF. DR. ALBRECHT ROHRMANN
UNIVERSITAT SIEGEN

ZENTRUM FUR PLANUNG UND EVALUATION
SOZIALER DIENSTE (ZPE)

WWW.UNI-SIEGEN.DE/ZPE
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Case Management
und Teilhabeplanung

Arbeitsgruppe 18

Case Management und Teilhabeplanung
Menschen mit geistiger Behinderung mit
komplexem Unterstliitzungsbedarf bendtigen
vielfach Hilfen aus unterschiedlichen Unter-
stliitzungssystemen. Case Management will
Systemgrenzen fir eine passende Unterstit-
zung Uberwinden. Was kann Case Manage-
ment zur Planung und Umsetzung individuel-
ler Teilhabe beitragen?

Prof. Dr. Gudrun Dobslaw, Fachhochschule
Bielefeld

Zum Handlungskonzept Case Ma-
nagement

Der Einsatz von Case Management ist
sinnvoll, wenn eigene und informelle
Hilfen aufgrund der Komplexitat der
Probleme nicht mehr greifen oder wenn
das Versorgungssetting mit den unter-
schiedlichen Professionen zu komplex ist,
nicht verstanden werden kann oder ei-
gene Handlungskompetenzen fehlen.

Case Management als Handlungsansatz

<!
Professionelie F.’“% Informelle
Dienstleistungen ."

Netzwerke
I

EN

_—"r

Biirger-
schaftliches
Engagement

X Staatlich

A
ol garantierte
,"-VJ‘

Leistungen

Case Management als Handlungsansatz
basiert u.a. auf der Konzeption der Le-
bensweltorientierung nach Thiersch mit
einer hohen Wertschatzung fur die Le-
bensentwirfe der Klient*innen. Deshalb
werden neben professionellen Dienstleis-
tungen immer auch informelle Netzwerke
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in den Unterstitzungsprozess mit einbe-
zogen.

Mit dem Case Management wird das Ziel

verfolgt, die Selbstverantwortung der
Klient*innen zu unterstitzen (Em-
powerment), die Case Manager*innen

verstehen sich in der Rolle des Anwaltes,
die Interessen der Klient*innen stehen
immer im Mittelpunkt.

Teilhabe durch strukturiertes und
methodisches Vorgehen

Netzwerke identifizieren
und einbeziehen

Hilfeplanung
Monitoring/ Controlling

Angebotsstruktur

erschlieBen und steuern

Case Management beinhaltet dartber
hinaus immer ein strukturiertes und me-
thodisches Vorgehen, von der Kontakt-
aufnahme Uber das Assessment und die
Hilfeplanung zur Akquise und Verknlp-
fung von Unterstitzungsleistungen und
deren Kontrolle.

Der Konsens ist das erste Ziel!

Ziele des
Umfeldes (incl.
Hilfeplanerin/
Hilfeplaner)

Case Management wirde sich als ein
verbindliches Verfahren und Handlungs-
konzept fur die Teilhabeplanung anbie-
ten.
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Zusammenfassung der Diskussion

Es werden eine Reihe von Kritikpunkten

an der bisherigen Praxis der Teilhabepla-

nung und Umsetzung der Planung geau-

Bert, dazu gehdren u.a., dass

= Teilhabeplanungen immer interesse-
geleitet sind, weil jede Teilhabepla-
nung die potenzielle Akquise neuer
Klient*innen beinhaltet,

= die verbindliche und abgestimmte
Koordination von Dienstleistungen
schwierig ist, sowohl Organisations-
intern, vor allem aber auch Organisa-
tions-Ubergreifend.

Der Einsatz von Case Management ware
dann sinnvoll, wenn es in der regionalen
Versorgung gelange, Teilhabeplanung
unabhangig von Dienstleisterinteressen
zu organisieren und mit Entscheidungs-
kompetenzen auszustatten. Auch die

Finanzierung einer auf dem Konzept

Case Management aufsetzenden Teilha-

beplanung missten regional geklart

werden.

Dann bote die EinfiUhrung von Case Ma-

nagement eine Verbesserung von Teilha-

bechancen in den Lebensbereichen der

Betroffenen:

= Case Management bdte eine unab-
héngige Beratung.

» Unterstitzungsleistungen kdnnten
unabhdngig von Dienstleistern und
»all-inclusive®-Lésungen im Sinne der
Klient*innen unter Einbindung der
sozialen Netzwerke organisiert wer-
den.
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Menschen mit hohem Unterstit-
zungsbedarf kénnten von einer kon-
tinuierlichen Begleitung und der
Ubersetzerfunktion von Case Ma-
nagement profitieren.

Durch die konzeptionelle Ausrichtung
von Case Management bdéte sich die
Moglichkeit einer kritischen Ausei-
nandersetzung mit einer an Defiziten
ausgerichteten Planung.

Das Verfahren ware vorgegeben,
nicht die Instrumente wirden den
Ablauf der Teilhabeplanung dominie-
ren (Stichwort: ,ich muss noch den
Hilfeplan xy schreiben™); innerhalb
der Verfahrensschritte misste ent-
schieden werden, welche Instrumen-
te sinnvollerweise Berlcksichtigung
finden.

PROF. DR. GUDRUN DoOBSLAW
FACHHOCHSCHULE BIELEFELD
WWW.FH-BIELEFELD.DE
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Wie kann die Teilhabe von Menschen mit geistiger Behinderung
und komplexem Unterstlitzungsbedarf gesichert werden?
Zusammenfassung der Aussagen

der Teilnehmer_innen des Podiumsgesprachs
von Monika Seifert, Berlin

Teilnehmer_innen

Susanne Gbébel, selbststandig tatig
(»Klarsicht™), u. a. im Bereich Persdn-
liche Zukunftsplanung und personen-
zentriertes Denken und Handeln, und
Koordinatorin von ISL-
Empowerment-Schulungen, Kassel;
heute auf dem Podium als ,Sprach-
rohr® fir Martin Hackl, Bewohner ei-
ner Komplexeinrichtung in Bayern,
wegen Erkrankung nicht anwesend;
Norbert Miller-Fehling, Geschaftsflih-
rer des Bundesverbands fir korper-
und mehrfachbehinderte Menschen,
Dusseldorf;

Matthias Rdésch, Landesbeauftragter
fir Menschen mit Behinderung in
Rheinland-Pfalz, Mainz
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Dr. Matthias Schmidt-Ohlemann, Lei-
tender Arzt und Mitglied der Ge-
schaftsfihrung des Rehabilitations-
zentrums Bethesda, Kreuznacher Di-
akonie, und Vorsitzender der Deut-
schen Vereinigung flr Rehabilitation,
Bad Kreuznach

Prof. Dr. Michael Seidel, Vorsitzender
der Deutschen Gesellschaft fir seeli-
sche Gesundheit bei Menschen mit
geistiger Behinderung (DGSGB) und
des Arbeitskreises Gesundheitspolitik
der Fachverbande fiir Menschen mit
Behinderung, bis Ende 2014 Arztli-
cher Direktor von bethel.regional,
Bielefeld;

Dr. Monika Seifert, Vorsitzende der
Deutschen Heilpadagogischen Gesell-
schaft, bis 2010 Gastprofessorin an
der Katholischen Hochschule fiir So-
zialwesen Berlin

Moderation: Rudi Sack
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Leitfragen

Zielsetzung der Fachtagung war, die An-
forderungen an ein modernes Teilhaber-
echt zu prazisieren, das den Bediirfnis-
sen von Menschen geistiger Behinderung
und komplexem Unterstitzungsbedarf
Rechnung tragt. Im abschlieBenden Po-
diumsgesprach wurden wesentliche Eck-
punkte aus der Perspektive von Verant-
wortungstréagern aus dem Feld der Be-
hindertenhilfe und der Fachverbande
sowie aus der Sicht eines Landesbeauf-
tragten fir Menschen mit Behinderung
thematisiert. Im Fokus standen struktu-
relle, versorgungspolitische und leis-
tungsrechtliche Fragen sowie Mdglichkei-
ten der Partizipation von Menschen mit
schweren Behinderungen an Hilfepla-
nungsprozessen und in sozialpolitischen
Gremien.

Die Beitradge orientierten sich an den

Leitfragen der Tagung:

= Wie kobnnen in den jeweiligen Le-
bensbereichen und Lebenslagen Teil-
habechancen weiter entwickelt wer-
den?

= Welche teilhaberechtlichen Anforde-
rungen ergeben sich daraus fur die
Reform der Eingliederungshilfe ein-
schlieBlich der Schnittstellen zu ande-
ren Bereichen des Leistungsrechts?

= Welche fachlichen und leistungsrecht-
lichen Anforderungen gelten beson-
ders flir Menschen mit geistiger Be-
hinderung und komplexem Unterstut-
zungsbedarf?
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Einstieg:
Botschaften von Martin Hackl

Herr Hackl lebt seit seiner Kindheit in
einer Komplexeinrichtung. Er ist schwer
mehrfach behindert und kann nur unter-
stitzt kommunizieren. Die DHG hatte ihn
zur Durchfiihrung einer Arbeitsgruppe
zum Thema ,Teilhabewlinsche selbst
artikulieren™ eingeladen, mit Unterstit-
zung von Frau Gobel und seiner Kom-
munikationsassistentin, Frau Stubenvoll.
Leider ist er zwischenzeitlich schwer er-
krankt, so dass er seine Teilnahme ab-
sagen musste. Frau Stubenvoll kennt
Herrn Hackl seit 37 Jahren, davon rund
30 Jahre als Mitarbeiterin der Einrich-
tung, in der er lebt. Seit Beendigung
ihrer Arbeit dort begleitet sie ihn als
Kommunikationsassistentin.

Frau Gobel liest — mit Zustimmung von
Herrn Hackl - einige Texte von ihm zum
Tagungsthema vor, die zwischen 2006
und Dezember 2014 (Ausbruch seiner
Erkrankung) entstanden sind und auch
Veranderungen seiner Sichtweisen in
diesem Zeitraum dokumentieren. Wah-
rend der Podiumsdiskussion wurde ein
Foto von ihm an die Wand projiziert.

Sommer 2006

,morgen packe ich mich wieder in die einrich-
tungswundertiite
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das heisst leben mit zwei lange entstandenen
ichs. ein ich lebt die pldne die fiir mich ge-
schrieben sind. ein ich benutzt die pausen um
die fehler auszubessern die mich verdndern.
deshalb sind die langen leeren zeiten wichtig.

ich rechne

4 stunden taglich damit ich (berlebe - essen
und pflege

1 stunde tdglich mit schweigsamen wgbe-
wohnern - ich stehe irgendwo zuféllig rum

1 stunde férdern was meinem kérper gut tun
soll - ich liege irgendwie herum

1 stunde téaglich bildung durch fernsehroulet-
te und alte zeitungen- zufall heisst was mir
die mitarbeiter wie lange (berlassen

20 minuten taglich direkt angesprochen sein
- das tust du, man fragt mich ohne chance
auf antwort.

der rest ??7?
ein kalendertag hat 24 stunden.

meine arbeit passiert in den leeren zeiten -
ich denke, ich plane lebensméglichkeiten, ich
trdume. im leben draussen werden viele
menschen genau daflir hoch bezahlt. ich
bringe die ergebnisse nie gewinnbringend ein
keiner hat etwas davon fiir den sozialstaat
bin ich ein minusposten.

ich lebe gerne sogar in der einrichtung und
ich liebe die mitarbeiter die sich um mich
sorgen. heimat ist ein grosser begriff. ich bin
im heim zuhause.

fir mich sorge ich wenn ich denke plane und
trdume. ich brauche neuen denkstoff. dafir
kénnten menschen draussen sorgen.

immer nur einrichtung setzt stédndig das glei-
che gedankenkarussell in bewegung. ein
volksfest mit nur einem karussell ist langwei-
lig oder? achterbahn riesenrad schiessbuden
und schiffschaukeln nicht zu vergessen geis-
terbahn und spiegelkabinett geben einem
volksfest die richtige stimmung. in bayern
braucht es auch das bierzelt unbedingt.

ich lese gerne. meine post bekomme ich ge-
zeigt. antworten ist nur selten mdglich weil
die einbahnstrasse kommunikation in der
einrichtung noch nicht in beide richtungen
gedffnet ist. aber verkehrsplanungen und
strassenfiihrungen dndern sich manchmal."

Méarz 2009:

.wer hier lebt erlebt auch den stress. ich be-
obachte gut wieviel last die tédglich haben. die
last ist intern. man mdchte entlasten. meine
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I6sung ist mathematisch. mehr personen
mehr arbeit. ich versuche arbeit zu ersparen.

kunst ist jederzeit neu lberlegen ob ich zu-
frieden bin.

kennst du jemand, der mit éffentlichem dngs-
tepotential umgehen kann? nur die &dngste
der [Mitarbeiter] sind das problem. lernte oft
leid entsteht nicht wegen meiner angst. nur
ich liebe die hoffnung auf dnderung nicht die
profis."

Oktober 2009:

,mein rollstuhlleben habe ich damals [im
Sommer 2006] zum 1. Mal fremden erzahlt.
mochte den text einrichtungswundertiite
damals gerne aber beurteilung im heim war
negativ.

mutig bin ich aber sind sie tolerant? jeder hat
mehrere blickwinkel. das ist nur einer von
vielen.

mit mir ist vieles passiert seit damals. bin ein
anderer geworden seit kontakt nach draussen
sicher ist.

mit kontrast (blich bedenke ich licken im
leben bilden sich wenn ordnung plétzlich zer-
bricht. unterwegs zum kommunikationsmen-
schen hab ich viele liicken erlebt. (ble und
gute. oOfter gute weil nachdenken erst méglich
ist fiir mich wenn ich nix zu tun habe. locker
plaudern hat prioritat. ich mag viel héren was
ich nicht selber tun kann. oft nur luftig den
anderen kennenlernen.

mir ist das superwichtig dass padagogen ler-
nen wie man programm im alltag spassbrin-
gend verpackt. Ich will spass im leben unge-
plant erleben.

Kein termin ist besser als frohlichkeit im rich-
tigen moment und zorn und rger wenn man
ihn verdient hat. leben mit gefiihl eben.

ich sagte immer planung ist ein mérder. moér-
der gehéren hinter gitter. und lastige planer
dazu. ich méchte plédne niemals sehen und
denken kénnen. ich lebe spontan nicht orga-
nisiert.

winsche kommen von innen, aber etwas
einfach nur zu wollen, kommt oft aus dem
ablauf und ist angepasst an die bediirfnisse
der wohngemeinschaft. erwarte zuséatzlich
angebote draussen.

ich bin stundenlang beim beobachten nur
[Mitarbeiter] kénnen nicht arbeiten und be-
obachten. es passiert nie was ohne grund.
alle handeln ehrlich. zuerst war [bei mir]
heilloser zorn und gebriill. ignoranz der pfle-
gemitarbeiter gegenliber gebriill liess mich
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verstummen. ich war beleidigt ziemlich lang.
als ich eingefiigt war fingen sie an mich zu
mdégen. dann erst war ich freiwillig geduldig."

Juni 2012:

,ich denke mein leben ist nie meins gewesen.
ich will es finden. éfter behalten was gut ist
und niemand kann mir das nehmen. aber
wegwerfen kénnen was ich nicht mehr will.
aber die anderen halten daran fest."

Mérz 2014:

,hicht suchen muss man die vielfalt sondern
wahrnehmen und akzeptieren. das ist inklusi-
on. jedem zuteilen was ihn gliicklich macht.
kennenlernen &ndert die fremdheit aber nicht
das anderssein. mit genligend respekt ange-
sprochen werden. ich sage einer der behin-
dert aussieht ist genauso wichtig wie angela
merkel.

fir intern gibt es viele I6sungen mal schlecht
mal gut. lohnt es die politik zu informieren
dass inklusion hier bedeutet jedem einen
lehrer zu geben der ihm das leben lehrt?

monate sind hier wie jahre. ich teste was.
lohnt sich es anzufangen oder nicht. ich be-
ginne immer neu. ohne zuversicht ist leben
eine tagesgeschichte und muss darum stets
fordernd sein. werten hat keinen sinn fir
mich. ich kann nur jeden tag meine gefiihle
abends abhaken. herrlich bereit sein ist mei-
ne aufgabe im leben und den augenblick nut-
zen.

bedenkt alle was passiert wenn ich jeman-
dem nicht erlaube zu mir zu kommen. ich
muss es erlauben sonst hassen sie mich als
arrogant und stur. verachtet werden kann
man sich im heim nicht leisten.

ich bin nicht lberall dabei. ich moéchte éfter
dabei sein wenn die mitarbeiter diskutieren.
es geht um mein leben hier."

Dezember 2014:

,nur mich ruhig finden sie eine lobenswerte
arbeit. wenn ich lebendig sein durfte ist der
Ubermut nicht zum bremsen gekommen. ich
war entwlirdigt ob ich so oder so war. da ist
trdumen die l6sung. wer trdumt kann nicht
aussprechen was er im leben will! grund ge-
nug sich nicht menschlich zu fiihlen.™
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Teilhabe fordernde
personzentrierte Unterstiitzung

Frau Gébel, Moderatorin im Feld der Per-
sonlichen Zukunftsplanung, halt es flr
wichtig, dass Professionalitdat im Umgang
mit Menschen mit komplexem Unterstit-
zungsbedarf auch den Aufbau und das
Leben von Beziehungen umfasst: ,Es ist
fir mich nicht immer Professionalitat,
Distanz zu haben, weil damit mache ich
Menschen kaputt, gerade wenn jemand
sehr wenig Menschen in seinem Leben
hat." Solche langerfristigen ,ehrlichen®
Beziehungen sollten institutionell gewdur-
digt und unterstitzt werden, z. B. ein
persénlicher Unterstitzungs- und Freun-
deskreis. Politisch sei ein unabhangiges
Case-Management und der Anspruch auf
ein Angebot der Zukunftsplanung als
eine freiwillige Madoglichkeit, Uber sein
Leben nachzudenken oder Freundeskrei-
se aufzubauen, zu verankern. ,Aber das
Wichtigste ist eigentlich, dass wir — und
da ist mir egal ob ich Profi, Familienan-
gehodriger oder wer auch immer bin -
dass wir kein ,Wir und Jene“-Denken
haben [...], dass wir das ersetzen durch
eine Sprache von uns allen.

Solange wir, die wir denken, dass wir
diesen Personenkreis unterstliitzen und
uns Inklusion fir ihn wiinschen und ein-
fordern, solange wir, in unserer Nach-
barschaft, in unseren Vereinen, in unse-
ren Gemeinden, in unserem Freundes-
kreis, keine Menschen haben, die wie
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Martin sind [...], solange wir das noch
nicht haben und als natlrlich sehen -
wie wollen wir das denn von der Gesell-
schaft und von anderen einfordern? [...]
Es ist nicht der Mensch mit dem komple-
xen Unterstlitzungsbedarf, sondern Mar-
tin, der einen unglaublichen Humor hat
und gerne Italienisch essen geht, mit
dem es SpaB macht wegzugehen."

~Restgruppen" in
~Resteinrichtungen™?

Als Vertreter einer GroBeinrichtung be-
statigt Herr Dr. Schmidt-Ohlemann, Lei-
tender Arzt der Kreuznacher Diakonie,
die Gefahr, dass Menschen mit hohem
Hilfebedarf im Kontext von Dezentralisie-
rungs- und Ambulantisierungsprozessen
als ,Restgruppen®™ in den Institutionen
verbleiben. Er gibt aber zu bedenken,
dass die Begriffe auch von Gegnern der
Inklusion genutzt werden, ,indem man
sagt, wenn man madglichst viele Leute
mit etwas geringerem Unterstitzungsbe-
darf ausziehen lasst, dann schafft man ja
eine Restgruppe, das dirfe man nicht".
Zum andern sei die skizzierte Entwick-
lung zur ,Resteinrichtung™ nicht so
zwangslaufig wie oft dargestelit.

Zwar werden die ambulanten Unterstit-
zungsangebote (berwiegend Menschen
mit geringerem Unterstitzungsbedarf
gemacht, man misse das jedoch nicht
akzeptieren, es gebe Gestaltungsspiel-
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raume. So wurde zum Beispiel im Rah-
men des Dezentralisierungsprozesses der
Kreuznacher Diakonie eine feste Verab-
redung mit dem Land Rheinland-Pfalz
getroffen, ,dass die Schwere der Behin-
derung Uberhaupt nicht entscheidend
daflr ist, ob jemand in eine dezentrale
Einrichtung, die weit woanders liegt als
die Kerneinrichtung, umziehen kann oder
nicht. Das heiBt, es ist durchaus maglich,
daflir zu sorgen, dass auch Leute mit
sehr hohem Unterstiitzungsbedarf auch
in dezentralere, kleinere Einrichtungen
umziehen."

Eine SchlieBung von Zentraleinrichtun-
gen hatte nach Meinung von Herrn Dr.
Schmidt-Ohlemann flir viele Menschen
mit hohem Unterstitzungsbedarf zur
Folge, dass sie in die Altenhilfe abwan-
dern. ,Wir haben uns inzwischen be-
miht, mit der Heimaufsicht einen Kon-
trakt herzustellen, dass grundsatzlich
Leute unter 60 zunachst mal nicht in die
Einrichtungen der Altenhilfe gehdren,
und das scheint sich so langsam zu be-
wahren, das heiBt, dort wird aktiv dage-
gen gesteuert." Das sei jedoch nicht
selbstverstandlich, wie die Erfahrung mit
einer benachbarten Altenhilfeeinrichtung
zeige, die junge Leute mit Schadelhirn-
trauma aufgenommen habe.

Leben in der Gemeinde -
strukturelle Herausforderungen

Nach Einschatzung von Frau Dr. Seifert,
Vorsitzende der Deutschen Heilpdadagogi-
schen Gesellschaft (DHG), verlaufen die
Dezentralisierungsprozesse in den GroB-
einrichtungen sehr unterschiedlich. Nicht
Uberall wirden Menschen mit schweren
Beeintrachtigungen selbstverstandlich
Wohnméglichkeiten in der Gemeinde
zugestanden, abhangig vom Denken, das
die Handlungsstrategien der Einrichtung
pragt. Fehlende Motivation zur Verande-
rung tradierter Strukturen koénne sich
nachteilig auf die Gestaltung gemeinde-
integrierter Wohnsettings fiir diesen Per-
sonenkreis auswirken.
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Inklusion durfe nicht allein auf der struk-
turellen Ebene realisiert werden, durch
Schaffung von Wohnangeboten in der
Gemeinde. Im Kern gehe es um die sozi-
ale Einbindung, die zu férdern fir Mitar-
beitende aus groBen Einrichtungen meist
ein ungewohntes Aufgabenfeld sei. ,Ich
habe manchmal den Eindruck, dass sie
auch nicht ausreichend vorbereitet in die
Gemeinden gehen, dass die sozialrdumli-
chen Bedingungen nicht vorab erkundet
und hinsichtlich ihrer Passung fir den
Personenkreis bewertet wurden: Was
gibt es an Angeboten? Wo miussen wir
uns engagieren? Wo mussen wir Koope-
rationen eingehen? Nur so kann die Ein-
bindung in die Gemeinde gelingen. Meine
Idealvorstellung ist, nicht langer Einrich-
tungen zu schaffen, in denen nur Men-
schen mit hohem Hilfebedarf leben, die
von AuBenstehenden nicht als Nachbarn
wahrgenommen werden, sondern Wohn-
angebote, die unterschiedlichen Hilfebe-
darfen Rechnung tragen, zum Beispiel
eine Gruppe mit schwerer behinderten
Menschen, eingebunden in eine Haus-
gemeinschaft. [...] Das muss die Rich-
tung sein. Und wenn wir viele solche

Beispiele schaffen, dann hat die Bevdlke-
rung endlich die Chance, auch diesen
kennenzulernen,
auffallige

auch
Verhaltensweisen

Personenkreis
wenn er
zeigt."

In diesem Zusammenhang miuisse der
Blick auch auf jene Menschen mit schwe-
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ren Behinderungen gerichtet werden, die
aus den Familien kommen und einen
geeigneten Wohnplatz suchen. Immer
noch werde nach dem Prinzip der Platzie-
rung aus der ,Kompetenzperspektive"
verfahren (im Sinne von ,deine Fahigkei-
ten entscheiden dartber, wie du leben
kannst"), nicht nach der ,Blirgerperspek-
tive", die besagt, dass jeder das Recht
hat, so zu leben, wie er mochte, ver-
gleichbar mit anderen Blrgerinnen und
BlUrgern. Das Teilhabeparadigma und das
Wunsch- und Wahlrecht hinsichtlich der
Wohnform gelten fir alle, unabhangig
von Art und Umfang des Unterstiit-
zungsbedarfs. Der gegenwdrtige Mehr-
kostenvorbehalt stehe der Verwirkli-
chung dieses Rechts entgegen und sei im
neuen Teilhaberecht abzuschaffen.

Regionale Versorgung

Herr Dr. Schmidt-Ohlemann sieht in der
Verfligbarkeit von speziellen Diensten
eine wichtige Voraussetzung fiir das Le-
ben von Menschen mit komplexem Un-
terstiitzungsbedarf in der Gemeinde.
Bislang sei es noch nicht gelungen, sie
flachendeckend dort bereitzustellen, wo
sie bendtigt werden: ,Wir stehen also
vor der Frage der Organisation von
Fachdiensten, und wir haben uns be-
muiht, zum Beispiel im gesundheitlichen
Bereich, im Bereich der speziellen Reha-
bilitationspflege und auch der Therapien,
immer daflir zu sorgen, an jedem Stand-
ort ziemlich das gleiche Angebot vorzu-
halten, wie es auch in der Zentrale sozu-
sagen moglich war. Das ist ein erhebli-
cher logistischer Aufwand, das kostet
Geld, und es setzt noch einmal eine ganz
andere Planung voraus, namlich: Wie
mache ich das, wenn das 100 Kilometer
weiter weg ist?

Also das ist eine entscheidende Frage:
Gelingt es uns, die Fachlichkeit in die
Peripherie zu bringen? Denn darauf sollte
jemand nicht verzichten missen. Das
muss man sich auch klar machen: Wenn
jemand in guter Nachbarschaft lebt,
dann heiBt das noch lange nicht, dass er
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deswegen bestimmte fachliche Unter-
stlitzung nicht bendtigt. Denken Sie an
das Beispiel der Unterstiitzten Kommuni-
kation, der gezielten Hilfsmittelversor-
gung, und so weiter und so fort. Wenn
wir die Mdoglichkeit der Erhaltung oder
Verbesserung der Optionen fir Teilhabe
ernst nehmen wollen, dann missen wir
quasi diesen Anteil mit bedenken.”

Unabhangig von der Gestaltung geeigne-
ter Lebensrdume in der Gemeinde sollten
angesichts einer zunehmend unuber-
sichtlicher werdenden Welt, die nicht nur
bei Menschen mit Behinderung Angste
auslose, die Mdoglichkeiten von GroBein-
richtungen zur Reduzierung der Komple-
xitdt nicht auBer Acht gelassen werden
und bei der Wahl des Wohnorts Bertck-
sichtigung finden: ,Man kann ja sagen,
was man will, gegen GroBeinrichtungen
- sie stellen auch eine Mdglichkeit der
Komplexitatsreduktion dar. Ich will das
jetzt bitte nicht als Apologie verstanden
wissen, aber wenn wir personorientiert
denken wollen, missen wir auch das in
den Blick nehmen."

Gesundheitspolitische
Konsequenzen

Herr Prof. Seidel, Vorsitzender der Deut-
schen Gesellschaft fiir seelische Gesund-
heit bei Menschen mit geistiger Behinde-
rung (DGSGB), stellt die derzeit mangel-
hafte gesundheitliche Versorgung von
Menschen mit hohem Unterstitzungsbe-
darf im Sozialraum in den Mittelpunkt.
So hatten sich Anfang der 1990er Jahre
manche Mitarbeitende in groBen Behin-
derteneinrichtungen, so auch in Bethel,
fir eine Abschaffung der kostenintensi-
ven Fachdienste ausgesprochen. Man
glaubte, die notwendigen Unterstlt-
zungsleistungen von Arztinnen und Arz-
ten, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten im Regelversorgungssystem
bekommen zu kdénnen. Die tatsachlichen
Erfahrungen mit dem Regelversorgungs-
system, das vor allem nicht auf die
Gruppe der schwer und komplex behin-
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derten Menschen eingestellt ist, sind oft
andere: ,Wir haben ja nicht geahnt, wie
schwer es ist, in den dezentralen Stand-
orten und unter den Bedingungen der
Ambulantisierung die notwendigen Hilfen
zu organisieren. Wir bekommen keinen
richtigen arztlichen Kontakt, wir bekom-
men keine ausreichende facharztliche
Versorgung, wir kriegen keine Psycho-
therapie in dem Umfang, wie sie not-
wendig ist, wir kommen nicht an die um-
fassende Physiotherapie und so weiter
ran.”

Die bisherigen Anstrengungen der arztli-
chen Standesorganisationen der Arzte,
namentlich der Arztekammern und der
Kassenarztlichen Vereinigungen, zur
Verbesserung der Situation zeigen bis-
lang erst noch wenig Wirkung, ,weil die-
se Versorgung komplex, schwierig, sehr
aufwendig ist und nicht aufwandsgerecht
vergitet wird". Viele einschlagige Fort-
und Weiterbildungsangebote gehen ins
Leere, weil es bei vielen Arztinnen und
Arzten noch nicht angekommen ist, dass
sie auch fur behinderte Patienten da sein
und sich darauf fachlich vorbereiten
mussen. Das heiBt, nicht nur die Motiva-
tion misse gestarkt werden, auch die in
der Gesundheitspolitik und in der Selbst-
verwaltung des Gesundheitswesens ver-
antworteten Bedingungen seien ent-
schieden zu verbessern.
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Herr Prof. Seidel fordert, das medizini-
sche Regelversorgungssystem zu qualifi-
zieren und strukturell, organisatorisch
und finanziell besser aufzustellen, um
Menschen mit besonderen Hilfebedarfen
gerecht zu werden. Notwendig seien in
Analogie zu den Sozialpadiatrischen Zen-
tren regional ausgerichtete medizinische
Behandlungszentren fir Erwachsene mit
geistiger oder mehrfacher Behinderung,
wie sie in § 119c des Gesetzentwurfs zur
Starkung der Versorgung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) vorge-
sehen sind.

Weiterentwicklung
der Eingliederungshilfe

Herr Miller-Fehling, Geschéaftsflihrer des
Bundesverbands flir kérper- und mehr-
fachbehinderte Menschen, stellt klar,
dass das bisherige System der Behinder-
tenhilfe dahingehend weiterzuentwickeln
ist, dass Menschen mit Uberschaubarem
Unterstlitzungsbedarf und mit komple-
xem Unterstlitzungsbedarf in einem ein-
heitlichen System der Eingliederungshilfe
ihre Teilhabe und Selbstbestimmung rea-
lisieren kénnen. Eine grundlegende For-
derung der Fachverbdnde zielt auf die
Sicherung der Beratung und Unterstut-
zung im Prozess der Ermittlung und
Feststellung des Hilfebedarfs: ,An dieser
Stelle werden sich die Reformbemihun-
gen messen lassen muissen. Ich kann
nicht auf der einen Seite sagen, wir
stimmen Uberein, dass wir ein partizipa-
tiv ausgerichtetes Bedarfsfeststellungs-
verfahren haben wollen, aber die Ver-
haltnisse das eigentlich gar nicht ermdg-
lichen. Deshalb muss die Seite, die am
schwachsten ist, und das ist nun mal die
Seite behinderter Menschen, dadurch
gestarkt werden, dass sie Beratung und
Unterstlitzung erfahrt. Das ist fUr uns ein
ganz zentraler Punkt."

Als weiteren Aspekt nennt Herr Miller-
Fehling den Bereich Pflege/ Eingliede-
rung. Fir Menschen mit hohem Unter-
stitzungsbedarf sollten im kinftigen
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Konzept der ambulanten Versorgung
neue Elemente aufgenommen werden,
die bei gleichbleibender Grundstruktur
Versorgungssicherheit herstellen. Dabei
sei die Verknipfung von Pflege und Ein-
gliederung so zu gestalten, dass sie auch
lebensweltlich erbracht werden kann:
,Die Vorstellung, dass fir die eine Ver-
richtung ein Pflegedienst rangeschafft
werden muss, wahrend die Unterstit-
zung zur Teilhabe von jemand anders
erbracht wird, dass Leistungserbrin-
gungsbedingungen, Dokumentationsver-
pflichtungen aneinander vorbeilaufen,
also diese Vorstellung ist mir, wenn ich
mir die Alltagsgestaltung, das Leben in
einer Wohngruppe oder auch von einem
Menschen mit schweren Behinderungen
anschaue, unertraglich.”

FUr diejenigen, die schon jetzt mit den
beiden Systemen nebeneinander zu-
rechtkommen, solle das auch zukinftig
madglich sein, flr die anderen sei ein in-
tegriertes Konzept zu entwickeln: ,Das
kostet heute das Geld der Sozialhilfetra-
ger und morgen Geld der Pflegeversiche-
rung. Im Koalitionsvertrag ist festge-
schrieben, dass die Beitrage der Versi-
cherten nicht zur Entlastung der Sozial-
hilfetrager eingesetzt werden sollen. Das
heiBt, die Pflegeversicherung wartet
nicht darauf, dass ihnen 120.000 Men-
schen mit einer Pflegestufe - zuklnftig
werden es noch mehr sein, wenn der
neue Pflegebedirftigkeitsbegriff umge-
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setzt wird - als zusatzliche Leistungs-
empfanger ins Haus gestellt werden. Das
wird nur funktionieren, wenn der Bund
mit Steuergeldern die Pflegeversicherung
in die Lage versetzt, diese zusatzlichen
Leistungen in einer GréBenordnung von
rund 1,5 Milliarden Euro zu erbringen.
Nur so wird ein integriertes Konzept von
Eingliederungshilfe und Pflege ermdglicht
werden kénnen."

Partizipation der Menschen mit
hohem Unterstiitzungsbedarf

Hinsichtlich der Funktion von Behinder-
tenbeauftragten im Kontext der Weiter-
entwicklung der Eingliederungshilfe zu
einem modernen Teilhaberecht sieht
Herr Résch, Landesbeauftragter fiir Men-
schen mit Behinderung in Rheinland-
Pfalz, seine Tatigkeit im Kontext zweier
Rollen, die er in seiner Person integriert.
Als selbst Betroffener kenne er die Ab-
hangigkeit, die den Lebensalltag von
Menschen mit hohem Hilfebedarf pragt,
auch aus seiner eigenen Situation, da er
auf Grund seiner Behinderung auf Assis-
tenz angewiesen ist. Zugleich habe er als
Beauftragter fur die Belange von Men-
schen mit Behinderung die Aufgabe, sich
fur die selbstbestimmte Lebensfiihrung
und die Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft einzusetzen: ,Natirlich weiB ich,
dass es von den Rahmenbedingungen
abhangt, inwieweit ich selbstbestimmt
leben kann und ob diese Abhdngigkeiten
fir mich wirksam werden oder nicht. Das
sind die beiden Rollen und Funktionen,
die ich auch spire. Aber das ist auch
eine Sache der Kommunikation - die
Kommunikation von Seiten der Men-
schen mit Behinderung und dem Umfeld
in Politik, in Verwaltung hinein, aber
auch Sachen erklarbar machen, wie
Verwaltung, wie Politik denkt, und wie
die Rahmenbedingungen auch ein Stick
weit sind, auch zu den betroffenen Men-
schen hin."

Er erwadhnt Dezentralisierungsprojekte
der Kreuznacher Diakonie im Hunsrick,
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bei denen es gelungen sei, den Gesamt-
kontext mit seinen Chancen und Heraus-
forderungen in den Blick zu nehmen,
zum Beispiel den demografischen Wan-
del: ,Da macht sich jede Gemeinde im
Hunsrick ein Stick weit Gedanken: Wie
kriegen wir unsere Versorgung, vom Ein-
zelhandel Uber die gesundheitliche bis
zur Mobilitat, tberhaupt hin? Ein anderes
Dezentralisierungsprojekt, was ich hoch
spannend finde, von der Kreuznacher
Diakonie, findet in Mainz-Gonsenheim
statt: Mitten im Quartier, vollkommen
gemischte Wohnformen, Behinderte und
Nichtbehinderte, Familien, Junge, Alte
und so weiter, wohnen zusammen in
einer Struktur, wo es alles Mégliche gibt
in der Umgebung, auch barrierefreie
Strukturen - das sind ganz andere Vo-
raussetzungen."

Von zentraler Bedeutung sei die Frage,
auf welche Weise Menschen mit hohem
Unterstlitzungsbedarf ihre Interessen
artikulieren koénnen: ,Natilrlich machen
wir uns auch im Landesbehindertenbeirat
mit 55 Mitgliedern (da ist alles dabei -
Wohlfahrt, Trdger, Selbstvertretung)
Gedanken und fassen Beschlisse und
haben auch ein Grundsatzpositionspapier
gebilligt zu Menschen mit hohem Unter-
stitzungsbedarf, wo das sehr gut be-
schrieben ist, auch was die Bedarfe sind,
um welche Personen es geht, was es flr
Hilfebedarfe sind. Aber wenn es nach
auBen kommuniziert wird und in die Poli-
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tik, dann weiB man nicht: Wer spricht
hier mit welchen Interessen? Sind es die
Einrichtungstrager, die ein Stick weit
auch fir ihre strukturellen Interessen
sprechen? Natlrlich sind die Elternver-
bande stark, aber da weiB man nie: Wo
ist da gerade die Rolle, wo sind die Inte-
ressen, die hier gerade artikuliert sind
(das, was die Elternrolle ist, oder das,
was die Bedarfe der Menschen mit Be-
hinderungen sind)? Hier ist viel mehr
darauf zu schauen und die Kommunika-
tion zu ermdglichen.®

Herr Résch pladiert fir die Aufnahme der
Personlichen Zukunftsplanung in die in-
dividuelle Teilhabeplanung von Menschen
mit Beeintrachtigung, von denen gesagt
wird, dass sie ihre Interessen nicht
selbst vertreten koénnen. ,Wir missen
das noch starker ermdglichen, dass Men-
schen, die wir nicht so héren kénnen, die
nicht auf die Ubliche Weise, wie wir es
gewohnt sind, ihre Interessen vertreten
kdénnen, dass die zur Sprache kommen.

Deutsche
Hellpddagogische
Gesellschaft g .

Hilfen fir Menschen mit geist;
und hohem Unte LICEher
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Und deswegen brauchen wir viel mehr
von diesen Statements in den ver-
schiedensten Gremien oder bei Fachta-
gungen, wie wir sie eben am Anfang von
Susanne Gobel gehdért haben, [..] ndm-
lich aus der Perspektive, aus quasi einem
Sprachrohr von Menschen mit Beein-
trachtigung, die wir sonst nicht wahr-
nehmen, die man nicht hort in den Gre-
mien. Das zu héren ist so wichtig."

Behinderung

rstitzungsbedarf
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DHG-Preis: Arbeit ist Vielfalt
Prasentation der DHG-Preistrager!

Presseerkléarung vom Januar 2014

DHG-Preis
Arbeit ist Vielfalt!

Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit spezifischem
Unterstitzungsbedarf

Vier Preistriager ausgezeichnet

Arbeit und Beschaftigung haben im Leben jedes Menschen eine zentrale Bedeutung. Bei
Menschen mit geistiger Behinderung steht dabei nicht die wirtschaftliche Verwertbarkeit
im Vordergrund. Es geht vielmehr um Sinn erflillende und Sinn gebende Tatigkeiten -
hdufig in unterstltzender Kooperation mit anderen durchgefiihrt. Arbeit und Beschafti-
gung vertiefen, erweitern und pragen die Auseinandersetzung einer Person mit ihrer so-
zialen und kulturellen Umwelt. Sie stiften soziale Beziehungen, Identitat und Sinn und
sind eine Quelle von sozialer Anerkennung und gesellschaftlichem Status.

Der DHG-Preis ,Arbeit ist Vielfalt" wiirdigt innovative Projekte, die sich auf erwachsene
Menschen mit spezifischem Unterstitzungsbedarf beziehen und die eine auf Arbeit und
Beschaftigung ausgerichtete Teilhabe am Arbeitsleben dieses Personenkreises férdern
und bereits in die Praxis umgesetzt haben.

Die Verbindung von arbeitsweltbezogener Tatigkeit mit dem Bedlirfnis nach Selbstver-
wirklichung und Anerkennung ist flir diesen Personenkreis nur unter erschwerten Bedin-
gungen einzulésen. Dem kann entgegengewirkt werden, wenn Arbeit als Prozess begreif-
bar und gestaltbar wird, der sowohl geistig-mentale als auch praktische und gegen-
standsbezogene Anteile integriert.

Die Rahmenbedingungen der Beschaftigung missen dem jeweiligen Entwicklungsstand
entsprechend gestaltet sein. Dies erfordert auch im Alltag von Einrichtungen und Organi-
sationen sowie an unterschiedlichsten Arbeitsplatzen eine Verstdndigung Uber einen Ar-
beitsbegriff, der Arbeit als Vielfalt versteht und entsprechende Arbeitsmdglichkeiten und
Teilhabechancen vorsieht. Sinnerfillte Arbeit und Beschaftigung von Menschen mit spezi-
fischem Unterstitzungsbedarf erfordern individuelle Rahmenbedingungen und kreative
Umsetzungsideen.

Die Deutsche Heilpadagogische Gesellschaft suchte gute Umsetzungsbeispiele wie z.B.

e innovative Projekte zur Gestaltung von Arbeits- und Beschaftigungsplatzen

e Beispiele aus den Bereichen berufliche Bildung und Weiterbildung

e Beispiele aus dem Bereich arbeitsbegleitende MaBnahmen

e Arbeits- und Beschaftigungsangebote, die soziale und kulturelle Beziehungen ermdgli-
chen

1 Eine Dokumentation zu den mit DHG-Preisen ausgezeichneten Projekten ist als eigene DHG-Schrift geplant.
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e Arbeits- und Beschaftigungsangebote, die den gesellschaftlichen Austausch, das Zu-
sammenarbeiten, die Begegnung und das Zusammenleben von Menschen mit und
ohne Behinderung erméglichen

e individuelle Arbeits- und Beschaftigungsangebote, die ggf. auch durch eine besondere
Gestaltung sonst ausgegrenzten Personen die Aufnahme von Arbeitstadtigkeiten er-
maoglichen

Jury:

Prof. Dr. Iris Beck, Universitat Hamburg

Dipl.-Soz. Pad. Ursula Riebeling, Hamburg

Dr. Werner Schlummer, Universitat zu Koéln

Prof. Dr. Karin Terfloth, Katholische Hochschule Freiburg

27 Bewerbungen wurden fiir den DHG-Preis ,Arbeit ist Vielfalt" eingereicht.
Die Jury hat sich fiir vier Preistrager entschieden.

1. Preis: Auf Achse - Spezialisten fiir Hamburg

Arbeitsmoglichkeiten flir Menschen mit hohem Unterstiitzungsbedarf an Orten des regu-
laren Arbeitslebens

Wibke Juterczenka, Miriam von Jarmersted
Leben mit Behinderung, Hamburg

2. Preis: Kaufhaus Ran & Gut
Detlef Boie, Juliane Geuke

Das Rauhe Haus, Hamburg

3. Preis: Arbeitsweltbezogene Teilhabe fiir Menschen mit schwersten und
mehrfachen Behinderungen

Heinz Becker
Arbeiter-Samariter-Bund, Bremen

3. Preis: Biiro fiir Unterstiitzte Kommunikation

Miriam Kortmann

Kooperationsprojekt von Bethel regional, Dortmund

und den Werkstatten der Arbeiterwohlfahrt Dortmund GmbH (WAD)
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2. Preis
Kaufhaus Ran & Gut
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3. Preis
Arbeitsweltbezogene Teilhabe
fir Menschen mit schwersten und mehrfachen Behinderungen

30.1.2015
Heinz Becker

Arbeiter-Samariter-Bund Bremen
Tagesforderstatte
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Ankundigung DHG-Preis 2015
Leben im Alter gestalten

pHG-Preis
2015

Ledian im ANEF
gestalten .
inmovative
A Beispiale, die eine selbstbes tir.nmﬂ"
sen e Ml Twilhabe von Manschen mit geistiger
gt i Bshurcier g " terstitzungs-
i e Eehindarung und hohem Unterstl
U gt badarf im .ﬂ.ILE'r =|chgn‘| ur‘rl:f erweiten.

Der DHG-Preis wirdigl

Die Deutsche Heilpadagogische Gesellschaft stellt ihren diesjahrigen Preis unter das
Thema ,Leben im Alter gestalten - Teilhabe von alteren Menschen mit geistiger Behinde-
rung und hohem Unterstitzungsbedarf™.

Bis zum 31. August 2015 konnen Projekte eingereicht werden , die dazu beitragen, das
Bild von alten Menschen mit geistiger Behinderung in der Offentlichkeit zu veréndern, die
selbstbestimmte Teilhabe im Alter sicherzustellen und weiterzuentwickeln, oder die Ge-
meinde mit ihren vielféltigen Angeboten und Diensten fiir Menschen mit Behinderung im
Alter durch Inklusion und Vernetzung der Akteure zu erschlieBen.

Voraussetzung ist, dass in dem Projekt alte Menschen mit geistiger Behinderung und ho-
hem Unterstitzungsbedarf einbezogen sind und es sich um gelebte Praxis handelt.

Der DHG- Preis ist mit insgesamt 3000 € dotiert. IThre Bewerbung mit einer max. 5-
seitigen Projektbeschreibung schicken Sie bitte an

Prof. Dr. Friedrich Dieckmann

Katholische Hochschule Nordrhein-Westfalen

Piusallee 89, 48147 Miinster

f.dieckmann@Kkatho-rw.de

Néhere Informationen (Flyer zur DHG-Preis) unter: www.dhg-kontakt.de
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Thema 2015

Leben im Alter gestalten - Teilhabe von dlteren Menschen mit geistiger Behinde-
rung und hohem Unterstiitzungsbedarf

Immer mehr Menschen mit geistiger Behinderung und hohem Unterstlitzungsbedarf er-
reichen das Seniorenalter - eine erfreuliche Entwicklung.

Zu dem Personenkreis mit hohem Unterstitzungsbedarf zahlen Menschen mit schwerer
geistiger oder mehrfacher Behinderung sowie Menschen mit geistiger Behinderung und
herausforderndem Verhalten, die alt geworden sind. Dazu gehdren auch Menschen mit
geistiger Behinderung, deren Unterstiitzungsbedarf erst im Alter angestiegen ist, z. B.
aufgrund von Kompetenzverlusten oder chronischen Erkrankungen.

In der Offentlichkeit wird das Bild von alten Menschen mit geistiger Behinderung oft ein-
seitig negativ auf Pflegebedlirftigkeit, EinbuBen und Gebrechlichkeit reduziert. Die Frei-
heiten und positiven Mdglichkeiten von Lebensgestaltung, die das Alter heute wie nie
zuvor bietet, werden nicht thematisiert.

Es besteht die Gefahr, dass gerade alter werdende Menschen mit hohem Unterstiitzungs-
bedarf in Pflegeeinrichtungen gedrangt werden. Das Recht auf Teilhabe, der Anspruch auf
Eingliederungshilfe gilt ein Leben lang. Art. 8 der UN-BRK fordert explizit dazu auf, ,Vor-
urteile gegeniiber Menschen mit Behinderung auch aufgrund des Alters in allen Lebens-
bereichen zu bekampfen.”

Menschen mit hohem Unterstitzungsbedarf dabei zu unterstiitzen, diese Lebensphase zu
gestalten, teilzuhaben an dem, was das Alter an Lebenschancen bietet, und gleichzeitig
ihnen zu helfen, mit Verlusten und Beeintrachtigungen im Alter bis zum Lebensende zu-
rechtzukommen, ist eine herausfordernde neue Aufgabe.

Vom Alter aus verandert sich zudem der Blick auf die Unterstlitzung auch in friiheren
Lebensjahren: auf die Entwicklung eines gesundheitsforderlichen Lebensstils, auf die Ar-
beit mit Angehérigen und Freunden, auf die Gestaltung von unterstiitzten Wohnarrange-
ments.

Themen der Lebensphase Alter sind u. a.

die Vorbereitung auf den Ruhestand und die Phase des Ubergangs
der Erhalt des vertrauten Wohnumfeldes

eine altersgerechte barrierefreie Umgebung und Hilfsmittel

die Teilhabe am Leben im Quartier

die Gestaltung freier Zeit

die Unterstitzung der Beziehungen zu Angehérigen und Freunden
ein gesundheitsféordernder Lebensstil

die Aufrechterhaltung von Mobilitdt

die Sicherung der Haushaltsfiihrung

eine bedarfsgerechte und qualifizierte Pflege

der Umgang mit akuten und chronischen Erkrankungen (einschl. Demenz)
die Begleitung am Lebensende: Sterben, Tod, Trauer

Der DHG-Preis wiirdigt innovative Beispiele, die eine selbstbestimmte Teilhabe
von Menschen mit geistiger Behinderung und hohem Unterstiitzungsbedarf im
Alter sichern und erweitern.
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Zweck

Die Deutsche Gesellschaft fiir seelische Gesundheit
bei Menschen mit geistiger Behinderung (DGSGB)
verfolgt das Ziel, bundesweit die Zusammenarbeit, Deutsche Gesellschaft fiir seelische Gesundheit
den Austausch von Wissen und Erfahrungen auf dem bei Menschen mit geistiger Behinderung e.V.
Gebiet der seelischen Gesundheit von Menschen mit
geistiger Behinderung zu férdern sowie Anschluss an
die auf internationaler Ebene gefiihrte Diskussion zu
diesem Thema zu finden.

Hintergrund

Menschen mit geistiger Behinderung haben besondere Risiken fiir ihre seelische Gesundheit in Form von
Verhaltensauffélligkeiten und zusdtzlichen psychischen bzw. psychosomatischen Stérungen. Dadurch wird ihre
individuelle Teilhabe an den Entwicklungen der Behindertenhilfe im Hinblick auf Normalisierung und Integration
beeintrdchtigt Zugleich sind damit besondere Anforderungen an ihre Begleitung, Betreuung und Behandlung im
umfassenden Sinne gestellt. In Deutschland sind die fachlichen und organisatorischen Voraussetzungen fiir eine
angemessene Fdrderung von seelischer Gesundheit bei Menschen mit geistiger Behinderung noch erheblich
entwicklungsbediirftig. Das System der Regelversorgung auf diesem Gebiet insbesondere niedergelassene
Nervendrzte und Psychotherapeuten sowie Krankenhauspsychiatrie, geniigt den fachlichen Anforderungen oft
nur teilweise und unzuldnglich. Ein differenziertes Angebot pddagogischer und sozialer Hilfen flir Menschen mit
geistiger Behinderung bedarf der Ergdnzung und Unterstiitzung durch fachliche und organisatorische
Strukturen, um seelische Gesundheit fiir Menschen mit geistiger Behinderung zu férdern. Dazu will die DGSGB
theoretische und praktische Beitrdge leisten und mit entsprechenden Gremien, Verbdnden und Gesellschaften
auf nationaler und internationaler Ebene zusammenarbeiten.

Aktivititen

Die DGSGB zielt auf die Verbesserung

e der Lebensbedingungen von Menschen mit geistiger Behinderung als Beitrag zur Prédvention psychischer
bzw. psychosomatischer Stérungen und Verhaltensauffilligkeiten

e der Standards ihrer psychosozialen Versorgung

e der Diagnostik und Behandlung in interdisziplindrer Kooperation von Forschung, Aus-, Fort- und
Weiterbildung

e des fachlichen Austausches von Wissen und Erfahrung auf nationaler und internationaler Ebene.

Um diese Ziele zu erreichen, werden regelmdfig lUberregionale wissenschaftliche Arbeitstagungen abgehalten,
durch Offentlichkeitsarbeit informiert und mit der Kompetenz der Mitglieder fachliche Empfehlungen
abgegeben sowie betreuende Organisationen, wissenschaftliche und politische Gremien auf Wunsch beraten.
Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft steht jeder Einzelperson und als korporatives Mitglied jeder Organisation offen, die an der
Thematik seelische Gesundheit fiir Menschen mit geistiger Behinderung interessiert sind und die Ziele der
DGSGB férdern und unterstiitzen wollen.

Die DGSGB versteht sich im Hinblick auf ihre Mitgliedschaft ausdriicklich als interdisziplindre Vereinigung der
auf dem Gebiet tdtigen Fachkrdfte.

Organisation

Die DGSGB ist ein eingetragener gemeinniitziger Verein. Die Aktivitdten der DGSGB werden durch den Vorstand
verantwortet. Er vertritt die Gesellschaft nach aufien. Die Gesellschaft finanziert sich durch Mitgliedsbeitrdge
und Spenden.

Vorstand Postanschrift

Prof. Dr. Michael Seidel, Bielefeld (Vorsitzender) Geschdftsstelle der DGSGB

Dipl. Psych. Dr. Jan Glasenapp, Schwébisch Gmiind (Stellv. Vors.) Frau Steffi Kirch

Prof. Dr. Theo Klauf3, Heidelberg (Stellv. Vorsitzender) Erlenweg 15, 32105 Bad Salzuflen
Dr. Brian Barrett, Meckenbeuren (Schatzmeister) Tel.: +49 52229830590

Juniorprof. Dr. Pia Bienstein, Kéln dgsgb.geschaeftsstelle@t-online.de

Dr. Knut Hoffmann, Bochum
Priv.Doz. Dr. Tanja Sappok, Berlin
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Gesellschaft e.V.

Aktuelle
DHG-Schriften

Mehr Teilhabechancen

fiir Menschen mit geistiger Behinderung und komplexem Unterstiitzungsbedarf
Anforderung ein modernes Teilhaberecht.

Dokumentation der Fachtagung von DHG und DGSGB vom 29./30.01.2015 in Berlin. m
Berlin/Jilich 2015 (118 S. /€15,00 / € 12,00) ISBN 978-3-9817519-0-1

Menschen mit geistiger Behinderung im MaRregelvollzug
Herausforderungen fiir die Behindertenhilfe.

Dokumentation der Fachtagung vom 6. und 7. Dezember 2012 in Berlin.
Berlin/Julich 2013 (209 S. / vergriffen; als CD: 7,50 €)

Perspektiven fiir Menschen mit geistiger Behinderung

im Malregelvollzug
Expertise im Auftrag der DHG. Von Erik Weber.
Darmstadt/ Julich 2012 (68 S.; EUR 10,00 € / 12,00)

Leben so wie Du und Ich

Wege zur Teilhabe in der Gemeinde und Gesellschaft von Menschen mit geistiger Behinderung
und hohem Unterstiitzungsbedarf.

Beitrage und Projektbeschreibungen zu den DHG-Preisen 2008 und 2010; Jilich 2011

(106 S./ €10,00)

Ausgrenzen — Begrenzen — Entgrenzen?

Teilhabechancen von behinderten Menschen mit schwerwiegend herausforderndem Verhalten.
Tagungsbericht DHG/Netzwerk Intensivbetreuung. Heidelberg/Julich 2010

(194 S./€12,00) ISBN 978-3-00-032022-4

Bestelladresse und weitere DHG-Schriften zum Download

www.dhg-kontakt.de mail@dhg-kontakt.de
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Die DHG will dazu beitragen, D_eut_s::he :
die Lebensqualitdt von geistig HEI'PE da gﬂng'ChE'
behinderten Menschen mit Gesellschaft e.V.

einem hohen personellen
Hilfebedarf zu verbessarn.”

Deutsche Heilpddagogische Die DHG will dazu beitragen, die Lebens-

Gesellschaft e V. qualitét von geistig behinderten Menschen
mit einem hohen personellen Hilfebedarf zu

m berufsiibegraifend verbessern:

m interdisziprlingr Menschen mit Schwerst- und Mehrfachbe-

B innovativ hinderungen, mit Sinnesbesintrachtigungen,
mit Verhaltensauffalligkeiten oder psychi-

Ein Fachverband in der schen Erkrankungen.

Behindertenhilfe zum Mitmachen

AuBerdem machte die DHG innovative

m sich Gber aktuelle Entwicklungen Entwicklungen in der Behindertenpolitik
auszutauschen und in der Praxis der Behindertenarbeit
m neue Ziele entwickeln vorantreiben:
m sich engagieren im Kreise Mehr Lebens- und Wohnqualitat, Selbst-
anderer Menschen bestimmung, Individuelle Hilfeplanung,
Personliche Assistenz, Persénliches Budget,
Die DHG wurde 1991 gegriindet, um die Gleichstellung, Sozialraumorientierung
Enthospitalisierung vieler geistig behinderter — auch fir behinderte Menschen mit hohem
Menschen aus psychiatrischen Kranken- oder speziellem Hilfebedarf.
hdusern und anderen Grokeinrichtungen
voranzutreiben und sich fir individuelle Aktivitdaten der DHG
gemeindeintegrierte Wohnangebote und
Hilfen einzusetzen. m Fachlicher Austausch
m Fachtagungen
m DHG-Schriften
m Expertisen
m DHG-Preis
m Fachpolitische Stellungnahmen
m Kooperation mit anderen Fachverbdnden

www.dhg-kontakt.de ISBN 978-3-9817519-0-1



